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Liebe Leserinnen und Leser,

dieses Heft beginnt mit einem 
Nachruf: Wer das Leben und das 

Wirken von Bernhard Wydra für den 
deutschen und internationalen  Straf-
vollzug seit 1968 begleitet hat, emp-
findet den tiefgehenden Verlust dieses  
„herausragenden Repräsentanten und 
liebenswerten Menschen von einzigar-
tigem Charisma“. Bernhard Wydra wird 
unvergessen bleiben.

Das Titelthema dieses Heftes lautet 
„Komplexleistung Resozialisierung 

– im Verbund zum Erfolg“. Damit ver-
tieft FORUM STRAFVOLLZUG  die Be-
richterstattung der letzten Jahre zu den 
Themen „Integrierte Resozialisierung“, 
„Nachsorge“, „Übergangsmanagement“, 
„Verbundsysteme“ und „Wirkungsori-
entierung“. 

Der deutsche Strafvollzug steht 
offensichtlich vor wichtigen Weichen-
stellungen: Fortsetzung des bisherigen 
Weges der Optimierung des Behand-
lungsvollzugs und zugleich konzeptio-
nelle und strukturelle Fortentwicklung 
mit dem Ziel der Verbesserung der 
Wiedereingliederung nach der Entlas-
sung – Vollzug also als Teil einer „Wert-
schöpfungskette Resozialisierung“, die 
ambulante und stationäre Maßnahmen 
verzahnt.
Die Beiträge in diesem Heft zeigen, dass 
alle Bundesländer mit einer Vielzahl von 
Projekten mit einer entsprechenden 
Netzwerkentwicklung begonnen ha-
ben.  

Besonders eindrucksvoll ist in diesem 
Zusammenhang die Reportage, die 

im letzten Jahr im „Kölner Stadtanzei-
ger“ erschienen ist. Die Redakteurin 
Anja Katzmarzik hat Tino M. 68 Tage 
auf seinem Weg aus der Jugendanstalt 
Siegburg in die Freiheit und zurück in 
die U-Haft begleitet.

Gescheiterte Wiedereingliederungs-
prozesse nach diesem Muster  gehören 
nicht nur in Deutschland zum Alltag 
– idealtypisch werden konzeptionelle 
und strukturelle Lücken im System der 
Resozialisierung deutlich. Diese Falldar-
stellung hat in Köln die beteiligten Orga-
nisationen zu weiterführenden Überle-
gungen veranlasst: ein vom Verein „Wir 
helfen“ gefördertes Modellprojekt will 
ein Verbundsystem Integrierter Reso-
zialisierung entwickeln, dass derartige 
Betreungsabbrüche und Systemmängel 
verhindert. FORUM STRAFVOLLZUG wird 
berichten.

Wir danken Frau Katzmarzik und 
dem „Kölner Stadtanzeiger“ für die  
Genehmigung zum Nachdruck. 

In den letzten Tagen hat die Rücksen-
dung der ausgefüllten Fragebogen 

unserer Leserbefragung noch einmal 
zugenommen – die Projektgruppe der 
Uni Köln unter Leitung von Prof. Dr. 
Philipp Walkenhorst wird ca. 150 Mei-
nungsäußerungen unserer Leserinnen 
und Leser auswerten können. Die Re-
daktion ist gespannt auf die Ergebnisse 
und offen für weiterführende Verände-
rungen. In Heft 3 sollen die Auswertung 
veröffentlicht werden.

Dieses Heft ist von 48 Seiten um 
8 Seiten auf 56 Seiten erweitert 

worden – dies liegt zum einen an der Be-
deutung des Titelthemas, zum anderen 
an dem Stau von wichtigen Beiträgen, 
der in unserem Lektorat eingetreten ist. 
Das neue Konzept von FORUM STRAF-
VOLLZUG hat zu einer erfreulich großen  
Resonanz sowohl bei Praktikern wie 
bei Wissenschaftlern geführt, die sich 
mit ihren Aufsätzen in FORUM STRAF-
VOLLZUG an der Fortentwicklung der 
Fachdiskussion beteiligen wollen. 

Wir bitten also um Verständnis – 
die Seitenzahl ist prinzipiell begrenzt, 
Aktualität hat zudem häufig Vorrang. 
Soweit die Redaktion selbst um Beiträ-
ge gebeten hat, haben diese natürlich 
Vorrang. Dankbar sind wir auch für Ei-
geninitiativen – aber der Abdruck kann 
nicht garantiert werden.

Wir wünschen Ihnen wie immer eine 
spannende Lektüre !

Ihr
Bernd Maelicke  

  
 
 

 

berndmaelicke@aol.com
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Justizvollzugsschule bekleidet, das wie 
kein anderes Spitzenamt im bayerischen 
Justizvollzug im öffentlichen Interesse 
steht. Während seiner Amtszeit hat er 
als hoch kompetenter, liebenswerter 
und sympathischer Fachmann Maßstä-
be gesetzt. 

Bernhard Wydra hat die Bayerische Ju-
stizvollzugsschule mit Weitsicht ausge-
baut. Die Verbindung von Theorie und 
Praxis war ihm dabei ebenso wichtig 
wie die interdisziplinäre Wissensver-
mittlung über die einzelnen Berufsgrup-
pen hinaus.
Die ihm zur Ausbildung anvertrauten 
jungen Beamtinnen und Beamten hat 
Herr Wydra immer als eigenständige 
Persönlichkeiten angesehen, die in 
ihrer späteren beruflichen Praxis die 
Gefangenen ebenfalls als individuelle, 
mit positiven wie negativen Persön-
lichkeitsmerkmalen ausgestattete Per-
sonen annehmen müssen. 
Die Zahl der maßgeblich von Herrn 
Wydra geprägten Fort- und Weiter-
bildungsveranstaltungen ist in seiner 
Amtszeit ständig gestiegen. In der für 
ihn typischen liebenswürdigen, gleich-
zeitig bestimmten und klaren Art hat er 
stets darauf hingewiesen, dass enga-
gierte Arbeit im Strafvollzug vor allem 
auf Respekt vor der Sichtweise anderer 
beruht. 
Weitere Markenzeichen seiner Arbeit 
waren vielfältige Maßnahmen der Or-
ganisationsentwicklung. Es sei an dieser 
Stelle nur an die verschiedenen Semi-
nare für Führungskräfte und die brei-
te Palette der Supervisionsveranstal-
tungen erinnert, die Herr Wydra nicht 
nur initiiert, sondern zu einem großen 
Teil selbst geleitet hat.
Die Bayerische Justizvollzugsschule hat 
sich unter der Leitung von Herrn Wydra 
national und international einen ausge-
zeichneten Ruf erworben. Sie ist zu einer 
hoch geschätzten Begegnungsstätte 
geworden, an der ein lebhafter und für 

Am 31. Januar 2009 verstarb im Alter 
von 70 Jahren der langjährige Leiter 
der Bayerischen Justizvollzugsschule, 
Herr Leitender Regierungsdirektor a. D. 
Bernhard Wydra. Mit großer Bestürzung 
haben Weggefährten, Freunde und Kol-
legen diese Nachricht aufgenommen. 

Bernhard Wydra begann seine Laufbahn 
am 1. Oktober 1968 an der Justizvoll-
zugsanstalt München. Seine doppelte 
Ausbildung als Jurist und Psychologe 
bildete die ideale Grundlage für sei-
nen einzigartigen Weg im bayerischen 
Justizvollzug. Schon damals ist seine 
offensichtliche und lebhafte Freude zu 
Tage getreten, mit anderen Menschen 
in Kontakt zu treten, an ihren Interes-
sen und Sorgen Anteil zu nehmen und 
auf Gefangene und Mitarbeiter ebenso 
freundlich und verständnisvoll wie be-
stimmt einzuwirken. 
Ab 1. Juli 1970 wirkte Herr Wydra an der 
Justizvollzugsanstalt Straubing.
Im Jahr 1975 sammelte er während 
eines mehrmonatigen Aufenthalts in 
den USA wertvolle Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Psychotherapie und 
der Gruppenarbeit, die er anschließend 
mit großem Erfolg in seine weitere be-
rufliche Tätigkeit eingebracht hat.
Nach seiner Rückkehr wurde Herr Wydra 
zum stellvertretenden Leiter der Justiz-
vollzugsanstalt Straubing ernannt. Am 
1. Januar 1979 übernahm er die Leitung 
der Justizvollzugsanstalten Bamberg 
und Kronach.
Aufgrund seiner herausragenden 
Leistungen und seiner bemerkens-
werten pädagogischen Fähigkei-ten 
wurde Herrn Wydra am 1. April 1985 die 
Leitung der wenige Jahre zuvor gegrün-
deten Bayerischen Justizvollzugsschule 
Straubing übertragen.
Bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand 
am 1. Dezember 2003 hat Herr Wydra 
fast 19 Jahre lang das verantwortungs-
volle, seine gesamte Persönlichkeit for-
dernde Amt des Leiters der Bayerischen 

alle Beteiligten fruchtbarer Meinungs-
austausch stattfindet.

Über 35 Jahre hinweg hat Herr Wydra an 
herausragender Stelle Verantwortung 
im bayerischen Strafvollzug getragen 
und sich als allseits anerkannter und 
geschätzter Fachmann erwiesen.
Die hohe persönliche Identifikation mit 
dem Strafvollzug hat sich Herr Wydra 
über seine aktive Dienstzeit hinaus be-
wahrt. Er stand dem Justizvollzug selbst 
in seinem Ruhestand mit Rat und Tat 
zur Verfügung. 
Seine besonderen beruflichen Erfah-
rungen waren ausschlaggebend dafür, 
dass Herr Wydra nach seiner Pensio-
nierung vom Europarat damit beauft-
ragt wurde, als Experte beim Projekt 
„Modernisierung der Justiz und Re- 
form des Gefängniswesens“ in der Tür-
kei mitzuarbeiten.

Der Weggang von Herrn Wydra ist auch 
für seine Freunde und Kollegen, für das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz und für den 
gesamten bayerischen Strafvollzug ein 
schwerer Verlust. Der bayerische Justiz-
vollzug verliert mit Herrn Wydra einen 
herausragenden Repräsentanten und 
einen liebenswerten Menschen von 
einzigartigem Charisma.

Nachruf zum Tod von Bernhard Wydra
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Immer mehr ältere Häftlinge 
in Nordrhein-Westfalens 
Gefängnissen

Seit Jahren steigt die Zahl älterer Häft-
linge in Nordrhein-Westfalens Gefäng-
nissen:

Insgesamt sitzen in Nordrhein-West- -
falen rund 18 000 Menschen hinter 
Gittern.
Im Jahr 2004 gab es landesweit 395  -
Häftlinge über 60 Jahre. Im Jahr 2008 
wurden bereits 484 gezählt.
Der älteste Häftling ist 84 Jahre alt. Er  -
wurde wegen versuchten Totschlags 
zu einer Freiheitsstrafe von fünfein-
halb Jahren verurteilt. Entlassungs-
termin: 2010.
Pflegeabteilungen für ältere Ge- -
fangene, aber auch jüngere kranke 
Häftlinge, gibt es in den Justizvoll-
zugsanstalten in Hövelhof und Bo-
chum. Dort sind insgesamt 70 Plätze 
eingerichtet. 
Nach Angaben des Justizministe- -
riums sind die Sachkosten für die 
ärztliche Versorgung aller Häftlinge 
in den letzten Jahren gestiegen. Der 
Haushaltsentwurf 2009 sieht 9,8 Milli-
onen Euro vor. Welche Kosten speziell 
durch ältere Gefangene entstehen, ist 
aber nicht statistisch erfasst. 
In der JVA Detmold gibt es seit Juli  -
2007 eine spezielle Abteilung mit 
22 Plätzen für Häftlinge ab 62 Jahre. 
Eine Erweiterung des Bereiches auf 
42 Plätze ist geplant.
Die Einrichtung eines Senioren- -
Gefängnisses ist nach Angaben des 
NRW-Justizministeriums nicht vor-
gesehen.

Justizministerium Nordrhein-Westfalen

Gut landen statt stranden!

Stabile Übergänge zwischen Be-
währungshilfe und Justizvollzug; 
Praxisansätze aus Deutschland und 
Europa

Unter diesem Thema steht eine 
Fachtagung, die das Justizministeri-
um Mecklenburg-Vorpommern in Zu-
sammenarbeit mit dem Europäischen 
Sozialfonds, der DBH e.V. sowie der 
Deutschen Stiftung für internationale 
rechtliche Zusammenarbeit IRZ e.V. vom 
28. bis 30. April 2009 in Binz auf Rügen 
veranstaltet.

In das unkoordinierte Nebenei-
nander der Arbeitsfelder des straf-
rechtlichen Sanktionssystems kommt 
Bewegung: Im ambulanten Bereich ist in 
einigen Landesjustizverwaltungen die 
organisatorische Zusammenfassung 
von Gerichtshilfe, Bewährungshilfe 
und Führungsaufsicht zu den Sozialen 
Diensten der Justiz vollzogen worden. 
Gleichfalls sind unter dem Stichwort 
„Übergangsmanagement“ erste Schritte 
eingeleitet worden, um die Übergänge 
zwischen ambulanten und stationären 
Arbeitsfeldern zu gestalten. Dabei geht 
es neben der Zusammenarbeit zwi-
schen Justizvollzug und den Sozialen 
Diensten auch um die systematische 
Einbeziehung von anderen staatlichen 
sowie privaten Kooperationspartnern 
(z. B. Gerichte, Jugendgerichtshilfe, 
Polizei, Bildungsträger, Freie Straffälli-
genhilfe).

Die Fachtagung bietet die Möglich-
keit, sich vertiefend mit unterschied-
lichen Fragen der Übergangsgestaltung 
zwischen ambulanter und stationärer 
Straffälligenarbeit auseinander zu set-
zen. Dazu werden in vier halbtägigen 
Foren jeweils drei Einstiegsreferate mit 
anschließenden Workshops und einer 
zusammenfassenden Podiumsdiskussi-
on angeboten. Inhalte der Foren sind:

Rechtliche Rahmenbedingungen -
Spezielle Klientengruppen -
Kooperation mit externen Partnern -
Integration in Ausbildung und Ar- -
beit

Ausgewiesene Experten aus unter-
schiedlichen Landesjustizverwaltungen 
und dem Ausland konnten als Refe-
renten gewonnen werden.

Aufgrund der bereits jetzt schon 
großen Nachfrage empfiehlt sich eine 
rechtzeitige Anmeldung.

Auskünfte und Anmeldungen:
Bildungsstätte Justizvollzug Mecklen-
burg-Vorpommern
Martina Lettow, Tel. 03843/2 83-742
m.lettow@fh-guestrow.de

Gespaltene Städte? 
Studie zur sozialen und 
ethnischen Segregation 
in deutschen Großstädten

Jürgen Friedrichs (Soziologe) und 
Sascha Triemer (Diplom-Geograph) 
haben die 15 größten deutschen Städ-
te über einen Zeitraum von 15 Jahren 
untersucht. Nach ihrer Studie hat nicht 
nur die Armut in diesen Städten im 
Untersuchungszeitraum (1990 – 2005) 
zugenommen, sondern auch die räum-
liche Trennung von Arm und Reich. So 
konzentrieren sich Personen, die Sozial-
hilfe beziehen, in wenigen Stadtteilen, 
und in Stadtteilen mit einem mittleren 
oder hohen Anteil von Armen steigt die-
ser Anteil weiter an. Diese „sozialräum-
liche Trennung“ von Armen und Nicht-
Armen ist nach der Studie in Köln am 
auffälligsten, in Stuttgart am wenigsten 
auffällig. Die räumliche Absonderung 
erklären die Autoren vor allem durch 
drei Faktoren: Hohe Arbeitslosenquote, 
geringe Fortzüge der Deutschen und 
ein hoher Anteil an Sozialwohnungen. 
Die Wirtschaftskraft der Stadt führt da-
gegen nicht zwangsläufig zu geringerer 
Armut und weniger räumlichen Tren-
nung. Des Weiteren zeigt die Studie, 
dass in den deutschen Großstädten die 
Trennung von Migranten und Nicht-
Migranten abgenommen hat, was auf 
eine stärkere Integration der Migranten 
hindeutet. Nach der Studie ist die sozi-
alräumliche Trennung von Migranten 
und Nicht-Migranten in Dortmund am 
ausgeprägtesten, ihre Integration in 
München hingegen am stärksten. 

Quelle: Friedrichs, J., S. Triemer, Ge-
spaltene Städte? Soziale und ethnische 
Segregation in deutschen Großstädten. 
Wiesbaden 2008
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Auswirkungen von Gewalt-
erfahrungen im Kindes- und 
Jugendalter  

Die Ergebnisse einer Befragung von 14 
– 24 Jahre alten Gefangenen (N=1.526) 
zeigen, dass es bei Gewaltprävention 
vor allem auf eine frühe Intervention im 
familiären und schulischen Umfeld an-
kommt. Die Insassen wurden nach ihren 
Opfererfahrungen im Kindes- und Ju-
gendalter, sowie nach eigenem gewalt-
tätigen Verhalten befragt. Dabei stellte 
sich heraus, dass diejenigen Befragten, 
die als Kinder körperlich misshandelt 
wurden, als Jugendliche ein doppelt 
so hohes Viktimisierungsrisiko aufwei-
sen wie die Vergleichsgruppe. Ebenso 
steigt bei ihnen die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie selbst zu Gewalttätern werden. 
Eine geringere Neigung zu Gewalttaten 
wiesen hingegen die Befragten auf, die 
sowohl im Kindes- als auch im frühen 
Jugendalter Opfer von Gewalthand-
lungen wurden.

Quelle: Hosser, D., Raddatz, S., Windzo, 
M. (2007), Child Maltreatment, Revictimi-
zation, and Violent Behavior, in: Violence 
und Victims, 22 (3), 318-333.

Änderung des 
Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes

Für die Untersuchungshaft wird künftig 
in Niedersachsen das Gericht zustän-
dig sein, das auch über den Erlass und 
den Fortbestand des Haftbefehls nach 
Bundesrecht entscheidet und daher 
vertraut mit dem Verfahren ist.  Ferner 
wurde dem Wunsch der gerichtlichen 
und staatsanwaltlichen Praxis nach 
Übertragungsmöglichkeiten, z. B. bei 
der Briefkontrolle auf die mit der Er-
mittlung betraute Staatsanwaltschaft 
jetzt Rechnung getragen.

Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 
zur internationalen 
Vollstreckungshilfe:
Heimatvollstreckung einer im Ausland 
(hier: Frankreich) verhängten unbe-
dingten Freiheitsstrafe in Deutschland 
ist verfassungsgemäß

Die 2. Kammer des Zweiten Senats des 
Bundesverfassungsgerichts hat die Ver-
fassungsbeschwerde eines deutschen 
Geschäftsmanns gegen eine Vollstre-
ckungsübernahmeentscheidung nicht 
zur Entscheidung angenommen.

Die zuständigen Strafgerichte hat-
ten es abgelehnt, die Vollstreckung der 
gegen den Beschwerdeführer in Frank-
reich verhängten vollstreckbaren Frei-
heitsstrafe von 15 Monaten in Deutsch-
land zur Bewährung auszusetzen. Dies 
verstößt nicht gegen das Freiheits-
grundrecht des Beschwerdeführers.

Bei der Anwendung der einschlä-
gigen innerstaatlichen und völkerrecht-
lichen Regeln über die Rechtshilfe im 
Bereich der Vollstreckungsübernahme 
ist den Gerichten ein verfassungsrecht-
lich erheblicher Rechtsfehler nicht un-
terlaufen, zumal es an einer § 56 StGB 
entsprechenden Vorschrift über die pri-
märe Bewährungsaussetzung in diesem 
Bereich fehlt. Ob das Freiheitsgrund-
recht es möglicherweise gebietet, die 
hinsichtlich der Strafaussetzungsfrage 
im Rechtshilferecht bestehende Lücke 
durch eine Rechtsfortbildung im Sinne 
des Beschwerdeführers zu füllen, hat 
die Kammer nicht abschließend ge-
prüft, weil die Verfassungsbeschwerde 
insoweit nicht den Begründungsanfor-
derungen genügt.

Quelle: 
Pressemitteilung Nr. 7/2009 des BVerfG 
vom 28. Januar 2009. Der gesamte Text 
des Beschlusses kann auf folgender URL 
eingesehen und bei Bedarf herunterge-
laden werden: 
h t t p : / w w w. b u n d e s v e r f a s s u n g s -
g e r i c h t . d e / e n t s c h e i d u n g e n /
rk20090114_2bvr149208.html

„Ambulanter Justizsozial-
dienst“ wurde in Nieder-
sachsen dem OLG Oldenburg 
zugeordnet
Im Juli 2008 hatte die Landesregierung 
beschlossen, die 11 Bewährungshilfe-
stellen bei den Landgerichten und die 
11 Gerichtshilfestellen bei den Staatsan-
waltschaften zu einem neuen leistungs-
starken Ambulanten Justizsozialdienst 
zusammenzufassen und mit Wirkung 
vom 01.01.2009 dem Oberlandesge-
richt Oldenburg zuzuordnen.

Als ersten Leiter der Abteilung Am-
bulanter Justizsozialdienst wurde nun  
der Vorsitzende Richter am Oberlandes-
gericht Dr. Stefan von der Beck berufen, 
der zugleich das Amt des Geschäftsfüh-
rers der Stiftung Opferhilfe Niedersach-
sen übernimmt.

An der Verwaltung der landesweit 
etwa 300 Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeiter der Bewährungshilfe und 
der Gerichtshilfe waren bisher 29 Be-
hörden beteiligt. Die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften werden nun von 
der Nebenaufgabe der Verwaltung der 
sozialen Dienste entlastet. Mit dem 
neuen zweistufigen Verwaltungsauf-
bau entstehen für die Justizsozialarbeit 
kürzere Entscheidungs- und Lenkungs-
wege. Ziele sind mehr Effizienz, mehr 
Eigenständigkeit und mehr Identität.

Die Verbesserung des Übergangs-
managements zwischen dem Justizvoll-
zug und der ambulanten Straffälligen-
hilfe ist ein Schwerpunkt der weiteren 
Arbeit. In mehreren Projekten werden 
Verfahrensweisen erprobt. Dazu gehört 
auch das Projekt „Fit für die Zukunft“ 
im offenen Erwachsenenvollzug in Lin-
gen, Burgdorf und Wilhelmshaven. 15 
neue Stellen sind für das Projekt K.U.R.S., 
Konzeption zum Umgang mit rückfall-
gefährdeten Sexualstraftätern und Se-
xualstraftäterinnen in Niedersachsen, 
im Haushalt 2009 bereitgestellt worden. 
Außerdem kann das erfolgreiche Pro-
jekt AussteigerhilfeRechts nun in den 
Regelbetrieb überführt und verstärkt 
werden. Ebenso sollten der Opferschutz 
und die Opferhilfe verbessert werden. 
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Lutzius ihrem Schützling Mut. Sie hat 
ihn vier Wochen vor seiner Entlassung 
erstmals gesehen. Heute ist sie bereits 
das zweite Mal hier. Die Vorbereitungen 
mit dem Sozialdienst der JVA sind abge-
schlossen. Durchschnittlich hat Susan-
ne Lutzius 75 Klienten. Vier besucht sei 
allein heute.

Tino bearbeitet nervös seine Un-
terlippe mit den Zähnen. Seine Mutter 
hat ihren Besuch angesagt – jetzt, da 
die Entlassung naht. „Wie soll ich mit 
ihr umgehen?“, fragt er sich. Die Mutter 
habe ihn ins Heim gegeben als er neun 
Jahre alt war. „Sie hat 19 Jahre lang 
getrunken. Aber jetzt ist sie trocken. 
Sie hat seit Neujahr nichts getrunken.“ 
Doch schwer krank sei sie in Folge ihrer 
Sucht. Leberzirrhose, Gelbsucht, Wasser 
in der Lunge, beschreibt er ihr Krank-
heitsbild. „Sie sagt, sie vermisst mich.“ 
Tino will sein „eigenes Leben auf die Bei-
ne stellen“ und „was vorweisen“. Doch 
ihn macht der Gedanke wahnsinnig: 
„Wie soll ich ihr sagen, dass ich nicht zu 
ihr nach Koblenz ziehe?“ Tino ist Sinti 
deutscher Abstammung. Familie wird 
hier besonders groß geschrieben.

Lutzius rät in Tinos Fall: Nicht zu 
viel Kontakt zu seinem alten Umfeld, 
wozu auch die Familie gehört. Statt-
dessen ein betreutes Wohnen im Carl-
Sonnenschein-Haus in Köln. Eine wei-
tere Empfehlung der JVA: Eine Arbeit 
oder Ausbildungsstelle finden - Tino hat 
sowohl Hauptschule als auch Lehre ab-
gebrochen - und eine Drogenberatung 
aufsuchen. „Ja, ich habe mit Cannabis 
Probleme gehabt“, gibt Tino zu, der täg-
lich bis zu fünf Gramm Hanf rauchte. 
Aber damit habe er nichts mehr zu tun. 
„Auch wenn man hier drinnen besser 
dran kommt als draußen. Ich bräuchte 
nur nach oben zu gehen und könnte 
Ihnen die Drogen hier auf den Tisch 
packen“, versucht er sein Gegenüber 
zu beeindrucken. Doch das ist schwer 
zu schocken. „Ich mache das fast 30 
Jahre. Ich weiß, wo die Glocken hängen“, 
kontert Lutzius. 

Regelmäßige Urinkontrollen 
Mit regelmäßigen Urinkontrollen wird 
Tino Müller, wenn er ein freier Mann 

Auf Besuch war Tino Müller nicht 
eingestellt. Genau genommen 

hat ihn während den gesamten zwei 
langen Jahren Haftzeit nicht einmal 
seine eigene Mutter besucht. Er bittet, 
einen kurzen Moment draußen auf 
dem Flur zu warten, bevor seine Zelle 
betreten werden kann.

SIEGBURG/KÖLN – Mit etwas Toilet-
tenpapier unter dem Fuß wischt der 20 
Jahre junge Mann Wasser unter dem 
Waschbecken weg. Etwas Wäsche ver-
schwindet im Bett, Schlappen darun-
ter. Dann ist Ordnung. Aufräumen geht 
schnell auf nur acht Quadratmetern. 

Er will einen guten Eindruck hin-
terlassen. Er, der von Diebstahl über 
Raub bis schwere Körperverletzung 
viele Straftaten in seiner Akte stehen 
hat. Er, der selbst noch im Gefängnis 
vier Disziplinarverfahren wegen Prüge-
leien kassierte, weshalb eine frühzeitige 
Vollzugs-Lockerung wie Ausgang oder 
Urlaub abgelehnt wurde, soll sechs 
Monate vor Verbüßen seiner gesamten 
Haftstrafe rauskommen.

Vorzeitige Entlassungen sind üblich 
bei Jugendstrafen. Der Rest der Strafe 
wird zur Bewährung ausgesetzt, sobald 
dies auch „unter Berücksichtigung des 
Sicherheitsinteresses der Allgemein-
heit“ verantwortet werden kann. Dann 
geht es raus, um nicht noch mehr Zeit 
zu verlieren. Fällt die „soziale Prognose“ 
bezüglich Wohnung, Arbeit, Schule und 
Gesetzestreue positiv aus, stimmt der 
Richter der sofortigen Entlassung zu.

Es gibt eine Kostenzusage vom 
Jugendamt Siegburg für die Unter-
bringung in einem Wohnheim in Köln-
Nippes. Für drei Monate. Die wurde zum 
zuständigen Richter geschickt. Es gibt 
die vage Hoffnung, dass er danach in 
ein weiteres Wohnheim in Sülz ziehen 
könnte. Alles nichts Genaues. Der Ter-
min der Anhörung steht noch aus.

„Das kann jetzt ganz schnell gehen“, 
macht Bewährungshelferin Susanne 

ist, ein drogenfreies Leben nachweisen 
müssen. Und zwar hier in Köln, wo er 
im Mai 2006 verhaftet worden war. Am 
Hauptbahnhof war er in eine Personen-
kontrolle geraten, hatte noch versucht 
zu flüchten - bis der Polizeibeamte in 
Zivil eine Pistole zog und sich Tino auf 
den Boden warf und ergab. Mehrere 
Raubüberfälle gingen bis dato auf sein 
Konto mit Beuten bis zu mehreren zehn-
tausend Euro. „Ich muss mit meinem ei-
genen Leben klar kommen“, wiederholt 
Tino nun gebetsmühlenartig. „Nicht, 
dass Sie denken, ich bin nicht richtig 
im Kopf oder so“, wendet er sich wie-
der Susanne Lutzius zu. „Aber könnte 
ich nicht einen Psychologen sprechen 
oder so was? Ich kriege das alles nicht 
verpackt.“ Auch habe er Angst, dass er 
sich draußen provozieren lässt und wie-
der draufschlägt. Doch am größten sei 
seine Angst, beruflich nichts vorweisen 
zu können. „Gibt es eigentlich noch Ich-
AG?“, fragt er seine Bewährungshelferin 
wie aus dem Nichts. Heute Nachmittag 
um 15 Uhr will seine Mutter kommen. 
„Sie hat gesagt, dass sie kommt.“ Oder 
war das auch wieder nur ein leeres Ver-
sprechen? 

HIntergrund
75 Prozent ohne 
Schulabschluss

In der JVA Siegburg sind zurzeit 
496 jugendliche Straftäter unterge-
bracht. Die Gesamtkapazität beträgt 
540 Plätze. Seit April ist die JVA eine 
reine Jugendhaftanstalt. Als Reakti-
on auf den Foltermord Ende 2006 
sind alle Zellen in Einzelzellen umge-
wandelt worden. In der JVA arbeiten 
neben den Vollzugsbeamten 13 Sozi-
alarbeiter, sieben Psychologen, sechs 
Lehrer, zwei Diplompädagogen und 
vier Seelsorger. 

Mehr als die Hälfte der Ge-
fangenen hat einen Migrations-
hintergrund, 75 Prozent sind ohne 
Schulabschluss. Zwei Drittel der Ge-
fangenen arbeiten; etwa 80 machen 
ihren Schulabschluss oder besuchen 
Förderkurse. 60 Prozent gelten als 
suchtgefährdet. (kaz)

Aus dem Knast 
in den Knast
Anja Katzmarzik
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noch sein „Überbrückungsgeld“ aus-
gezahlt. 532 Euro, 37 Cent. Dafür hat 
er in der Haft in einer Lackiererei ge-
arbeitet.

Ob er die Sache mit seiner Mutter 
geklärt habe, die ihn vergangene Woche 
besuchen wollte? War sie bei ihm? „Ja, 
ja“, beteuert der Sohn. „Wir haben das 
geklärt. Sie hat verstanden, dass ich in 
Köln leben werde, um was zu lernen. 
Ich kann nicht bei ihr in Koblenz sein. 
Ich hab ihr das gesagt.“ Quer über den 
Sportplatz geht es Richtung Ausgang.

Ein letzter Blick zurück 
Ein letzter Blick zurück hoch zu den 
Fenstern der „Kollegen“, die ihm nach-
sehen. „Yalla, lan! (Arabisch-Türkisch für: 
„Auf geht‘s, Junge!“) Bau kein Scheiß, 
Alter!“, tönt es. Und: „Wohin?“, ruft ei-
ner, der unsichtbar bleibt. „Nach Hause“, 
flüstert Tino. Dann bricht es aus ihm 
heraus, und er brüllt es einem Urschrei 
gleich, während er sich um die eigene 
Achse wie ein Rumpelstilzchen dreht: 
„Ich geh nach Hause! Mir sagt keiner 
mehr was!“

Auch Tino Müller spricht nicht mehr, 
während er die dicken Türen hinter sich 
lässt, die ihm ein letztes Mal aufge-
schlossen werden müssen. Grußlos geht 
er am Pförtner vorbei ins Sonnenlicht. 
„Auf Wiedersehen“ sagt man in sol- 
chen Situationen nicht.

Vor der Tür wartet ein Bus des Carl-
Sonnenschein-Hauses. Hausmeister 
Franz Deutsch, der gleichzeitig Fahrer 
ist, bietet Tino eine Zigarette an. Doch 
der „Novize“ lehnt dankend ab. „Seit 
heute bin ich Nichtraucher“, sagt er 
voll guten Willens. Ein Jugendlicher aus 
dem Carl-Sonnenschein-Haus, Thomas 
Vollmer, ist ebenfalls zur Begrüßung 
mitgekommen.

Es sind nette Leute, aber Tino ist 
unerreichbar. Er redet nur das Nötigste. 
In seinen Händen sein Entlassungsgeld. 
Nicht mal ein Portemonnaie hat er. Was 
er mit dem Geld zuerst machen will? 
„Mäckes (McDonalds) und Klamotten 
kaufen“, sagt er spontan. Und er fragt 
Thomas Vollmer: „Ist das Pascha weit 
von hier?“ „Nö! Gleich da vorne“, erwi-
dert der neue Mitbewohner und zeigt in 

Zwei Jahre hat er auf diesen Tag ge-
wartet, und jetzt, da er gekommen 

ist, kann er sich kaum auf den Beinen 
halten. Tino hat wenig geschlafen - 
und ist auch ansonsten nicht beson-
ders gesprächig.

SIEGBURG/KÖLN – Es ist halb acht 
morgens, und die letzte Nacht in der 
Zelle mit der Nummer 210 war unruhig. 
Stundenlange Gespräche mit „Kollegen“ 
hatten Vorrang. 

Abschied nehmen. Von Fenster zu 
Fenster, von Gitter zu Gitter. Das geht 
nur brüllend. Jetzt ist Tino heiser - und 
völlig übermüdet. Auch wenn es Ge-
fangenschaft war, muss der 20-Jährige 
Vertrautes verlassen. „Überhaupt erst 
mal wieder unter Leuten zu sein. Das 
wird schon komisch“, murmelt er. Ist 
es Vorfreude? Oder Angst? Tino nennt 
es Aufregung. „Ist doch normal, oder?“ 
Starrer Blick.

Sein Bettzeug zum Abliefern bei der 
Verwaltung unter den Arm gepackt, 
geht Tino wie ferngesteuert über den 
Flur. Man wagt es kaum, ihn anzuspre-
chen. „Mach‘s gut! Hau rein!“ verabschie-
det sich Nummer 219, die gerade wieder 
zu ihrer Zelle gebracht wird. Nummer 
204 wird in den Arm genommen. Auf-
munterndes Schulterklopfen. „Hau rein! 
Viel Glück draußen!“ Ein JVA-Beamter 
ruft ihm noch nach: „In der Hose gehst 
du mir nicht raus.“

Zurück bleiben eine Decke, zwei 
Teller, eine Schüssel, eine Garnitur Be-
steck, ein TV-Leihgerät und zwei Jahre 
Lebenszeit. 

Frisch gewaschen, aber ungebügelt 
ist die Kleidung, die Tino im Kleiderbeu-
tel Nr. 713 entgegennimmt. Das blaue 
Anstalts-T-Shirt gibt er in der Kammer 
ab. Ebenso die ausgebeulte schwarze 
Jogginghose. Wer keine Sachen hat, be-
kommt welche. Häftlinge werden „der 
Jahreszeit gemäß“ entlassen. 

Und der freie Mann in spe zieht sich 
um. Zurück in die Kleidung, in der er 
verhaftet worden war. - Alles was Tino 
besitzt, trägt er nun am Körper. In der 
Vollzugsgeschäftsstelle bekommt er 

Richtung des Bordells in der Hornstraße. 
Beide prusten los.

Die Fahrt geht los. Richtung Köln. 
„Ein unbeschreibliches Gefühl“, ver-
sucht Tino auf der Rückbank des Mini-
Busses sein Innenleben zu beschreiben. 
Doch bereits nach weniger Kilometern 
über die Autobahn korrigiert er sich: „Ich 
fühle mich dreckig. Ich krieg langsam 
Angst. Ich bin schon lange kein Auto 
mehr gefahren.“ Über die Zoobrücke 
geht es dennoch in die Stadt. Die RTL-
Baustelle kennt er noch nicht, ebenso 
wenig den LVR-Turm. Dafür den Dom. 
Ungläubig starrt er ihm im Vorbeifah-
ren nach. „Ich ben ene kölsche Jung“, 
antwortet er auf die Frage nach seiner 
Heimat so knapp wie unvollständig. 
Ende der Durchsage. „Ich geh nach Hau-
se!“ Aber wo soll das sein?

So sieht also Freiheit aus. Der Bus 
hält vor dem Jugendwohnheim 

Carl-Sonnenschein-Haus in Nippes. 
Ein lang gestrecktes, dreigeschossiges 
Gebäude im 50er-Jahre-Stil mit L-för-
migem, eingeschossigen Anbau zur 
Gocher Straße und zweigeschossigem 
Nebengebäude zum Hof. Und die Son-
ne strahlt tatsächlich. Im Gegensatz zu 
Tino Müller.

KÖLN – Jugendliche beäugen den 
Neuankömmling, der immer noch selt-
sam außerirdisch wirkt. Andere nörgeln 
vor dem Büro, weil sie unbedingt „den 
Chef“ sprechen wollen. Sie meinen 
Heimleiter Christoph Joerdens. Doch 
der ist im Gespräch. 

„Erst mal schön essen gehen“, träum-
te Tino Müller noch vor ein paar Minu-
ten. 532 Euro 37 Cent hat er sich in der 
Justizvollzugsanstalt Siegburg erarbei-
tet, aus der er vor einer Stunde vorzeitig 
entlassen wurde. Die Hälfte will er für 
Klamotten ausgeben. „Damit ich erst 
mal wieder weiß, wie schön das Leben 
sein kann.“ Tino wollte sich eigentlich „in 
der Stadt“ neu einkleiden. Stattdessen 
wird er schnurstracks Richtung Büro 

Bau keinen Scheiß, Alter

Jede Sekunde ist jetzt 
gefährlich!
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ja noch gar keinen Personalausweis.“ 
Überhaupt brauche er sich nicht ar-
beitslos zu melden, weil er ja jetzt in 
die Jugendwerkstatt gehe.

Der freie Mann macht sich Sorgen, 
bei der Arbeitssuche nichts vorweisen 
zu können. Zu Recht. Drei Monate Com-
puterkursus und sechs Monate Autola-
ckiererei in der Haft hat er absolviert, nur 
keinen Schulabschluss. „Aber ich kann 
arbeiten. Das ist doch das Wichtigste, 
oder?“ Joerdens macht ihm Mut: „In der 
Jugendwerkstatt können Sie verschie-
dene Arbeiten ausprobieren.“

Gewöhnungsbedürftiger Gedanke 
An den Gedanken muss sich der 20-Jäh-
rige erst gewöhnen. „Drinnen war ich 
ein Schwerverbrecher. Da muss man 
seinen Mann stehen und seine Ehre 
verteidigen“, blickt Tino zurück. In der 
Haft hatte er Probleme mit „drei, vier 
Türken“, die mit einem Eisengürtel und 
einer Gabel auf Tino losgingen. Nun hat 
er Angst, dass die Gegner auch freikom-
men: „Die meinten, wenn sie raus sind, 
hauen sie mir die Fresse ein. Ich habe 
Angst um mich.“

Tino hat aber auch selbst ein Gewalt-
problem. Bei seiner letzten Tat würgte 
er unter Drogeneinfluss eine Bekann-
te mit einem Kabel, um an ihr Handy 
zu kommen. Er habe öfters „Gefühls-
ausbrüche“, sagt er selbst. Die will er 
nun mit Hilfe in den Griff bekommen. 
Noch letzte Woche, da kam ihm beim 
Umschluss (Freizeit mit einem anderen 
Gefangenen auf dessen Haftraum) „ein 
Beamter dumm“, als sie sich „auf Zelle 
was kochen“ wollten. „Da bin ich ein 
bisschen ausgeflippt.“ Er habe gegen 
die Wand gehauen. Tränen seien ihm 
gekommen. „Wenn einer sieht, dass ich 
heule“, droht der nur 1,62 Meter Große, 
„reiß ich dem den Kopf ab.“

Was war, ist vergangen. „Doch was, 
wenn mir hier draußen einer krumm 
kommt? Ich habe Angst, ich hau den 
weg. Da fackel ich nicht lange. Dann hab 
ich gar nichts mehr.“ Der Neu-Nippeser 
sagt, er wolle sich ändern. „Ich bin schon 
zu stoppen. Ich bin ein anderer gewor-
den.“ Oder macht er nur gut Wetter?

der Heimleitung geführt. Und die sieht 
alles andere als Freizeit vor. „Warten Sie 
hier, bitte.“

Auf einer Holzbank im Flur sitzt es 
sich hart. Über ihr hängt ein Porträt 
des Namenspatrons des Heims. Carl 
Sonnenschein schaut grimmig drein. 
„Nicht nörgeln! Nicht abseits stehen! 
Nicht beleidigt sein! Zufassen!“ waren 
pädagogische Vorstellungen, wie sie 
der katholische Priester 1926 formu-
liert hat.

Ernüchtert steht Tino nach der Auf-
nahme im Foyer des Erdgeschosses da 
und sieht etwas verloren aus. Beinahe 
mitleiderregend. Heimleiter Christoph 
Joerdens weiß es besser: „Wir sind keine 
Zwangsmaßnahme. Der junge Mann ist 
freiwillig hier.“ Rund 169 Euro Taschen-
geld sind für Tino im Monat vorgesehen. 
„Er könnte stattdessen auch seine rest-
lichen Monate noch absitzen.“

Die größte Gefahr für den Haftent-
lassenen sieht der 46-jährige Sozial-
pädagoge im unkontrollierten Genuss 
lang entbehrter Freiheit: „Wenn er in 
dieser euphorischen Stimmung jetzt 
rausgeht, haut er doch sein ganzes Geld 
auf einmal auf den Kopf.“ Man kennt sei-
ne Klienten. „Er braucht sofort Struktur. 
Jede Sekunde ist jetzt gefährlich.“

Tino soll sich in der Jugendwerkstatt 
Ehrenfeld melden. Persönlich. Heute 
noch. Jetzt gleich. Da schaut der Ex-
Häftling erstaunt aus der Wäsche. „Aber 
ich wollte doch meine Familie überra-
schen. Die wissen noch gar nicht, dass 
ich raus bin.“ Die Angehörigen in Ben-
dorf bei Koblenz rechnen frühestens in 
zwei Tagen mit ihm. Wenn überhaupt. 
Tino muss sich zusammenreißen. „Ich 
will nicht die Endstrafe absitzen. Ich will 
meine zwei Drittel.“ Doch dazu muss 
er in die Jugendwerkstatt. Tino wird 
unsicher: „Es ist schwer nach zwei Jah-
ren wieder in Gesellschaft. Bei Leuten 
und so.“

In seinem Kopf schwirren Anwei-
sungen und Ratschläge von Bewäh-
rungshilfe und Betreuern. „Sie müssen 
sofort am ersten Tag zum Arbeitsamt 
gehen, sich arbeitslos melden“, hatte 
Bewährungshelferin Susanne Lutzius 
gesagt. „Unsinn“, sagt das Heim. „Er hat 

Hintergrund
Sozialpädagogisch 
begleitetes Wohnen

Dr. Carl Sonnenschein (1876–1929) 
war katholischer Priester und 
kam als Kaplan 1903 nach Köln-
Nippes, wo er sich besonders in 
der Jugendarbeit engagierte. Er 
gründete eine Berufsberatung  
und Stellenvermittlung. 

Das Jugendwohnheim „Carl-
Sonnenschein-Haus“ gibt es seit 
1956. Ziel ist die Integration bzw. 
Reintegration junger Menschen in 
Schule und Beruf.

Träger ist der „Heimstatt St. Ma-
rien e.V.“. Das Jugendwohnheim ist 
mit der Pfarrgemeinde verbunden 
und beteiligt sich an der kirchlichen 
Jugendarbeit des Katholischen Ju-
gendamtes der Stadt.

Es gibt Plätze für 61 junge Men-
schen im Alter von 16 bis 27 Jahren, 
zwölf davon werden für junge Frauen 
vorgehalten. Die genehmigten 55 
Wohnplätze des Hauses sind in 
sieben Gruppen unterteilt; weitere 
sechs Plätze werden in zwei Gruppen 
außerhalb des Hauses geführt. 

Die Bewohner können un-
ter mehreren Wohnformen wäh-
len: Einzelzimmer, Doppelzimmer, 
Wohngruppen und selbstständige 
Wohngemeinschaften. Die Kosten 
betragen pro Tag 31,63 Euro für „Be-
hördenzahler“ und einen ermäßigten 
Satz von 15,50 Euro für „Selbstzahler“, 
die schon selbst genug verdienen, 
aber sich noch nicht abgenabelt 
haben.

Mit dem „sozialpädagogisch 
begleiteten Wohnen“ sollen die Ju-
gendlichen in ihren Wohngruppen 
„autarke Gemeinschaftsformen“ ent-
wickeln. Sie verpflegen sich selbst, 
kaufen teilweise gemeinsam ein und 
sollen so Selbstverpflegung und -ver-
sorgung üben.

Die Einrichtung erhält für die 
Planstellen im Jugendwohnen päda-
gogische Beihilfen und zur Erhaltung 
der Einrichtung Investitionshilfen aus 
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dem Landesjugendplans NRW.
Für hilfebedürftige Bewohner 

kommt öffentliche Unterstützung 
in Frage. Etwa nach dem Arbeits-
förderungsgesetz (AFG) wie Berufs-
ausbildungsbeihilfe (BAB), Beihilfen 
zur beruflichen Fortbildung und 
Umschulung. Möglich sind auch 
Arbeitslosenhilfe/Arbeitslosengeld, 
Hilfen laut Bundessozialhilfegesetz 
und Hilfen über die örtlichen Jugen-
dämter. (kaz)

Mehr Informationen unter:
www.carl-sonnenschein.de

19000 in Heimen

18622 Kinder und Jugendliche-
wohnten 2006 in NRW aus den unter-
schiedlichsten Gründen in Heimen. 
15 771 lebten in Pflegefamilien, 3288 
in betreuten Wohnformen. Das geht 
aus dem aktuellen Bericht des Lan-
desamtes für Datenverarbeitung und 
Statistik für „Hilfen zur Erziehung au-
ßerhalb des Elternhauses“ hervor. 

In Heimen befanden sich damit 
49,4 Prozent der unter 21-Jährigen, 
die auf Hilfe angewiesen waren. In 
Pflegefamilien konnten 41,9 Prozent 
untergebracht werden, 8,7 Prozent in 
betreuten Wohnformen. 150 bis 170 
Euro kostet ein Heimtag pro Tag und 
Kind oder Jugendlichem insgesamt. 
Den größten Anteil machen die Per-
sonalkosten aus. (kaz)

Bonbonpapierchen neben einem halb 
vollen Plastikbecher mit Pudding. 

Außer den Lebensmitteln deutet in 
dem Einzelzimmer im Jugendwohn-
heim in Köln-Nippes nichts darauf hin, 
dass hier ein junger Mann wohnen 
sollte. Kein persönlicher Gegenstand, 
kein Foto, kein einziges Kleidungsstück. 
Nichts. Es ist ein schöner Sommertag.

Heimleiter Christoph Joerdens trägt 
den „Ausgang“ mit Fassung. Er berichtet, 
dass sein Schützling schon wenige Tage 
nach seinem Einzug verschwunden sei 
und sich erst auf telefonische Nachfrage 
hin „krank“ gemeldet habe, um seine 
Familie bei Koblenz zu besuchen. „Der 
kommt wieder“, ist Joerdens sicher. „Das 
hält er nicht durch.“

Kommt Tino nicht wieder, wäre das 
ein Verstoß gegen seine Bewährungs-
auflagen (siehe „Mit neun Jahren ins 
Heim“). Doch Bewährungshelferin Su-
sanne Lutzius fehlt zurzeit jede Hand-
habe. „Er hat alle nötigen Nachweise 
bisher erbracht.“ Sie verständigt den 
Jugendrichter (noch) nicht. Tino ist zwar 
auf Bewährung, aber ein freier Mann. 
„Ich bin kein gesetzlicher Betreuer, 
der seinen Aufenthaltsort bestimmen 
kann.“ Und Joerdens setzt darauf, dass 
er den längeren Atem hat; er rechnet 
damit, dass Tino erst auf die Nase fällt, 
aber danach freiwillig Einsicht zeigt – 
und mitarbeitet. „Sobald zu Hause der 
Stress beginnt, ist er wieder da.“

In der Jugendwerkstatt Ehrenfeld, in 
der Tino arbeiten sollte, ist man besorgt. 
„Es ist immer problematisch, wenn sie 
in ihre alten Strukturen zurückfallen“, 
fürchtet Johannes Becker, Leiter der Ju-
gendwerkstätten der Jugendhilfe Köln 
e.V. Die wenigsten lernten im Gefängnis, 
sich abzugrenzen. „Die können in der 
Haft als geschütztem Rahmen noch 
so gute Prognosen erhalten, sind aber 
mit der Entlassung völlig überfordert.“ 
Andere hielten es nicht aus, frei zu sein. 
„Das ist einfach zu schön.“

„Das wird nix“ 
Schon am ersten Tag, als Tino sich 
für den Kfz-Bereich vorstellte, dachte 
Meister Hans-Otto Keppeler: „Das wird 
nix.“ Der Neuankömmling wirkte „sehr 

Dass es passiert, hatten bereits die 
Sozialarbeiter der Justizvollzugs-

anstalt Siegburg befürchtet. Dass es 
so schnell passiert, überrascht aber 
selbst erfahrene Pädagogen: Tino ist 
weg – nach nicht einmal einer Woche 
Freiheit.

KÖLN – Tinos Bett im Carl-Sonnen-
schein-Haus ist nicht gemacht. Auf dem 
blauen Teppichboden steht, warm ge-
worden, eine angebrochene Flasche 
Cola. Daneben liegen, wie arrangiert, 

Auf und davon!

unsicher und wenig interessiert“. Der 
Vorgesetzte glaubt, der Zögling hätte 
mehr Zeit gebraucht, „sich zu akklimati-
sieren“. In Haft arbeitete er als Lackierer 
– die Werkstatt sei ihm „aufgedrückt“ 
worden. Tino hatte keine Wahl – aber 
auch keine bessere Idee.

Am bislang einzigen Arbeitstag in 
Ehrenfeld dann erschien Tino mit einem 
bunten Muster in die Haare rasiert. Das 
kam nicht gut an beim neuen Arbeitge-
ber. Die Farbe verschwand - Tino aber 
auch. „Der Druck war einfach zu groß“, 
mutmaßt Keppeler. „Man hätte ihn erst 
zur Ruhe kommen lassen müssen.“

60 Prozent der Teilnehmer in den 
Jugendwerkstätten haben keinen 
Schulabschluss. So auch Tino. Viele sind 
schulmüde. „Das ist manchmal schon 
ein hartes Brot“, sagt Werkstattleiter Jo-
hannes Becker. Über Praktika mit „Klebe-
effekt“ versuchen die Pädagogen und 
Sozialarbeiter, sie zu vermitteln. Zudem 
gibt es ein eigenes Schulmüden-Projekt 
in Mülheim. 

In der Schreinerei dort bringt eine 
Ergotherapeutin den Jugendlichen 
Alltagsbewältigung bei. „Damit haben 
wir gute Erfahrungen gemacht“, so So-
zialarbeiterin Elke Schneider. Parallel 
findet eine „Kompetenzfeststellung“ 
statt. Viele seien von ihren eigenen Fä-
higkeiten überrascht. „Sie wurden oft 
abgelehnt und haben kaum Selbstwert-
gefühl. Wenn sie im Gefängnis waren, 
erst recht.“ Viele hätten auch Probleme 
in engen Räumen.

Kaum Nachbetreuung
Für aus der Haft entlassene Jugendliche 
wären mehr Einzelfallhelfer nötig, die 
die Jugendlichen früher auf ihre Entlas-
sung vorbereiten, meint Nicole Neises. 
Die stellvertretende Geschäftsführerin 
der Jugendhilfe Köln e.V. wünscht sich 
„einen Vorlauf mit der Möglichkeit zu 
schnuppern, mit mehr Wärme“. Bewäh-
rungshilfe, egal wie engagiert, könne 
das nicht leisten. „Sie bleibt für den Kli-
enten immer der Kontrolleur und ist 
negativ besetzt.“ 

Wichtig wäre für die Jugendlichen 
und für die Allgemeinheit eine „An-
kommgruppe“, so Neises, die trägerü-
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Lichtblick für Tino: Offenbar hat er 
sich in eine junge Frau verliebt. 

Dies gibt ihm spürbar Auftrieb – und 
lässt ihn berufliche Pläne schmieden, 
die eventuell eine ganz kleine Num-
mer zu groß für ihn sein könnten. Auf 
jeden Fall will er zurück nach Koblenz 
und seine Zelte in Köln abbrechen.

KÖLN – Die Erklärung für sein Ver-
schwinden ist 23 Jahre alt, brünett - und 
weiblich. Silvana (Name geändert) heißt 
sie, schwärmt Tino Müller. „Sie ist halb 
Griechin und halb Polin. Und sie arbei-
tet in einem Büro.“ Ist da etwa jemand 
verliebt? „Na ja“, kratzt er sich verlegen 
im Nacken. „Wir sind manchmal im Park 
und liegen auf einer Wiese.“ 

Tino ist wieder da und aus seinen Au-
gen spricht erstmals so etwas wie Hoff-
nung. „Aber ich weiß nicht, ob sie will.“ 
Wir gehen Kaffee trinken. „Sie wissen so 
viel über mich“, sagt er nachdenklich zu 
mir und schaut treu aus seinen blauen 
Augen. Angeblich verbringen sie viel 
Zeit zusammen - und wenn nicht, sei er 
bei seiner Familie in Koblenz. „Ich kann 
nicht in dem Zimmer sein“, sagt er über 
seine Bleibe im Carl-Sonnenschein-
Haus, wo er eigentlich leben sollte. „Da 
ist nur Radau.“

Ein Jahr hat Tino nicht geraucht. Jetzt 
qualmt er wieder. Dann zahlt er für uns. 
Er schlendert vorbei an Schaufenstern 
mit Produkten, die er sich nicht leisten 

Ich komm‘ Sie mit dem Benz 
besuchen!

kann. Aber das gibt er nicht zu. „Geld ist 
nicht das Thema“, sagt er. „Ich frag meine 
Mutter und krieg‘ welches.“ Seltsam. Sie 
lebt von öffentlichen Mitteln.

600 Euro verpulvert 
Bewährungshelferin Susanne Lutzius 
will die alkoholkranke Mutter mit „ins 
Boot“ holen. „Sonst hat der Tino ganz 
schlechte Karten.“ Die „Wiedersehens-
freude“ im Büro der Landgerichts-An-
gestellten ist groß. Eigentlich hätte ihr 
Proband schon vor einer Woche hier 
sitzen sollen. Hausnummer nicht gefun-
den, lautet die Entschuldigung.

Er gähnt um 14 Uhr so genüsslich 
wie jemand, der eben erst aufgewacht 
ist. Und Lutzius hält hellwach fest: „Es 
ist ein Katz-und-Maus-Spiel.“ Tagelang 
hat sie hinter der Familie her telefoniert. 
Jetzt hatte die Mutter, die eigentlich 
mitkommen wollte, doch keine Zeit.

600 Euro in zwei Wochen hat der 
aus der Justizvollzugsanstalt Siegburg 
entlassene 20-Jährige ausgegeben. Für 
Klamotten, für „Freunde“, für Essen. „Das 
läuft nicht“, kommentiert Lutzius sol-
che Spendierlaunen. Tino kontert, er 
brauche niemanden, der ihm sein Geld 
einteilt. „Ich kann das alleine.“

Sein Handy hat der Andernacher 
„zu Hause verloren“ – und meint damit 
nicht Nippes. „Unter welcher Nummer 
kann ich Sie denn erreichen?“, sucht 
die Bewährungshelferin einen Anker. 
„Ich weiß die nicht auswendig“, sagt 
Tino und kramt nach einem Schmier-
zettel mit Telefonnummern in seiner 
Jogginghose, den es dort nicht gibt. 
Kein Festnetz also. Lutzius bleibt nur die 
Handynummer seiner Mutter.

Alles auf einmal geht nicht 
„Ich will in keine Jugendwerkstatt. Da 
gibt es ja nur 30 Euro Taschengeld. Ich 
will richtig arbeiten“, motzt Tino. Einen 
Lkw „holen“ und einen Schrotthandel 
eröffnen. „Oder Kraftfahrer machen.“ 
In Koblenz wäre alles leichter, glaubt 
Tino. „Aber in Köln gibt es mehr Förder-
möglichkeiten“, wirft Bewährungshel-
ferin Lutzius ein. „Ich könnte Sie in ein 
Werkstattjahr vermitteln. Da können Sie 
einen Schulabschluss machen, arbeiten 

und noch Geld dafür kriegen.“ Eine Aus-
bildung? „Das dauert wieder so lange“, 
wehrt der Umworbene wieder ab. „Ich 
will langsam erwachsen werden.“ Lut-
zius redet wie gegen eine Wand: „Sie 
können nicht fünf Schritte auf einmal 
machen.“

Tino hört sie nicht und findet immer 
neue Argumente gegen Köln. „Wohn-
heim ist nichts für mich. Ich brauch 
mein eigenes Reich.“ Er könnte in Ko-
blenz eine eigene Wohnung haben. Ein 
Zimmer, Küche, Diele, Bad, 250 Euro 
warm. „Von meiner Tante.“ Einen Prakti-
kumsplatz habe er ebenfalls organisiert. 
„Drei Wochen auf dem Recyclinghof von 
meinem Cousin.“

Susanne Lutzius verlangt Belege. 
Mehr kann sie nicht tun. Und Tino zückt 
einen Mietvertrag sowie eine Anmel-
debestätigung. Kollegen der Bewäh-
rungshilfe Koblenz sollen die Angaben 
überprüfen und könnten die Betreuung 
übernehmen.

Alles was fehlt, ist ein Ausweis. Der 
alte war „verloren“, der neue ist im Bür-
geramt Nippes abzuholen. Die Verwal-
tungsangestellte schaut skeptisch, als 
sich der Antragsteller als Ex-Häftling 
outen muss, weil das Dokument nicht 
in der üblichen Schublade zu finden 
ist. Gebühren fallen keine an. Der Staat 
zahlt.

Einmal Schwarzfahren reicht 
„Das ist eine Wende, die nicht in meinem 
Sinne ist“, sagt Bewährungshelferin Lut-
zius zu Tino. „Sie sind ein freier Mann und 
bestimmen die Richtung. Ich kann nur 
Korrekturen vornehmen. Die Bewäh-
rungsauflagen gelten auch in Koblenz.“ 
Sie spricht es offen aus: „Ich fürchte, 
dass das zu Verstrickungen führt, aus 
denen Sie nicht mehr rauskommen.“ Der 
Schützling nickt brav. „Schon Schwarz-
fahren ist ein Grund, die Bewährung zu 
widerrufen“, mahnt sie. Und der 20-jäh-
rige schwört zum Thema Fahrkarten: 
„Ab heute kauf ich welche.“

Wenn es nach ihm geht, wird er 
ohnehin bald keine öffentlichen Ver-
kehrsmittel mehr brauchen. „Ich komm‘ 
Sie nächsten Monat mit dem Benz besu-
chen“, verabschiedet sich Tino. Lutzius 

bergreifend arbeitet und jungen Haft-
entlassenen eine wirkliche Konstante 
bietet. „Einen festen Betreuer für jeden, 
damit sie sich nicht immer wieder aufs 
Neue erklären müssen.“ Doch für Nach-
betreuung gebe es kaum Förderung.

„Wo kann man den Jugendlichen 
packen? Wofür begeistern?“ beschreibt 
Sozialarbeiterin Elke Schneider die Aus-
gangsfragen, mit denen die Jugendhilfe 
versucht, die Teilnehmer – neun maxi-
mal pro Bereich – für ihre Werkstätten 
zu gewinnen. Tino gab dem Verein keine 
Chance. Wo kann er bloß sein? 



FS 2/2009  • 59Titel

findet das überhaupt nicht komisch. 
„Bitte nicht! Sie haben keinen Führer-
schein.“

her, die dem Besuch Getränke anbie-
ten. Die Frau ruft ihren Mann an, aber 
der weiß nicht, wo der Andernacher 
steckt. Der Betrieb des Recyclinghofs 
eines weiteren Verwandten, den Tino 
als Praktikumsplatz angegeben hatte, 
ruht. Die ganze Familie sei auf einem 
Campingplatz an der Mosel. Doch auch 
am Urlaubsort ist der Gesuchte nicht, er-
gibt ein weiteres Telefonat. „Es gibt nur  
eine Möglichkeit“, sagt die Frau. „Er  
muss in der leeren Wohnung seiner  
Mutter sein.“ In der Tat. Er öffnet nach-
mittags um 16 Uhr, zugedröhnt von 
irgendwas, die Tür einen Ort weiter in 
Stromberg und blinzelt ins Tageslicht. 
„Ich find‘s chillig hier“, sagt Tino, was 
so viel wie „entspannt“ heißt. Da, wo 
er eigentlich gemeldet ist, sei er noch 
dabei zu renovieren. Im Auto geht es 
gemeinsam zurück zur Meldeadresse.

Das Laminat ist tatsächlich erst 
kürzlich verlegt worden. Auf dem Bo-
den liegt ein „Traumfänger“. Über dem 
Bett aufgehängt soll das Geflecht laut 
indianischer Legende nur schöne Träu-
me durchlassen. Tino träumt von einer 
Karriere als Schrotthändler. Viel mehr 
Gedanken lässt er kaum zu – auch nicht 
an seine kriminellen Taten, die vielen 
Menschen Schaden zugefügt haben. 
Für die Opfer empfindet er kaum Mit-
leid. Das, was er gestohlen habe, habe er 
doch zum Leben gebraucht. Und Gewalt 
sei immer nur Verteidigung gewesen. 
„Die anderen haben zuerst geschlagen“, 
sagt er – als sei ihm das Sandkasten-
Spielzeug gestohlen worden.

Im Kölner Jugendwohnheim Carl-
Sonnenschein-Haus steht Tinos Zimmer 
leer, wird aber freigehalten – falls er zu-
rück will. Ein Termin mit dem Jugendamt 
hier, das immer noch Kostenträger ist, 
platzte. Heimleiter Christoph Joerdens: 
„Die waren zum vereinbarten Termin 
hier, aber Tino nicht.“ Der habe zuletzt 
gehetzt und haltlos gewirkt.

Zu früh nach seiner Haftentlassung 
habe er wieder Kontakt mit seiner Fa-
milie gehabt. „Aber wir konnten ihn 
davor nicht bewahren.“ Tino steckt aus 
Joerdens Sicht in einer „biografischen 
Falle“: „Zwei Jahre Gefängnis haben ja 
nichts an den strukturellen Problemen 

Der junge Mann, den der „Kölner 
Stadt-Anzeiger“ seit seiner Ent-

lassung aus der Justizvollzugsanstalt 
Siegburg am 27. Mai begleitet, hat mal 
wieder eine Verabredung vergessen – 
und auch sonst anscheinend einiges. 
Das Ende der Freiheit kam schneller 
als erwartet.

BENDORF/KÖLN – Ein großes Finale 
sieht anders aus. „Ich werd‘ verrückt“, 
sagt Tino mäßig erfreut, als er nach 
dem gefühlten 20. Klingeln endlich die 
Tür aufmacht – und wendet sich gleich 
wieder ab. „Gibt es denn keine interes-
santeren Themen als mich?“ Der junge 
Mann, den der „Kölner Stadt-Anzeiger“ 
seit seiner Entlassung aus der Justiz-
vollzugsanstalt Siegburg am 27. Mai 
begleitet, hat mal wieder eine Verab-
redung vergessen – und auch sonst 
anscheinend einiges. 

Dass er sich an diesem Mittwoch An-
fang Juli schon längst bei der Koblenzer 
Bewährungshilfe hätte melden sollen, 
weil er nicht mehr in einem Kölner Ju-
gendwohnheim leben will, sondern in 
der Nähe seiner Familie; dass er gestern 
einen Termin beim Arbeitsamt geha-
bt hätte, wo er sich arbeitslos melden 
sollte, weil er eine berufsvorbereitende 
Werklehre nach nur einem Tag abgebro-
chen hat; dass er vor zwei Wochen noch 
verliebt war („Die wollte nix.“). Und dass 
sein Bruder gestern Geburtstag gehabt 
haben soll offenbar auch. Dann sei ihm 
das Datum aber doch noch „eingefal-
len“. So habe er durchgefeiert und es 
auch heute nicht zum Amt geschafft.

Es dauert, ihn zu finden. Die Woh-
nung in Bendorf bei Koblenz, die er 
als Meldeadresse angegeben hatte, ist 
eine Baustelle – und unbewohnt. Eine 
Tür weiter öffnet jedoch die Frau eines 
Cousins, die bei der Suche hilft. Ihre 
Wohnung ist sauber und ordentlich. 
Zwei kleine Mädchen springen um-

Aus dem Knast in den Knast

in der Familie geändert.“ Die alten Mu-
ster wecken alte Probleme. „Man müsste 
viel früher ansetzen. Nicht erst bei der 
Entlassung. Das ist alles verlorene Zeit“, 
so Joerdens.

Tino bräuchte eine Wohnform „in 
einer familienähnlichen Situation mit 
stationären Betreuern“, glaubt Bewäh-
rungshelferin Susanne Lutzius in Köln, 
als sie von der Entwicklung erfährt, über 
die sie normalerweise erst später in-
formiert worden wäre. Sie kann ihren 
Klienten nicht hinterherreisen. Sie ist 
auf die Amtshilfe der Kollegin in Koblenz 
angewiesen. Doch die ist in Urlaub und 
Tino allein zu Haus.

Am 28. Juli ist die Geduld der Fa-
milie erschöpft. Die Tante, die Tino die 
Wohnung vermietet hatte, schimpft 
am Telefon: „Der will das schnelle Geld, 
aber das geht nicht.“ Um nichts würde 
sich „der Tino“ bemühen, „und seine 
Mutter hat nur Stress mit dem“. Emilie 
K. klagt, er habe ihr das Handy geklaut 
und die Nummern gelöscht. „Er bedient 
sich überall. Das sehe ich nicht ein. Ich 
habe ihm so oft geholfen. Aber der ist 
frech wie Dreck.“

Im Streit habe Tino seiner Mutter 
vorgeworfen, „dass sie dem Alkohol ver-
fallen ist“ und sei ausgeflippt. „Sogar 
gestoßen hat er sie.“ Am 28. Juli, acht 
Wochen nach der Entlassung, zieht die 
Tante die Notbremse: „Ich hab den Tino 
heute Morgen abgemeldet und alle 
Türschlösser austauschen lassen.“ Wo 
Tino jetzt sei? „Weiß nicht.“ Wovon er 
lebt? „Von nix Gutes.“

Die letzte Nachricht von Tino kommt 
schließlich aus dem Justizkrankenhaus 
Wittlich. Nach 68 Tagen Freiheit wurde 
er am 4. August verhaftet. Er soll an 
einer Reihe von Diebstählen aus Au-
tos beteiligt gewesen sein. Tino sagt, 
er habe „nur danebengestanden“. Ein 
Polizeihund biss sich in seinen Ober-
arm, als Tino versuchte zu flüchten. Der 
Verdächtige wurde schwer verletzt und 
musste operiert werden. Er wartet auf 
eine Verlegung in die JVA Schifferstadt 
und einen Prozess in Koblenz. Und 
Richter in Rheinland-Pfalz gelten als 
knallhart. Bewährungshelferin Susanne 
Lutzius durfte mit ihm telefonieren. „Er 
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ist psychisch und physisch am Ende“, 
sagt sie, „und wünscht sich, dass ich  
ihn besuche.“ Die Familie hat den Kon-
takt abgebrochen. Am 27. Oktober wird 
Tino 21 Jahre alt.

Ende (vorerst)

Traurige Biographie

Mit neun Jahren ins Heim

Tino wurde am 27. Oktober 1987 
als eins von acht Geschwistern in 
Andernach als Sinti deutscher Ab-
stammung nichtehelich geboren. 
Alle Kinder waren zeitweise in 
Heimen. Tino erstmals mit neun. Er 
zeigt Verhaltensauffälligkeiten, Be-
ziehungs- und Lernprobleme.
Mit 12 Jahren Cannabis-Konsum. 
Delikte seit dem 14. Lebensjahr: 
Sachbeschädigung, Schwarzfahren, 
Diebstahl, schwere Körperverlet-
zung, schwerer Raub, räuberische 
Erpressung. Laut Erziehungsregister 
vier Mal vor Gericht.
Zuletzt verurteilt zu zwei Jahren 
und sechs Monaten Jugendhaft. 
Nach zwei Jahren auf Bewährung 
entlassen.
Einen Schulabschluss hat Tino nicht, 
eine Maler/Lackierer-Ausbildung 
brach er nach einem Jahr ab.

Anja Katzmarzik
Redakteurin
Kölner Stadt-Anzeiger/Lokalredaktion
anja.katzmarzik@mds.de 

kann, wenn nach dem auch internati-
onal bewährtem Konzept der „durch-
gehenden Betreuung“ stationäre und 
ambulante Maßnahmen so miteinander 
verzahnt werden, dass vor allem die 
schwierige Zeit nach der Entlassung ( 
in den ersten 6 Monaten danach finden 
die meisten Rückfälle statt) mit einem 
Netzwerk unterstützender und kontrol-
lierender Aktivitäten vorbereitet und 
begleitet wird.

Leider war der Zeitdruck  für die 
Landesparlamente so groß (bis 31. 12. 
2007 mussten nach der Vorgabe des 
BVerfG die neuen Jugend-Vollzugsge-
setze verabschiedet sein), dass sie die-
se wichtigen fachwissenschaftlichen 
Impulse nicht aufgreifen konnten bzw.  
wollten. So bleibt festzustellen, dass 
die meisten Ländergesetze sich  weit-
gehend auf Regelungen des status quo 
beschränkt und nur wenige innovative 
Ansätze befördert haben.

Die Länder-Justizministerien  haben 
insbesondere die Chance (die Verpflich-
tung !)nicht genutzt, dass sie nicht nur 
für den Vollzug sondern auch für die 
ambulanten  Sozialen Dienste der Justiz 
(Gerichtshilfe, Bewährungshilfe, Füh-
rungsaufsicht) und für die Freie Straf-
fälligenhilfe zuständig sind. Sie haben 
nach der Föderalismusreform nunmehr 
die alleinige Steuerungs-, Personal- und 
Finanzierungskomptetenz für das voll-
ständige System der ambulanten und 
stationären Resozialisierung – fachlich 
überzeugende Gesamtkonzepte und  
Reso-Masterpläne sind jedoch nur ru-
dimentär erkennbar. 

Die oben genannten Einzel-Projekte 
des Übergangsmanagements sind 
bestenfalls „Leuchttürme“, sie weisen  
allerdings nach, dass es durch ein 
strategisches und operatives Schnitt-
stellenmanagement gelingt, die Rück-
fallquoten zu senken und die Integra-
tionserfolge nach der Entlassung zu 
steigern (Stabilisierung in den Lebens-
lagen Wohnen, Arbeit, Absicherung des 
Lebensunterhalts, Entschuldung,  Dro-
genabstinenz, soziale Beziehungen).

Das Thema „Übergangsmanage-
ment“ ist z.Zt. in der Fachdiskus- 

sion über die Wirksamkeit des Straf-
vollzugs das Top-Thema: alle 16 Bun-
desländer entwickeln Projekte an den 
Schnittstellen zwischen den Justiz-
vollzugsanstalten und den Organisati-
onen, die für die Wiedereingliederung 
nach der Entlassung zuständig sind: 
Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe, 
Führungsaufsicht, Agenturen für Arbeit, 
Freie Straffälligenhilfe, Freie Bildungs-
träger, Schuldnerberatung, Suchtbe-
ratung usf.. 

Diese Projekte setzen an  der be-
kannten Tatsache an, dass trotz aller 
Reformbemühungen der letzten Jah-
re und Jahrzehnte die Rückfallquoten 
insbesondere des geschlossenen Voll-
zugs unverändert hoch sind. Unter den 
Zielsetzungen aller Länder- (Jugend-) 
Vollzugsgesetze, durch den Strafvoll-
zug zu einer möglichst rückfallfreien 
Wiedereingliederung der Inhaftierten  
beizutragen, ist diese  weitgehende und  
strukturelle Unwirksamkeit nicht länger 
hinnehmbar – zumal wenn man sie 
misst an den weitaus geringeren Rück-
fallquoten, die z.B. die Bewährungshilfe  
als ambulante Maßnahme bei durchaus 
vergleichbaren Tätergruppen erreicht.

Bereits bei den Anhörungen der 
Landtage zu den neuen Jugendstraf-
vollzugsgesetzen im Jahr 2007 wurde 
von Experten immer wieder darauf 
hingewiesen, dass nach allen krimino-
logischen Erkenntnissen eine Verbesse-
rung der Resozialisierungsquoten des 
Vollzuges nur dann erreicht werden 

Komplexleistung 
Resozialisierung:  
im Verbund zum 
Erfolg 
Bernd Maelicke
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Einrichtungen überwinden und  so ihre 
Ziele und Aufgaben mit größerem Er-
folg realisieren bzw. weitere Exklusion 
verhindern.

Entscheidend ist das Verständnis 
eines integrierten Hilfe-und Unterstüt-
zungsprozesses über lange Handlungs-
ketten, möglichst den ganzen Hilfe-
prozessverlauf. Die aktive Gestaltung 
von Übergängen – im Lebenslauf und 
zwischen den Organisationen bzw. Per-
sonen (Vermeidung von Abbrüchen 
und Drehtüreffekten) – ist ein vorran-
giges Ziel, das strukturelle Schwächen 
aller  derzeitigen Systeme überwinden 
will. 

Diese fachliche Entwicklung ist 
weitgehend an der Justiz und ihren 
Institutionen der Resozialisierung vor- 
beigegangen. Selbst in ihrem unmittel-
baren Zuständigkeits- und Verantwor-
tungsbereich sind vernetzte Strukturen, 
„Wertschöpfungsketten Resozialisie-
rung“, institutionsübergreifende Hil-
fe- und Behandlungspläne mit einer 
entsprechenden Falldokumentation 
und  Evaluation unterentwickelt – dies 
geht nicht nur zu Lasten der Behand-
lungsqualität sondern führt häufig auch 
zu Kontrolldefiziten und damit zu  Si-
cherheitsproblemen. Erklärbar ist dies 
dadurch, dass die „Dritte Gewalt“ zu 
wenig  integriert ist in den allgemeinen 
interdisziplinären Austausch von „For- 
schung und Entwicklung“, der unver-
zichtbar für Innovation und kontinuier-
liche Verbesserung ist (der Bedeutungs-
verlust der Kriminologischen Forschung 
ist dafür ein weiterer Indikator).

Es ist offenkundig, dass die Aufgabe 
der Resozialisierung (also der Vermei-
dung/Reduzierung von Rückfällen und 
der Förderung der sozialen Integrati-
on in die Gesellschaft) alle Merkmale  
einer „Komplexleistung“ erfüllt. Reso-
zialisierung kann nur gelingen, wenn 
die Einzelleistungen der zuständigen 
Organisationen und ihrer Fachkräfte 
zusammengeführt werden zu einem 
interdisziplinär abgestimmten Hand-
lungs- (und Kontroll- !!) Konzept mit 

einer einzelfallübergreifenden Koordi-
nation und einer einzelfallbezogenen 
Kooperation (Casemanagement ). 

Dem Vollzug kann unmittelbar nur 
die Ergebnisqualität am Abschluß sei-
ner Behandlungs- Maßnahmen zuge-
rechnet werden – also z.B. der Abschluß 
einer Therapie, des Sozialen Trainings 
oder einer schulischen oder beruflichen 
Bildungsmaßnahme. Die Eingliede-
rungs-Phase nach der Entlassung wird 
durch ihn jedoch nur mittelbar beein-
flußt (positiv z.B. durch die Verbesse-
rung der Beschäftigungsfähigkeit, aber 
auch negativ durch Nachwirkungen der 
Gefangenensubkultur oder durch Priso-
nisierungseffekte).

Wenn die für eine erfolgreiche Re-
sozialisierung wichtigsten Indikatoren 
die Rückfallfreiheit und das Maß der 
sozialen Integration sind, dann ist der 
Erfolg bzw. der Mißerfolg und damit das 
Zusammenwirken des Gesamtsystems 
stationärer und ambulanter Maßnah-
men zu messen – alle Faktoren und 
Impulse wirken sich durchgängig in 
den Biographien der Straffälligen aus, 
entsprechend sind sie zu planen, zu 
koordinieren, zu dokumentieren und 
zu bewerten.

Integrierte 
Resozialisierung

Dringend erforderlich sind also Netz-
werke, in denen an einem Ort oder in 
einer Region die Leistungserbringer der 
ambulanten und stationären Resoziali-
sierung in geregelter Weise ergebniso-
rientiert zusammenarbeiten.

Die Integration der Leistungser-
bringer erfolgt organisatorisch durch 
den Aufbau geeigneter Strukturen, 
z.B. durch Verbundsysteme und über 
Anlauf- und Servicestellen im System 
der Resozialisierung. Die Hilfe-, Be-
handlungs- und Kontrollleistungen 
sollten bruchlos und in Überwindung 
von Sektorgrenzen und Kommunika-
tionsbarrieren erfolgen. In den Hand-
lungsketten  ist ein Schnittstellen- bzw. 

Komplexleistung 
Resozialisierung

Das Sozialgesetzbuch hat im Recht 
der Rehabilitation und Teilhabe behin-
derter Menschen (SGB IX) den Begriff 
der „Komplexleistung“ in § 30 für die 
Früherkennung und Frühförderung 
behinderter Kinder eingeführt. Diese 
schließt Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation und solche zur Teilnah-
me am Leben in der Gemeinschaft ein. 
Ziel ist die Leistungserbringung „aus 
einer Hand“, wobei es ein Träger „zu-
ständigkeitsübergreifend“ übernimmt, 
die gesamte Leistung auf der Grund-
lage eines gemeinsamen Förder- und 
Behandlungsplans zu erbringen und 
dazu andere Träger mit ihren Leistungs-
anteilen heranzuziehen.

„Komplexleistung“ meint also 
die Zusammenführung von Einzel-
leistungen zur interdisziplinär abge-
stimmten Deckung eines individuellen 
Hilfe-und Behandlungsbedarfs. Das Ziel 
der Rehabilitation ist offensichtlich nur 
durch die Koordination verschiedener 
zuständiger Organisationen und durch 
die Kooperation der beteiligten Fach-
kräfte zu erreichen.

Auch in weiteren Sozialleistungs-
bereichen hat sich diese systemische 
und ganzheitliche Betrachtungsweise 
durchgesetzt – die Spezialisierung und 
Versäulung des deutschen Soziallei-
stungssystems ist so unüberschaubar 
und kompliziert geworden, dass nach-
haltige Wirkungen nur noch erreicht 
werden können, wenn über vernetzte 
Strukturen und  Instrumente „durchge-
hende“ Dienstleistungsketten geschaf-
fen werden können. Die Jugendhilfe, 
die Behindertenhilfe, die Altenhilfe, 
die Psyschiatrische und die Gesund-
heitliche Versorgung sind solche Ar-
beitsfelder, die mit Instrumenten der 
Hilfeplanung, des Casemanagements, 
der „Integrierten Versorgung“ und der  
Sozialraumorientierung bei Multipro-
blemkonstellationen  die strukturellen 
Grenzen zwischen ambulanten, teilsta-
tionären und stationären Diensten und 



62 • FS 2/2009 Titel

Überleitungsmanagement erforderlich. 
(vgl. § 140 a SGB V).

Perspektiven

Die Justizministerien und die Länder-
parlamente sind gefordert, an diesem 
Stand der Fachdiskussion nicht wei-
terhin vorbeizugehen. Die Erfolgs-
quoten der sozialen Integration und 
der Rückfallvermeidung können und 
müssen wesentlich gesteigert werden 
– es kann nicht verantwortet werden,  
diese  Erkenntnisse zu verdrängen   im 
Hinblick auf die öffentliche  Sicherheit 
und die gesteigerten professionellen 
Ansprüchen und  Möglichkeiten der 
betroffenen Fach-und Führungskräfte.  
„Leuchtturmpolitik“ reicht nicht mehr, 
es geht um strukturelle und flächen-
deckenden  Reorganisation. 

Wenn nun die meisten Länder nach 
der gesetzlichen Regelung der Unter-
suchungshaft in den nächsten Jahren 
auch den Erwachsenen-Strafvollzug 
neu regeln, gilt das Argument des Zeit-
drucks nicht mehr. Eingefordert werden  
müssen nun moderne und zukunfts- 
taugliche Landesgesetze, die die bereits 
vom BVerfG für den Jugendvollzug ge-
forderte „Verzahnung“ mit ambulanten 
Maßnahmen verbindlich und flächen-
deckend regeln. Insbesondere die Be-
währungshilfe muß dringend fachlich 
innoviert und organisatorisch und 
personell verstärkt werden (Experten 
haben bereits vor Jahren bundesweit 
1000 zusätzliche Stellen gefordert, um 
zu fachlich verantwortbaren Fallzahlen 
zu kommen, ihre Wirksamkeit weiter 
zu verstärken und den Vollzug zu ent-
lasten).  

Wenn aktuell in  Ländern wie Bran-
denburg und Niedersachsen über „Lan-
desresozialisierungsgesetze „ nachge-
dacht wird, so ist dies der richtige Weg, 
die gesetzgeberische Verantwortung 
für die ambulante und stationäre Reso-
zialisierung in Folge der Föderalismus-
reform zu übernehmen. Dabei geht es 
nicht um mehr Geld: das Gesamtsystem 
benötigt nicht mehr Ressourcen, wohl 
aber unter Effektivitäts- und Effizienzkri-

terien dringend eine Umverteilung der 
Personal- und Sachkosten – also keine 
Steigerung der Gefangenenzahlen, aber 
bessere vollzugliche Behandlungspro-
gramme und mehr Sicherheit während 
der Inhaftierung sowie damit vernetzte   
hochprofessionelle Unterstützung, Be-
gleitung und Kontrolle bei der sozialen 
Integration in die Gesellschaft.
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Im Rahmen einer systematischen 
Wiedereingliederungspolitik von 

(Ex)Strafgefangenen rückt die Phase 
des schwierigen Übergangs von der 
Haft in die Freiheit immer stärker in 
den Blickpunkt. Das Thema Übergangs-
management und die Problematik an 
den Schnittstellen werden deshalb im 
Justizvollzug wie auch zunehmend im 
politischen Raum zu einem Thema von 
immer größerer Bedeutung.
Aus diesem Grund lud Hessen für den 
13./14.11.2008 Vertreter der Strafvoll-
zugsabteilungen aller Bundesländer so-
wie Österreichs nach Wiesbaden ein, um 
gemeinsam eine Bestandsaufnahme zu 
dem Thema Übergangsmanagement, 
der systematischen Begleitung von Ge-
fangenen beim Übergang von der Haft 
in die Freiheit sowie entsprechender 
Konzepte und Projekte in den einzelnen 
Bundesländern vorzunehmen. Es unter-
streicht die Bedeutung der Thematik, 
dass tatsächlich alle Bundesländer und 
erfreulicherweise auch Österreich der 
Einladung folgten und so ein Gesamtü-
berblick über die – wie sich herausstell-
te – vielfältige Arbeit auf dem Gebiet 
des Übergangsmanagements erstellt 
werden konnte.

Dabei wurde aufgrund der Darstel-
lung der vorhandenen Strukturen und 
Konzepte schnell deutlich, dass der Be-
griff des Übergangsmanagements nicht 
einheitlich verwendet wird. Von regu-
lären Maßnahmen der Entlassungsvor-
bereitung durch den Sozialdienst in den 
Justizvollzugsanstalten bis hin zu spezi-
fischen Projekten zur Überwachung von 
so genannten Risikoprobanden gibt 
es unterschiedliche Handlungsansätze, 
die unter dem Begriff „Übergangsma-
nagement“ präsentiert werden. In allen 
Fällen geht es jedoch darum, Strate-
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gien und Maßnahmen zur gezielten 
Wiedereingliederung von Straffälligen 
zu entwickeln und umzusetzen. Über-
gangsmanagement im engeren Sinne 
ist darauf gerichtet, die Haftentlassenen 
möglichst nahtlos in Ausbildung, Arbeit 
und Beschäftigung zu bringen und den 
mit der Inhaftierung und den krimi-
nellen Karrieren verknüpften Problem-
lagen zu begegnen.

Die Diskussion und Umsetzung 
eines Übergangsmanagements befin-
det sich noch in den Anfängen. Aktuell 
stellt sich die Situation in den Vollzugs-
abteilungen bundesweit so dar, dass 
alle Justizvollzugsakteure sich mehr 
oder weniger in unterschiedlicher In-
tensität mit dieser Aufgabenstellung 
beschäftigen. Der Übergang vom Voll-
zug in einen vorbereiteten Empfangs-
raum ist Gegenstand vieler Projekte 
und Einzelmaßnahmen. Dabei sind die 
Unterschiede in der Organisation, der Fi-
nanzierung, bei der Einbeziehung freier 
Träger, in der Zusammenarbeit mit an-
deren Ministerien und der Kooperation 
im Netzwerk zum Teil beachtlich. Hier 
sei nur darauf hingewiesen, dass die 
Einbeziehung der Bewährungshilfe in 
Übergangsprojekte sehr verschieden 
gehandhabt wird, was im wesentlichen 
auf die unterschiedliche Organisation 
der Sozialen Dienste in den Ländern 
zurückzuführen sein dürfte.

Der folgende Überblick wird allein aus 
Platzgründen nicht vollständig sein. 
Nähere Informationen können aber 
bei den einzelnen Ländern bei Bedarf 
eingeholt werden.

  
Beiträge der Länder

Die Gäste aus Österreich stellten das 
vom Europäischen Sozialfonds geför-
derte Projekt „Schritt für Schritt“ und 
das Nachfolgemodell „Haftentlasse-
nenhilfe“ vor. Projektträger hierfür ist 
der Verein Neustart, der im Rahmen 
einer kontinuierlichen rechtzeitig ein-
geleiteten und entlassungsübergrei-
fenden Betreuung ein gezieltes, um-
fassendes und auf den individuellen 
Unterstützungsbedarf abgestimmtes 

Übergangs- und Entlassungsmanage-
ment erfolgreich gestaltet. Zielgrup-
pe sind hier Insassen mit besonderem 
Unterstützungsbedarf  mit mehr als 
6-monatiger Freiheitsstrafe.

In Baden-Württemberg gibt es seit 
2005 das Nachsorgeprojekt Chance für 
junge Gefangene bis 27 Jahre mit End-
strafe und vorzeitig Entlassene ohne 
Bewährungshilfe, die im Übergang vom 
Vollzug in die Freiheit begleitet wer-
den. Die flächendeckende Nachsorge 
übernehmen hauptamtliche und eh-
renamtliche Mitarbeiter des Netzwerks 
Straffälligenhilfe, das landesweit  über 
45 Vereine und Einrichtungen der freien 
Straffälligenhilfe verfügt. 
Für die Sozialtherapeutische Anstalt 
Baden-Württemberg gehört ein koordi-
niertes Wiedereingliederungsmanage-
ment, das mit einem haftübergreifen-
den Nachsorgekonzept arbeitet, zum 
Standard des therapeutischen Vorge-
hens. 
Darüber hinaus gibt es weitere über-
wiegend durch den Europäischen Sozi-
alfond (ESF) geförderte Projekte (ISAB, 
BASIS), die sich mit dem Thema Über-
gangsmanagement beschäftigen. Das 
Projekt BASIS wendet sich an Jugend-
strafgefangene, die vor der Entlassung 
stehen und ihre im Vollzug erworbenen 
Qualifikationen weiter nutzen wollen. 
Im Rahmen eines Netzwerkes mit ex-
ternen Partnern ist Nachbetreuung eine 
zentrale Aufgabe.

 Bayern hat – wie auch andere Län-
der - für entlassene rückfallgefährdete 
Sexualstraftäter, die unter Führungs-
aufsicht oder Bewährung stehen,  eine 
Haftentlassenen- Auskunfts-Datei 
(HEADS) eingerichtet, die den Informa-
tionsaustausch zwischen Justiz, Polizei 
und Maßregelvollzug sicherstellt und 
das Risikomanagement verbessert. Bei 
dieser Zielgruppe wird auf die Vermei-
dung von Betreuungslücken besonders 
stark geachtet. 
Ein konkretes Projekt im Sinne eines 
integrativen Übergangsmanagements 
findet sich  in der JVA Niederschönen-
feld, in dem die soziale und berufliche 

Integration bis zu sechs Monaten nach 
Ende der Haft begleitet wird.

In Berlin regelt eine Kooperations-
vereinbarung die Zusammenarbeit von 
Justizvollzug und Bewährungshilfe. Da-
rüber hinaus gibt es Leistungsverein-
barungen mit Trägern der freien Straf-
fälligenhilfe sowie zwischen einzelnen 
JVAen und Trägern, die spezielle Bera-
tungs- und Hilfsangebote im Rahmen 
der Bildungsarbeit, der Entlassungs-
vorbereitung und der Nachbetreuung 
betreffen. Neben den ESF-Projekten IdA 
für Männer im offenen Vollzug (der-
zeit ruhend), Startklar für weibliche 
Jugendliche und dem aktuell in der Vor-
bereitungsphase befindlichen OASIS, 
zur Optimierung der arbeitsmarktlichen  
und sozialen Integrationsplanung und 
der Erprobung eines interkulturellen 
Fallmanagements für Inhaftierte mit 
und ohne Migrationshintergrund im 
Männervollzug, ist das zentrale Projekt 
im Jugend- und Frauenvollzug angesie-
delt: die Einrichtung eines  so genann-
ten Kompetenz-Centrums Übergangs-
management. In diesem Centrum soll 
neben der Gender- und Diversity ori-
entierten Kompetenzfeststellung und 
einer fundierten Berufswegeplanung 
der Rahmen für ein Netzwerk „Wieder-
eingliederung“ mit allen am Prozess der 
Widereingliederung von Inhaftierten 
und Haftentlassenen beteiligten Ak-
teurinnen und Akteuren geschaffen 
werden. 

In Brandenburg gibt es zahlreiche 
Aktivitäten und Projekte, die sich mit 
Teilbereichen des Übergangsmanage-
ments befassen. „Jugendstrafvollzug in 
freien Formen“ fördert die entlassungs-
vorbereitende in eine Nachbetreuung 
überleitende Unterbringung Jugend-
strafgefangener mit schwacher Eigen-
struktur in Jugendhilfeeinrichtungen 
freier Träger. 
Das ressortübergreifende Projekt „Opti-
mierung der Führungsaufsicht“ zielt auf 
die Standardisierung der Aktivitäten im 
Rahmen der Führungsaufsicht, auf die 
Einrichtung forensischer Ambulanzen 
und auf die konkrete Umsetzbarkeit 
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von Therapieweisungen.
Das Projekt HSI (Haftvermeidung durch 
soziale Integration) eröffnet ehema-
ligen Strafgefangenen in Kooperation 
mit den Fachdiensten über integrations-
fördernde Maßnahmen mit relevanten 
Arbeitsmarktakteuren Zugänge zu Ar-
beit und Ausbildung.  

In der JVA Bremen ist im „Kompe-
tenzCentrum“ die räumliche Konzen-
tration aller am Integrationsprozess 
beteiligten Institutionen und sozialen 
Dienste realisiert. Hier ist die zentrale 
Managementstelle für eine gezielte 
Wiedereingliederung von Strafgefan-
genen. Die Arbeit im Vollzug wird mit ei-
ner Betreuung nach der Haftentlassung 
verknüpft, die Qualifizierung mit einer 
entsprechenden Betreuungs- und Ver-
mittlungsarbeit verbunden, der Über-
gang strukturiert und die Beschäftigung 
und Qualifizierung direkt im Anschluss 
an die Haft geplant. Im Rahmen eines 
Netzwerkes wird systematische Nach-
betreuung organisiert. 

Hamburg präsentierte das seit April 
2008 gültige Konzept der Forensischen 
Ambulanzen für Sexualstraftäter, die 
unter Führungsaufsicht stehen. Im 
Rahmen psychiatrischer, psycho- oder 
sozialtherapeutischer Betreuung und 
Behandlung erfolgt die Einbindung in 
den Überwachungsprozess der Füh-
rungsaufsicht. 

Hessen stellte exemplarisch für das 
zielgruppenspezifische Übergangsma-
nagement die beiden zentralen Projekte 
im Jugend- und Erwachsenenvollzug 
vor.
ArJuS (Arbeitsmarktintegration für ju-
gendliche Strafentlassene) unter der 
Trägerschaft des bfw wird aus Landes-
mitteln finanziert. Auf der Basis in der 
Haft erworbener und von den Kammern 
anerkannter Teilqualifikationen werden 
individuelle Übergänge vorbereitet und 
die berufliche und soziale Integration 
nach der Haftentlassung begleitet. Ein 
Mentorennetzwerk für ehrenamtliche 
Mentoren, die die Integration aus der 
Haft heraus unterstützen, ist im Auf-

bau. 
Im Erwachsenenvollzug wird seit 2007 
finanziert aus Landes- und EU-Mitteln 
das Projekt „Vorbereitung der Entlas-
sung in den sozialen Empfangsraum 
von Gefangenen mit besonderem Hilfe-
bedarf, die zur Endstrafe entlassen sind“ 
in Kooperation mit Trägern der freien 
Straffälligenhilfe durchgeführt. Ein wei-
teres Projekt wird für die Zielgruppe 
der älteren Gefangenen installiert. Die 
Projekte des Übergangsmanagements 
werden in diesem Heft ausführlich vor-
gestellt.

In Mecklenburg – Vorpommern 
existiert seit 2007 ein neues Modell 
des systematischen Zusammenwir-
kens zwischen Strafvollzug und den 
Sozialen Diensten der Justiz (Integrale 
Straffälligenarbeit = Instar). Durch die 
enge Verzahnung der Vollzugseinrich-
tungen und der Sozialen Dienste an 
den Schnittstellen während der Auf-
nahmephase und der Entlassungsphase 
ist ein  standardisiertes Verfahren zur 
Optimierung der systematischen Zu-
sammenarbeit der stationären und am-
bulanten Dienste gewährleistet. Damit 
soll sichergestellt werden, dass die in 
der Bewährungshilfe und im Vollzug 
eingeleiteten Maßnahmen nach einem 
Wechsel der Betroffenen anschlussfä-
hig bleiben und in die Arbeit des zu-
ständigen Bereiches integriert werden. 
Ergänzt wird das System durch Freie 
Bildungsträger, die modular gestaltete 
schulische und berufliche Qualifizie-
rungsmaßnahmen durchführen. Die 
Finanzierung läuft über die Justiz und 
ESF-Mittel.

Niedersachsen stellte mit BASIS 
ein Kooperationsprojekt des offenen 
Jugendvollzugs in Göttingen mit 
einem freien Jugendhilfeträger vor. 
Nach schulischen und berufsqualifi-
zierenden Maßnahmen wird über eine 
Lockerungsgewährung sechs Monate 
vor der Entlassung die Integration des 
Jugendlichen am zukünftigen Wohnort 
vorbereitet. Das Projekt 50 + strukturiert 
die Entlassungsvorbereitung aus dem 
offenen Vollzug der JA Hameln.

Die „Verzahnte Entlassungsvorbe-
reitung“ ist ein Projekt, das auf der 
Grundlage schriftlicher Kooperati-
onsvereinbarungen zwischen der Ju-
gendgerichtshilfe und der Jugendbe-
währungshilfe und der JA Hameln die 
Maßnahmen für eine Entlassung koordi-
niert. Das Projekt „Qualifikation und In-
tegration von jungen Strafgefangenen 
(QuInS)“ betrifft ebenfalls jugendliche 
Strafgefangene und arbeitet mit den 
Elementen Kompetenzfeststellung, 
berufliche Qualifizierung und Nach-
betreuung sowie einer qualifizierten 
Integrationsbegleitung.
Im Projekt „Fit für die Zukunft“ wird in 
drei Modelleinrichtungen des offenen 
Vollzuges für männliche erwachsene 
Strafgefangene ein System der durch-
gängigen Betreuung aufgebaut. Ne-
ben der standardisierten Statuserhe-
bung und Behandlungsmaßnahmen 
zur Vorbereitung der Entlassung ist 
Schwerpunkt die Vernetzung mit den 
Bewährungshilfestellen auf der Grund-
lage schriftlicher Kooperationsverein-
barungen. 
Weitere durch ESF-Mittel geförderte 
Projekte stellen die Integration Straf-
fälliger in den ersten Arbeitsmarkt in 
den Mittelpunkt des Übergangsma-
nagements.

In Nordrhein-Westfalen steht das 
Programm MABiS-NeT im Mittelpunkt 
des dortigen Übergangsmanagements. 
Bis 2006 aus ESF-Mitteln und mittler-
weile aus dem Justizhaushalt gefördert 
korrespondieren im Rahmen einer 3 – 
Säulen – Strategie berufsorientierte und 
arbeitsmarktnahe Lernangebote  mit  
arbeitsmarktorientierter Entlassungs-
vorbereitung und beschäftigungsori-
entierten  Nachsorgeleistungen, um 
die im Strafvollzug erworbenen Qua-
lifikationen weiterzuführen. Ein neues  
Rollenverständnis der bei freien Trägern 
beschäftigten Übergangsmanager im 
Sinne eines „Casemanagement“ ist ein 
weiteres Kernelement einer erfolg-
reichen Gesamtstrategie, die die Ver-
mittlung in Ausbildung und Arbeit in 
den Mittelpunkt stellt. 
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In Rheinland-Pfalz wird seitens des 
Justizministeriums daran gearbeitet, 
mit dem Landkreistag, dem Landes-
jugendamt, den Oberlandesgerichten 
und weiteren Ak teuren eine Verant-
wortungsgemeinschaft für das Thema 
Übergangsmanagement zu erwirken. 
Die Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Institutionen gestaltet sich 
regional unterschiedlich konkret. Mit 
einzelnen ARGEn und Agenturen für 
Arbeit konnten bereits Best-practice-
Beispiele erarbeitet werden, die jetzt 
in die Fläche verbreitet werden sollen. 
Für das Übergangsmanagement der 
Jugendstrafanstalten in Rheinland-Pfalz 
hat sich die enge Kooperation mit den 
so genannten Kompe tenzagenturen 
bezahlt gemacht. Informationen über 
die Jugendlichen aus der Zeit vor und 
während der Haft werden von den Fach-
diensten der Kompetenzagenturen und 
Jugendstrafanstalten für ein individuell 
abgestimmtes Übergangsmanagement 
ausgetauscht. 

Parallel hierzu wurde mit der Fort-
bildung von professionellen Bildungs-
beratern in den Justizvollzugsanstalten 
begonnen. Diese initiieren Prozesse der 
Bildungsberatung, die zur Stärkung der 
Eigenverantwortlichkeit der Gefan-
genen beitragen sollen und die, der 
Philosophie des lebenslangen Lernens 
folgend, perspektivisch über die Haft 
hinaus gehen.

Das Saarland plant eine „Nachsorge-
einrichtung für junge Strafgefangene“ 
im Rahmen des XENOS – Programms. 
Den Entlassenen wird hier ein fließender 
Übergang mit einer durchgehenden 
Betreuung aus der Haft in die Freiheit 
ermöglicht. Es wird ein  Nachsorgezen-
trum eingerichtet, das Einzelfall- und 
Feldmanagement bezüglich relevanter 
Hilfesysteme koordiniert und die Kon-
takte in den  sozialen Empfangsraum 
sowie in ein Netzwerk mit Arbeitsmarkt-
akteuren sichert. 
Das Saarland plant darüber hinaus eine 
forensische Ambulanz in Kooperation 
mit dem Maßregelvollzug.

Unter dem Begriff Übergangsma-
nagement sind in Sachsen verbindliche 
Regelungen für eine flächendeckende 
durchgehende Betreuung durch den 
Sozialen Dienst der Justiz und den So-
zialdienst des Justizvollzugs geschaffen 
worden. Mit den erarbeiteten Standards 
für die Sozialarbeit der Justiz werden an 
Schnittstellen beider Dienste die Koo-
peration gesichert und damit die Konti-
nuität der eingeleiteten Interventionen, 
eine abgestimmte Entlassungsvorbe-
reitung und Fallübergabe sowie die 
Vorbereitung eintretender Führungs-
aufsicht gewährleistet und mehrfache 
Datenerhebung vermieden. 
Unterstützt wird die Wiedereingliede-
rung durch in modularer Form durch-
geführte berufliche Qualifizierungs-
maßnahmen und ein ESF-Projekt zur 
Vorbereitung auf die berufliche und so-
ziale Integration. Für Täter mit schwerer 
Gewalt- und Sexualdelinquenz wurde 
in Kooperation mit der Hochschule für 
Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig 
ein Projekt zur entlassungsübergreifen-
den Behandlung eingerichtet.

In Sachsen-Anhalt  wurden von 
dem Ministerium für Gesundheit und 
Soziales und dem Ministerium der Justiz 
an zwei Standorten im Rahmen eines 
gemeinsamen Modellprojektes  foren-
sische Ambulanzen eingerichtet (FO-
RENSA), die für unter Führungsaufsicht 
stehende Entlassene aus dem Maßregel-
vollzug und der Sozialtherapeutischen 
Anstalt eine ambulante forensisch-psy-
chiatrische Nachsorge vorsehen. Die 
von den forensischen Ambulanzen  zu 
erbringenden Leistungen dienen der 
Aufrechterhaltung der Wirksamkeit 
der stationären Therapiebemühungen 
durch Bereitstellung von medizinischen 
Erst – und Folgeleistungen, therapeu-
tischen Maßnahmen und sozialarbei-
terischen Interventionen im Rahmen 
eines multiprofessionellen Teams.
Von besonderer Bedeutung ist auch 
die Arbeit der Träger im Bereich der 
freien Straffälligenhilfe, die durch das 
Ministerium der Justiz aus Landes- und 
EU-Mitteln gefördert wird. Zum Ausbau 
der spezifischen Hilfsangebote der frei-

en Träger und zur Verbesserung der Zu-
sammenarbeit zwischen den staatlichen 
Diensten (Sozialer Dienst der Justiz und 
Sozialdienst im Justizvollzug) und den 
freien Trägern hat das Justizministerium 
in Kooperation mit dem Landesverband 
für Straffälligen- und Bewährungshilfe 
und den freien Trägern eine Rahmen-
konzeption erarbeitet, die den Verei-
nen Unterstützung bei der Entwicklung 
gemeinsamer fachlicher Standards in 
der freien Straffälligenhilfe geben soll. 
Den Kern der Konzeption bildet die 
Zusammenführung unterschiedlicher 
Projekte freier Träger mit dem Arbeits-
schwerpunkt „Straffälligenbetreuung“ 
unter einem organisatorischen Dach. 
Das Zentrum  für Entlassungshilfe, Be-
ratung und  Resozialisierung (ZEBRA) 
soll die flächendeckende Versorgung   
für Nachsorge, Vermittlung gemein-
nütziger Arbeit und Gewinnung eh-
renamtlicher Mitarbeiter über zentrale 
Beratungsstellen gewährleisten.

Schleswig-Holstein beabsichtigt 
im Rahmen von Xenos in der Jugendan-
stalt Schleswig / Teilanstalt Neumünster 
und in der JVA Kiel ein arbeitsmarkto-
rientiertes Übergangsmanagement zu 
installieren, welches durch Beziehungs-
kontinuität über die Entlassung hinaus 
dazu beitragen soll, dass Nachbetreu-
ungsangebote und Beratung in Nach-
sorgestellen angenommen werden. 
Zielgruppe sind vorrangig junge Gefan-
gene mit Migrationshintergrund, ohne 
Schulabschluss bzw. mit erschwertem 
Zugang zum Ausbildungs- oder Arbeits-
markt. 

Darüber hinaus werden im Rahmen 
der Umsetzung des Jugendstrafvoll-
zugsgesetzes Stellen bei einem exter-
nen Bildungsträger für so genannte 
Bildungsbegleiter finanziert. Die zusätz-
lichen Fachkräfte sind Ansprechpartner 
in Bildungs- und Ausbildungsangele-
genheiten. Sie leisten Unterstützung 
bei der Suche nach Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen und arbeiten hierbei eng 
mit den Agenturen für Arbeit und den 
ARGEN zusammen. Es soll gewährleistet 
werden, dass im Vollzug begonnene 
Ausbildungsmaßnahmen ohne Unter-
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wird, die das nötige know how haben, 
um mit den eigentlich zuständigen Stel-
len mit dem Ziel der Re-Integration zu 
kooperieren.
Wünschenswert wäre allerdings eine 
strukturelle Veränderung, die für die 
Gruppe der Strafgefangenen nicht nur 
sensibilisiert, sondern auch eine ge-
samtgesellschaftliche Verantwortung 
mit gesetzlichen Regelungen für diese 
Zielgruppe schafft.

Die engagierte Diskussion im Rah-
men dieser ersten Bestandsaufnahme 
zum Thema Übergangsmanagement 
zeigte die hohe Bedeutung dieser Auf-
gabe. Eine Folgeveranstaltung ist für 
Ende April in Mecklenburg-Vorpom-
mern geplant. 

Dr. Helmut Roos
Ministerialdirigent
Leiter der Abteilung Justizvollzug
Hessisches Ministerium der Justiz,
für Integration und Europa
helmut.roos@hmdj.hessen.de

Jörg Weber
Hauptlehrer im JVD/JVA Wiesbaden
Joerg.Weber@hmdj.hessen.de

brechung fortgesetzt werden können 
oder zum Zeitpunkt der Entlassung ein 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zur Ver-
fügung steht. Des Weiteren betreuen sie 
Gefangene, die nach der Haftentlassung 
an einer beruflichen Maßnahme oder 
einem schulischen Lehrgang teilneh-
men bzw. eine Ausbildung absolvieren, 
um Abbrüche zu verhindern. Zu ihren 
Aufgaben zählen insbesondere im Falle 
von Konflikten mit den Ausbildern bzw. 
Arbeitgebern zu vermitteln. Im Rahmen 
der Betreuung arbeitet der Bildungs-
begleiter eng mit dem zuständigen 
Bewährungshelfer zusammen. Wie bei 
dem XENOS-Projekt soll die Betreuung 
verstärkt auf die Zeit nach der Haftent-
lassung ausgerichtet sein.

Darüber hinaus ist ein „Arbeitsmarkt-
liches Beratungskonzept“ in Vorberei-
tung, das auf einer Vereinbarung mit 
ARGEn und Optionskommunen sowie 
der zuständigen Agentur für Arbeit an 
4 JVA Standorten basiert. Inhalt des 
Beratungskonzeptes ist die individuelle 
Beratung seitens der Arbeitsgemein-
schaften über die leistungsrechtlichen 
Voraussetzungen (SGB II). Die Beratung 
soll rechtzeitig vor dem Entlassungster-
min stattfinden, damit sichergestellt ist, 
dass bei der Entlassung die finanzielle 
und berufliche Situation des/der Be-
troffenen zumindest soweit geklärt ist, 
dass eine geordnete Haftentlassung 
möglich ist. Hierzu werden regelmäßige 
Beratungszeiten/-tage von Mitarbeitern 
der ARGEn bzw. der Optionskommune 
angeboten.

Thüringen stellte mit dem seit No-
vember 2007 laufenden und von Land, 
Bundesagentur für Arbeit und ESF fi-
nanzierten Projekt B.I.S.S. eine flächen-
deckende Berufs(aus)bildungsinitiative 
mit systematischer Überleitung der Ge-
fangenen in die Freiheit einschließlich 
Nachbetreuung vor, in dem differen-
zierte Qualifizierungsmaßahmen im 
Vollzug mit Maßnahmen des Über-
gangs- und Nachsorgemanagements 
gekoppelt sind. Neun Berufsfelder sind 
modularisiert und zertifiziert und kön-
nen individuelle Anschlussperspektiven 
über den Vollzug hinaus schaffen. 

Schlussbemerkung

Diese Übersicht über die Aktivitäten 
der Länder zeigt die Heterogenität 
der Maßnahmen, die unter den Begriff 
„Übergangsmanagement“ subsumiert 
werden. Allen gemeinsam  ist die Ko-
ordination und Kooperation aller an 
der Vorbereitung der Entlassung von 
Strafgefangenen und der sich an-
schließenden Nachsorge beteiligten 
Partnern.  Dabei spielt eine intensive, 
differenzierte, arbeitsmarktorientierte 
Qualifizierung, häufig in modularer 
Form, eine zentrale Rolle, um nahtlose 
Anschlussperspektiven und eine ver-
besserte Beschäftigungssituation nach 
der Haft zu ermöglichen. 
Überwiegend wird eine durchgehende 
Betreuung, die häufig 6 Monate vor 
Ende der Haftzeit beginnt und bis 6 
Monate nach der Entlassung fortdauert, 
angestrebt. Dabei rückt die systema-
tische Kooperation zwischen den stati-
onären und ambulanten Diensten und 
die nach Qualitätsstandards definierte 
Zusammenarbeit zwischen Justizvoll-
zug, Bewährungshilfe und der freien 
Straffälligenhilfe an den Schnittstellen 
in den Vordergrund. Hier wächst eine 
neue Kultur der Zusammenarbeit mit 
gegenseitiger Akzeptanz.
Die Übergabe in einen strukturierten 
Empfangsraum kann nicht nur aus dem 
Vollzug heraus gelingen, sondern erfor-
dert den zielgerichteten Aufbau eines 
Netzwerkes von Justiz- Bildungs- und 
Arbeitsmarktakteuren sowie die ergän-
zende soziale Integration z.B. auch über 
familienfördernde Strukturen.

Als problematisch wurde von allen 
Beteiligten die Zusammenarbeit mit 
den Stellen empfunden, die für die Zeit 
nach der Entlassung originär für die 
Integration der entlassenen Strafgefan-
genen zuständig sind. Die Justizakteure 
stoßen dort häufig auf eine „gefühlte 
Unzuständigkeit“, die die Eingliede-
rungsarbeit deutlich erschwert.
Diese Problematik kann entschärft wer-
den, wenn nach der Entlassung die Be-
treuung von justizeigenen Institutionen 
(Sozialdienst, Bewährungshilfe etc.) 
oder von freien Trägern übernommen 
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II. Zielgruppen und Ziele

Zusätzlich zum Stigma der Straffälligkeit 
ist die Klientel in aller Regel mit einem 
Bündel von Problemlagen belastet, 
welche sich oft in einer deutlich unter-
durchschnittlichen sozialen Integration 
schon vor der Haftzeit gezeigt haben. 
Zu gravierenden Problemen im persön-
lichen und familiären Bereich kommen 
bei vielen Verurteilten eine Suchtproble-
matik sowie Defizite im schulischen und 
beruflichen Werdegang. In den näch-
sten Jahren wird der Personengruppe 
älterer Inhaftierter über 50 Jahren eine 
zunehmende Bedeutung zukommen. 
Dies erklärt sich im Wesentlichen durch 
das Zusammentreffen dreier Faktoren3: 
der allgemeinen demographischen Ent-
wicklung, der Zunahme der Haftstra-
fen insgesamt sowie der Zunahme der 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafen in 
der Bevölkerungsgruppe der älteren 
Männer in Relation zur Strafbarkeit der 
Gesamtbevölkerung. 

Zum Stichtag 31.03.2008 waren in 
Hessen 4.196 Strafgefangene inhaftiert, 
unter ihnen 636 im Alter bis 25 Jahre; 
1.604 waren 40 Jahre und älter. Von 
den 1.604 Gefangenen waren alleine 
319 zwischen 55 und 70 Jahren oder 
älter. Im Jahr 2002 waren lediglich 238 
Gefangene zwischen 55 und 70 Jahren 
oder älter4. Dies belegt, dass die demo-
graphischen Veränderungen der allge-
meinen gesellschaftlichen Alterstruktur 
auch im hessischen Strafvollzug ‚ange-
kommen’ sind. Dieser Entwicklung hat 
sich der hessische Strafvollzug dadurch 
gestellt, dass ein Teil der vorhandenen 
Haftplätze in der Abteilung ‚Kornhaus’ 
der Justizvollzugsanstalt Schwalmstadt 
der Unterbringung von älteren Gefan-
genen vorbehalten ist. Für sie wurde 
ein zielgruppenspezifisches Behand-
lungsprogramm erarbeitet und unter 

I. Ausgangslage

Wie die Inhaftierung, so stellt auch die 
Entlassung aus der Haft ehemals Straf-
fällige vor große Anpassungsprobleme. 
Bei allen Vorbehalten, die man insbe-
sondere dem geschlossenen Vollzug 
entgegen bringen mag, ist doch häufig 
zu beobachten, dass Strafgefangene 
durch die Vorstrukturierungen des 
Haftalltags sich psychisch wie physisch 
stabilisieren. Dies droht wegzubrechen, 
wenn der soziale Empfangsraum nach 
der Haftentlassung keine Entsprechung 
hierfür zu bieten vermag. Neben Merk-
malen stabiler Persönlichkeit und ver-
lässlichen Sozialbeziehungen sieht die 
einschlägige Forschung mehrheitlich 
eine zeitnahe berufliche Integration 
als das wirksamste Mittel zur Verbes-
serung der Legalbewährung1. Schon 
wegen der Straffälligkeit gestaltet sich 
die berufliche Integrierbarkeit aber be-
sonders schwierig. Zudem stehen die 
Bildungsangebote insbesondere im ge-
schlossenen Vollzug häufig unter dem 
Vorhalt, eher nach ‚innen’ zu wirken, als 
für das (Arbeits-)Leben draußen wirklich 
zu qualifizieren. Dies u.a. dadurch, dass 
die Inhaftierten ihre Motivation für eine 
Teilnahme an entsprechenden Maßnah-
men nicht zuletzt aus einem Kalkül zur 
möglichst günstigen Bewältigung des 
Haftalltags schöpfen. Nicht die bloße 
Teilhabe an Aus- und Weiterbildung, 
sondern erst die gelungene spätere 
berufliche Integration ist aber Prädiktor 
für eine erfolgreiche Resozialisierung2! 

Gerade für Jugendliche und Heranwach-
sende ist in der Entlassungssituation 
ein Übergang in mindestens doppelter 
Hinsicht zu bewältigen: Der Übergang 
von ‚drinnen’ nach ‚draußen’, aber auch 
der von einer Berufsvorbereitungs- oder 
Ausbildungssituation auf den realen 
Arbeitsmarkt.

Zielgruppenorientiertes Übergangsmanagement im 
hessischen Justizvollzug
Lutwin Weilbächer,  Lutz Klein

dem Grobziel „Gelingendes Altern“ eine 
Vielzahl sinnstiftender Maßnahmen eta-
bliert.5 

Für Jugendliche und Heranwach-
sende im hessischen Jugendstrafvoll-
zug wurde ein Berufsbildungsangebot 
realisiert, das vor dem Hintergrund 
der meist kurzen Haftzeiten durch den 
Einbezug von Teilqualifizierungen und 
Qualifizierungsbausteinen stark modu-
larisiert ist. Der zunehmenden Diffe-
renzierung der Behandlungs- und Aus-
bildungsangebote während der Haft 
muss eine ebensolche Differenzierung 
der Übergangsbegleitung folgen, die 
fallgruppenspezifische Besonderheiten 
angemessen beachtet. Selbst reser-
vierte Befunde zum Zusammenhang 
beruflicher Bildung und Legalbewäh-
rung beinhalten, dass haftinterne Bil-
dungsmaßnahmen mit nachfolgender 
Vermittlung in Ausbildungsverhältnisse 
die Wahrscheinlichkeit erfolgreicher Be-
rufsabschlüsse nachweislich erhöhen6. 
Ohne (fall-)spezifische Unterstützung 
im Sinne einer rechtzeitigen und ausrei-
chenden Anpassung an die Gegeben-
heiten ‚draußen’ bis in die Nachsorge-
phase hinein, drohen Bildungserfolge 
aus der Haftzeit wirkungslos zu ver-
puffen.

III. Übergangsmanagement 
im hessischen Strafvollzug

Neben den klassischen Übergangsstüt-
zen der 

Bewährungshilfe (vorzeitige Entlas- -
sung mit günstiger Sozialprogno-
se),
externen Drogenberatung (Vermitt- -
lung in ambulante und stationäre 
Therapieeinrichtungen) und
externen Ausländerberatung (ggf.  -
Vorbereitung auf aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen) wurden in den 
letzten Jahren im hessischen Straf-
vollzug weitere zielgruppenorien-
tierte Hilfemaßnahmen entwickelt. 
Diese Unterstützungsleistungen wer-
den in der Folge dargestellt.
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1. Arbeitsmarktintegration für 
jugendliche Strafentlassene
(ArJuS)

In Hessen gibt es seit März 2005 das 
Projekt Arbeitsmarktintegration für ju-
gendliche Strafentlassene (ArJuS) unter 
Trägerschaft des Berufsfortbildungs-
werks des DGB (bfw). Beteiligt sind 
die Justizvollzugsanstalt Rockenberg 
(jugendliche Inhaftierte), Wiesbaden 
(Heranwachsende) sowie Frankfurt/M. 
III (weibliche Jugendliche und Heran-
wachsende). In diesen Anstalten ist je-
weils eine Übergangsmanagerin bzw. 
ein Übergangsmanager beschäftigt. 

Betrachtet man die bisherige Arbeit 
von ArJuS, so zeigen sich folgende Ar-
beitsschwerpunkte:
Zunächst die Begleitung während der 
Haft als Ergänzung und Ausweitung der 
herkömmlichen Entlassungsvorberei-
tung. Zuvor gab es in vielen Fällen keine 
systematische und strategische Entlass-
planung. Frühzeitig findet nun eine be-
rufliche Wegeplanung und Entwicklung 
von individuellen Übergangsplänen 
statt. ArJuS hilft bei der Zusammenstel-
lung von Bewerbungsunterlagen. Ein 
standardisiertes Bewerbungstraining 
konnte nahezu als Regelangebot eta-
bliert werden. Es wird über gesetzliche 
Fördermöglichkeiten informiert; unter 
Einbezug des Internets kann schon aus 
der Haft heraus eine erste Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktrecherche erfolgen. 
Lockerungsgeeignete Gefangene kön-
nen bei Behördengängen auch durch 
das Übergangsmanagement nach drau-
ßen begleitet werden.

Bei Jugendlichen und Heranwach-
senden muss der eigentliche Schwer-
punkt aber bei der Unterstützung nach 
Ende der Haftzeit liegen. ArJuS bleibt 
Ansprechpartner für den Entlassenen. 
Es ist hierbei an einen Nachsorgezeit-
raum von 6 Monaten gedacht; gege-
benenfalls kommt es zur Übergabe an 
einen räumlich besser erreichbaren 
Übergangsmanager. Der Entlassene 
wird bei Bedarf bei Behördengängen 
begleitet; fallweise wird Hilfestellung 
bei der Wohnraumbeschaffung gelei-
stet. Das Übergangsmanagement berät 

in Konfliktsituationen und steht Arbeit-
gebern und Ausbildungsbetrieben als 
Ansprechpartner zur Verfügung.

Integrationsbemühungen können 
dann gelingen, wenn ein kooperie-
rendes externes Trägernetzwerk vor-
handen ist, das nicht nur auf dem Pa-
pier existiert, sondern dauernd ergänzt 
und (re)aktiviert wird. Insbesondere 
sind Kontakte zu den jeweiligen Ar-
beitsgemeinschaften, den optierenden 
Kommunen und zu Arbeitsagenturen 
zu nennen, zu überbetrieblichen Ein-
richtungen und (Weiter-)bildungsträ-
gern sowie zur Bewährungshilfe. Beim 
Schwerpunkt ‚Arbeitsmarktintegration’ 
sind zudem Kontakte zu den Kammern 
und zu Arbeitgebern des ersten Arbeits-
marktes ganz zentral.

Bei der Vielzahl der Entlassungen 
kann der prinzipielle Anspruch auf eine 
halbjährliche Nachsorgephase mit Mit-
teln des professionellen Übergangs-
managements alleine nicht aufrecht 
erhalten werden. ArJuS bemüht sich 
daher um eine Ergänzung durch eh-
renamtliche Mentorinnen und Men-
toren. In halbjährlichem Turnus finden 
Workshops (Erfahrungsaustausch und 
einschlägige Referate) zur Einführung 
neu gewonnener Mentorinnen und 
Mentoren statt. 

Um zu einer Ausweitung des Men-
torings zu kommen, wird mit externen 
Organisationen kooperiert (Freiwilli-
genagenturen, Kirchenverbände, Lan-
dessportbund), ohne den Gesamtpro-
zess aus der Hand zu geben.

Im Verlauf des ArJuS-Projektes hat 
sich ein weiterer Arbeitschwerpunkt ge-
bildet, nämlich die Anhäufung und Wei-
tergabe von Spezialwissen zu – immer 
neuen – rechtlichen Gegebenheiten in 
Zusammenhang mit Haftentlassungen, 
(geänderten) Zuständigkeiten und de-
ren jeweiligen Folgen.

2. Vorbereitung der Entlassung 
in den sozialen Empfangsraum 
für Gefangene mit besonderem 
Hilfebedarf als Dienstleistung 
der freien Straffälligenhilfe

Seit April 2007 werden inhaftierte 

erwachsene Frauen und Männer mit 
besonderem Hilfebedarf -insbeson-
dere Gefangene, die ohne staatliche 
Unterstützung (z.B. Bewährungs-hilfe, 
Führungsaufsicht) zum Endstrafen-
zeitpunkt entlassen werden- durch 
Maßnahmeträger der freien Straffäl-
ligenhilfe betreut. Im Benehmen mit 
dem Landeszusammenschluss für 
Straffälligenhilfe in Hessen7 wurde ein 
durchgängiges Konzept entwickelt, das 
derzeit in der Praxis erprobt wird. Ziel ist 
es, Rückfälle zu vermeiden, dadurch den 
Schutz der Allgemeinheit vor Straftaten 
– besonders in der Phase der Reintegra-
tion ehemals Inhaftierter – zu erhöhen 
und mögliche Schwierigkeiten in der 
Entlassungsphase zu minimieren.

Hintergrund dieses Hilfsangebots 
ist die Feststellung, dass entlassene 
Gefangene nicht mehr ausreichend in 
der Lage sind, unmittelbar nach der 
Entlassung – auf sich allein gestellt - 
Arbeit und Wohnung zu finden oder 
eine finanzielle Sicherung ihres Lebens-
unterhaltes zu organisieren. Durch das 
Projekt „Übergangsmanagement“ wird 
die Zusammenarbeit zwischen dem Ju-
stizvollzug und der freien Straffälligen-
hilfe auf eine neue, qualifizierte Basis 
gestellt. Mit dem Einsatz erheblicher 
Landesmittel und Finanzmitteln aus 
dem Europäischen Sozialfonds wird 
das Projekt bis zum Jahr 2013 flächen-
deckend abgesichert. 

Spätestens sechs Monate vor einer 
Entlassung der Gefangenen erfolgt die 
Zuweisung durch die internen Sozial-
dienste der Justizvollzugsanstalten an 
das Übergangsmanagement der freien 
Straffälligenhilfe8, die die Gefangenen 
bei 

der Suche nach einem Arbeits- oder  -
Ausbildungsplatz,
der Suche nach einer geeigneten  -
Wohnung oder Unterkunft sowie
der Kontaktanbahnung zu Bera- -
tungsstellen für die Zeit nach der 
Haft unterstützt.
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Die Beraterinnen und Berater des Über-
gangsmanagements bieten den Gefan-
genen Hilfestellung beim Umgang mit 
Behörden und Ämtern. Die notwen-
digen Kontakte werden bereits vor der 
Entlassung aufgebaut. Die örtliche Zu-
ständigkeit wird ebenso geklärt wie der 
mögliche Anspruch auf Leistungen.

Folgende Ablauforganisation hat sich 
zwischenzeitlich bewährt:

Der oder die Gefangene wird 6 Mo-1. 
nate vor der Entlassung (bei kür-
zeren Strafen auch  früher) mit 
einem Flyer auf  die Dienstleistung 
der freien Straffälligenhilfe hinge-
wiesen.
Bei Zustimmung der oder des Ge-2. 
fangenen wird die freie Straffälli-
genhilfe mit der Dienstleistung der 
Betreuung und Beratung beauf-
tragt. Die Überwachung obliegt 
dem zuständigen internen Sozial-
dienst.
Das „Übergangsmanagement“ 3. 
entwickelt mit der oder dem Ge-
fangenen einen Hilfeplan auf der 
Grundlage der Anamnese.
Die Entlassungssituation wird ge-4. 
plant. 
Die Kontaktaufnahme in den so-5. 
zialen Empfangsraum (zur Fami-
lie, zum „betreuten Wohnen“, zur 
Arbeitsagentur und ARGE/optie-
renden Kommune) wird vorberei-
tet. 
Lockerungen, die ausschließlich 6. 
zur Vorbereitung der Entlassung 
dienen, sind ggf. durch die Vollzugs-
plankonferenz zu prüfen.
2 Monate vor Endstrafe meldet das 7. 
Übergangsmanagement an die 
Vollzugsplankonferenz  
bzw. den Sozialdienst den Sach-
stand der Entlassungsvorbereitung 
verbindlich zurück.
Am Entlassungstag steht das Ü-8. 
Management -soweit möglich- 
in Person der Beraterin oder des 
Beraters als Ansprechpartner zur 
Verfügung.
Wird der Gefangene in eine Einrich-9. 
tung des Trägers des Ü-Manage-
ments entlassen, wird der Kontakt 

zu der oder dem ehemaligen Ge-
fangenen über die Einrichtung des 
Trägers gehalten. Im Übrigen hält 
das Übergangsmanagement (spo-
radischen) Kontakt zu den Klienten 
über die Einrichtungen und bittet 
regelmäßig um Informationen über 
den „Verbleib und die Entwicklung“ 
der oder des Entlassenen. Hierzu 
wird ein Stammdatenblatt bis 6 Mo-
nate nach der Entlassung geführt.
Die Zusammenarbeit zwischen dem 10. 
hauptamtlichen Sozialdienst und 
dem Übergangsmanagement ist 
jederzeit gewährleistet. Hierfür sind 
in den Justizvollzugsanstalten  
hauptamtliche Kontaktpersonen 
aus den Sozialdiensten bestellt.  

3. Altersgruppenspezifische 
Integrationsvorbereitung und 
Übergangsmanagement  
für ältere Inhaftierte der Justiz-
vollzugsanstalt Schwalmstadt

Aufgrund der zahlenmäßig zuneh-
menden Bedeutung älterer Inhaftierter 
wird die Konzipierung der Abteilung 
‚Kornhaus’ in der JVA Schwalmstadt 
(s.o) ab dem 01.03.2009 um ein al-
tersgruppenspezifisches Übergangs-
management unter Trägerschaft des 
bfw des DGB ergänzt. Das Erfordernis 
hierzu ergibt sich daraus, dass sich 
die typischen Übergangssituationen 
in die Altersrente aus Positionen öko-
nomischer Randständigkeit heraus im 
Vergleich etwa zu den Überlegungen 
von Schramke (1996)9 mittlerweile weit 
weniger ‚komfortabel’ gestalten. Es soll 
daher ein systematischer Abgleich der 
Arbeitsmarkt-tauglichkeit der Inhaf-
tierten sowie den regionalen Arbeits-
markterfordernissen und besonderen 
Fördermöglichkeiten in den jeweiligen 
Entlassregionen geleistet werden. 

Das Ablaufschema weist folgende Pha-
sen auf:

Entlassungsvorsorge: Für Inhaf-a. 
tierte, die zum mutmaßlichen 
Entlassungszeitpunkt über    55 
Jahre alt sind, ist ein Jahr vor der 
Haftentlassung die prinzipielle 

Arbeitsmarkt-fähigkeit zu prüfen 
(Gesundheitliche Überprüfung, 
Bewertung beruflicher Vorkennt-
nisse, realistische Einschätzung der 
Arbeitsmarkttauglichkeit, Statuser-
hebungen in den Sozialversiche-
rungssystemen). Für Inhaftierte mit 
prinzipieller extramuraler Arbeits-
markttauglichkeit ist umgehend 
mit den Institutionen der Arbeits-
förderung in den Entlassregionen 
Kontakt aufzunehmen. Ziel ist ein 
verbindlicher Abgleich, welche För-
derinstrumente10 für eine spätere 
Arbeitsaufnahme in Frage kommen. 
In der verbleibenden Haftzeit ist 
der Inhaftierte darauf vorzuberei-
ten, Fördermöglichkeiten nach der 
Haftentlassung auch wahrnehmen 
zu können.
Entlassungsvorbereitung: Im letz-b. 
ten Quartal vor der Entlassung 
sollen die vorab ermittelten insti-
tutionellen Partner in den Entlassre-
gionen intensiv kontaktiert werden, 
um der beabsichtigten Integrations-
schiene möglichst zeitnah folgen zu 
können. Es gilt, längere Zeiten der 
Orientierungslosigkeit im Anschluss 
an die Entlassung zu vermeiden. 
Gegebenenfalls müssen die Bemü-
hungen mit der Suche nach einer 
Wohnung einhergehen.
Nachsorgephase: Bis zu einem hal-c. 
ben Jahr nach der Haftentlassung 
sollte das altersgruppenspezifische 
Übergangsmanagement als An-
sprechpartner zur Verfügung ste-
hen und zwar sowohl für die Haft-
entlassenen selbst als auch für die 
jeweils kooperierenden Stellen. Par-
allel dazu sind alle Bemühungen zu 
unterstützen, die auf eine sinnvolle 
Strukturierung des Alltags bis in den 
Freizeitbereich hinein abzielen.

Insgesamt ist das Ziel, die wesentlichen 
Integrationspunkte Wiedereingliede-
rung in die Arbeitswelt, das Vorhanden-
Sein tragfähiger sozialer Kontakte sowie 
der Aufbau sinnstiftender wie gesell-
schaftskonformer Tagesabläufe in der 
Nachsorgephase nach  Möglichkeit zu 
steuern. Bei ehrenamtlicher Arbeit ist 
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weniger an fallbezogenes Mentoring 
als vielmehr an eine aufgabenbezogene 
Unterstützung zu denken.

IV. Ergebnisse und Ausblick

ArJuS war eines der ersten Projekte, 
das eine Begleitung der Entlassungs-
phase unter dem Terminus „Übergangs-
management“ vorsah. Sowohl bei der 
sozialpädagogischen Betreuung wäh-
rend der Haft als auch bei den späteren 
Nachsorgebemühungen musste in der 
Einführungsphase deutlich gemacht 
werden, dass es nicht um eine Konkur-
renz zu den herkömmlichen Anbietern 
einschlägiger sozialer Dienste ging, son-
dern um eine notwendige fall- bzw. 
fallgruppenspezifische Unterstützung. 
In der Entwicklungsgeschichte lässt sich 
eine gewachsene innere Akzeptanz da-
ran erkennen, dass die Fallzahlen ange-
stiegen sind; 2007 kam es insgesamt 
zu 193 Zuweisungen (im Vgl. zu 150 
in 2005 und 164 im Folgejahr), 2007 
fanden 146 Einzelberatungen statt (118 
in 2006); Nachbetreuungen nach Haft-
entlassung konnte in 58 Fällen geleistet 
werden (25 in 2006). Erfreulich ist die 
mittlerweile hohe Akzeptanz des eh-
renamtlichen Mentorings, wobei die 
Nachfrage (44 Fälle) noch nicht über 
ein entsprechendes Angebot ehren-
amtlicher Kräfte verfügen kann. (15 
Fälle konnten 2007 zugeordnet wer-
den, nach 6 im Jahr 2006). Durch ArJuS 
wurde 13mal unmittelbar in den ersten 
Arbeitsmarkt vermittelt, 28mal in eine 
Ausbildung oder ausbildungsähnliche 
Maßnahme. Hierunter ist die Vielzahl 
solcher Fälle ausdrücklich nicht subsu-
miert, die während der Haftzeit bera-
ten worden waren, ihren Arbeitsplatz 
später aber vornehmlich aus eigenem 
Antrieb gefunden haben. Für die Er-
mittlung einer Gesamtquote beruflicher 
Integration liegen keine ausreichenden 
Angaben vor.

Unter seinen jetzigen Ressourcen 
ist ArJuS sicherlich an der Grenze des 
Möglichen angelangt. Die hessischen 
Justizvollzugsanstalten für Jugendli-
che und Heranwachsende sind aller-

dings dabei, die Vorgaben des neuen 
Jugendstrafvollzugsgesetzes (HessJSt-
VollzG v. 19.11.2007) sukzessive um-
zusetzen. Zwar findet der Terminus 
„Übergangsmanagement“ als solcher 
keine Erwähnung, insbes. in den §§ 16 
Abs. 1 (Entlassungsvorbereitung) i.V.m. 
7 (Einbeziehung Dritter) und 17 Abs. 3 
(Entlassung) finden sich aber einschlä-
gige Passagen. So sollen die Anstalten 
frühzeitig darauf hinwirken, „dass die 
Gefangenen über eine geeignete Un-
terbringung und eine Arbeits- oder 
Ausbildungsstelle verfügen sowie bei 
Bedarf in nachsorgende Maßnahmen 
vermittelt werden“. Auf Antrag kann 
auch „eine nachgehende Betreuung 
gewährt (werden), wenn dies (einer) 
besseren Eingliederung dient“. Es sollte 
jetzt darum gehen, die Gesamtphiloso-
phie von ArJuS (noch) mehr Inhaftierten 
zu Gute kommen zu lassen. Diese lässt 
sich beschreiben als verbesserte Ver-
schränkung institutioneller Möglich-
keiten bei gleichzeitiger fallbezogener 
‚Lobbyarbeit’, wobei das Ausloten der 
Anschlussfähigkeit an die Mehrheitsge-
sellschaft besonderes Anliegen ist.
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Die Klientel

Mit der Zielgruppe der Strafgefange-
nen und der (Ex-)Strafgefangenen ist 
eine besonders schwierige Klientel 
formuliert. Auf der einen Seite findet 
sich ein sehr hoher Anteil von Lang-
zeitarbeitslosen, auf der anderen Sei-
te vielfältige Vermittlungs hemmnisse 
(veraltete und/oder nicht vorhandene 
Qualifikationen; Schulverweigerer; so-
ziale Auffällig keiten, Drogenkonsum, 
lang anhaltender sozialer Ausschluss) 
(Wirth 2006). Die Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt werden durch das Stigma 
Straffälligkeit noch zusätzlich einge-
schränkt. 

Besonders schwierig gestaltet sich 
der Übergang aus der Haft in Freiheit. 
Aus einer stark vorgegebenen Struk-
tur heraus in eine Situation, in der die 
Entlassenen ihr Leben wieder völlig 
selbst bestimmen müssen. Für sehr 
viele Entlassene stellt dieser Übergang 
eine besondere Risikolage dar. Diese 
wird oftmals als das so genannte ‚Ent-
lassungsloch‘ bezeichnet. Gelingt keine 
soziale und berufliche Integration, so 
besteht in erhöhtem Maß die Gefahr 
eines Rückfalls in Straffälligkeit. Es be-
darf eines außergewöhnlichen Auf-
wandes, diese Klientel wieder auf dem 
Arbeitsmarkt oder in Beschäftigung 
zu integrieren und sie dann weiterhin 
in Beschäftigung zu halten. Zugleich 
zeichnet sich die Klientel allgemein 
durch ein hohes Rückfallrisiko in Straf-
fälligkeit aus.

Die Situation der Entlassung stellt 
hierbei selbst eine schwer zu bewäl-
tigende Aufgabe dar. Die Klienten 
arbeiten meist gut und motiviert in 
Maßnahmen und Betrieben in den JVA-
en mit, sind in der Anstalt unauffällig 

Der Entwicklung und Umsetzung 
eines Übergangsmanagements 

im Rahmen einer systematischen Wie-
dereingliederungspolitik von (Ex-)Straf-
gefangenen und Straffälligen wird in 
letzter Zeit eine deutlich höhere Auf-
merksamkeit geschenkt (vgl. Matt 2007). 
In Bremen ist für die Umsetzung ein 
räumlicher Ort geschaffen worden, das 
so genannte KompetenzCentrum. An 
diesem erfolgen die mit der Gestaltung 
der Übergangsphase, des Überganges 
aus der Haft in Freiheit verbundene 
Aufgaben: die Organisation und Anbin-
dung entsprechender Beschäftigungs-
angebote, ein arbeitsmarktorientierter 
Vermittlungsdienst (Berufshilfe) sowie 
die geeignete Organisation der im Straf-
fälligenbereich beteiligten und notwen-
digen Hilfe-Institutionen. 

Für eine angemessene Umsetzung 
ist eine umfassende Entwicklung von 
Organisationsformen, in und außer-
halb der JVA, notwendig (Stichworte: 
private-public partnership, Kohärenz 
im Ansatz, Organisationsentwicklung 
in den beteiligten Organisationen, Net-
working). Dieser Prozess wird seit Jahren 
im Rahmen einer guten Kooperation 
zwischen der JVA Bremen, den beteili-
gten Behördenvertretern, Vertretern der 
freien Trägern der Straffälligenhilfe u.a. 
vorangetrieben (vgl. Hellpap, Welch-
ner 2007). Ein weiterer wesentlicher 
Umsetzungsbeitrag erfolgt durch den 
Projektverbund ‚Chance’.1

Die Konzeption des Übergangsma-
nagements, die Organisationsform so-
wie die ersten Erfahrungen, die in der 
praktischen Umsetzung gewonnenen 
werden konnten, sollen im Folgenden 
dargestellt werden.2 

Das KompetenzCentrum an der JVA Bremen 
Zur Umsetzung eines Übergangsmanagements für (Ex‑)Gefangene

Eduard Matt, Heike Hentschel

und kommen gut zurecht. Doch mit 
der Entlassung wird eine neue Situation 
geschaffen: Oftmals wird nun Distanz zu 
allem hergestellt, was an ‚Knast‘ erinnert. 
Die wiedererlangte Freiheit gilt es erst 
einmal intensiv auszukosten („Nachhol-
bedarf“), verbunden mit der erhöhten 
Gefahr, dass der alte Lebensstil wieder 
aufgenommen wird. Nur in wenigen 
Fällen gibt es nach Haftentlassung ei-
nen direkten Anschluss in Ausbildung 
oder Arbeit, die meisten fallen in das so 
genannte ‚Entlassungsloch’. Die Situa-
tion der Haftentlassung selbst bringt 
für viele Entlassene neue Problemlagen 
bei gleichzeitig geringer Belast bar keit 
mit sich: Wohnsituation, Armut, keine 
Beschäftigung, oftmals keine tragfähige 
soziale Kontakte, schlechte Gesundheit, 
Schul den, Desorientierung, in die Brü-
che gehende/gegangene Beziehungen 
u.v.m. (Eisl 2001). Kriminologisch sind 
gerade die ersten Tagen nach Entlas-
sung von Bedeutung, hier besteht die 
höchste Rückfallgefahr (National Re-
search Council 2007, S. 42f.). 

What works

Die Gesamtkonzeption eines Über-
gangsmanagements hat sich zugleich 
als Ausdruck einer wissenschaftlichen, 
auf evidenz-basierten Konzeption für 
eine systematische und Erfolg verspre-
chende Wiedereingliederungspolitik 
erwiesen, die insbesondere auf den 
folgenden zentralen Komponenten 
basiert: 

Verbindung der Arbeit im Vollzug  -
mit einer Betreuung nach Haftent-
lassung
Qualifizierung im Vollzug mit einer  -
entsprechenden Betreuung- und 
Vermittlungsarbeit
Strukturierung des Übergangs  -
zur Vermeidung des ‚Entlassungs-
loches’
Bereitstellung von Beschäftigungs-  -
und Qualifizierungsmöglichkeiten 
direkt im Anschluss an die Haft
Betreuung nach der Entlassung; Sta- -
bilisierung der Lebenslagen
Abbau von Vermittlungshemmnis- -
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sen (weiterer Problemlagen) unter 
Zuhilfenahme weiterer Institutionen 
(Übergangsnetzwerk)
Übergangsmanagement als Vernet- -
zungsaufgabe

Erst die Verbindung der Arbeit in den 
Anstalten mit der Strukturierung des 
Übergangs und einer systematischen 
Nachbetreuung hat sich als Erfolg ver-
sprechend erwiesen. So zeigt sich die 
kriminalpräventive Relevanz der Umset-
zung durch den deutlichen Rückgang 
des Rückfallrisikos. Erforderlich ist daher 
eine systematische Wiedereingliede-
rungspolitik unter Einbindung aller 
relevanter Akteure.

Die Konzeption

Zentrales Merkmal der Wiedereingliede-
rungspolitik ist die Entwicklung und der 
Ausbau eines integrations orientierten 
Förderkorridors. Der Prozess beginnt 
mit einem entsprechenden Assessment 
beim Zugang in der JVA. Auf dessen Ba-
sis erfolgt die Erstellung eines Vollzugs- 
und Integrationsplanes, der die Herstel-
lung von Beschäftigungsfähigkeit bzw. 
den Erhalt und Ausbau von beruflichen 
und sozialen Kompetenzen in berufsför-
dernden und –qualifizierenden Maß-
nahmen in der Anstalt projektiert und 
deren Umsetzung organisiert. Im Rah-
men der Entlassungsvorbereitung er-
folgt die Beratung über berufsbezogene 
Fragen. Nach Möglichkeit sollte hier 
bereits die Vermittlung in Ausbildung, 
Beschäftigung und Arbeit außerhalb 
der JVA organisiert werden. Nach Haft-
entlassung dient die Nachbetreuung 
sowohl in beruflichen als auch in psy-
chosozialen Fragen einer Stabilisierung 
der Lebenslagen bei den Klienten. 

Zwecks Umsetzung des Integra-
tionsplanes ist ein entsprechendes 
Übergangs management zu organisie-
ren. Hierzu gehört die Schaffung einer 
systematischen Betreuungsstruktur, 
das Vorhalten von Beschäftigungs-
möglichkeiten, die Vermittlung in Arbeit 
und/oder an andere Hilfe-Systeme. Es 
gilt, möglichst viele der für den Integra-

tionsprozess relevanten Institutionen 
einzubinden. 

Mit dem Übergangsmanagement 
wird eine Entwicklung angestrebt, in 
der es von einer Betrachtung rein in-
nerhalb des Vollzuges (Thema: Vollzugs-
planung) hin zu einer übergreifenden 
Perspektive eines Förderkorridors, ei-
ner übergreifenden Betrachtung des 
Verlaufes bei Straffälligkeit in Haft und 
für die Zeit in Freiheit kommt. Erstellt 
wird eine Planung, was im Vollzug und 
was nach der Entlassung aus dem Voll-
zug als integrative und unterstützende 
Maßnahmen erfolgen soll. Darauf ba-
sierend wird ein so genannter Integra-
tionsplan erstellt. Der systematischen 
Berufswegeplanung kommt hierbei 
eine besondere Bedeutung zu. Auf Basis 
einer individualspezifischen Diagnos-
tik werden entsprechende Angebote 
vorgeschlagen und nach Möglichkeit 
umgesetzt. Im Ganzen ist eine Ausdif-
ferenzierung der Angebote notwen-
dig. Zwecks Förderung der Personen 
und der Bearbeitung der relevanten 
Problemlagen ist ein angemessenes 
Assessment notwendig. Gefordert ist 
eine deutliche Einzelfallorientierung.

Die Organisation des 
Übergangsmanagements

In der Umsetzung des Übergangsma-
nagements kommen in Bremen drei 
Tätigkeitsbereiche zum Tragen: die Ent-
lassungsvorbereitung, die Berufshilfe 
und die Nachbetreuung im Kompe-
tenzCentrum. 

Die Organisation wird getragen 
durch eine langjährige Kooperation 
zwischen der JVA und der Freien Straffäl-
ligenhilfe. Entsprechende Verfügungen 
seitens der JVA und Kooperationsver-
träge klären vollzugliche Regelungen 
(Verfahren einschließlich des Sicher-
heitsaspektes) und stärken das Vorge-
hen. Es erfolgt eine Einbindung in die 
Organisationsabläufe des Vollzuges. Der 
Zugang zu den Klienten-Daten der JVA 
erfolgt für die MitarbeiterInnen der Frei-
en Straffälligenhilfe zweckgebunden. 

Das Übergangsmanagement wird als 
genuine Aufgabe des Strafvollzuges im 
Rahmen der Entlassungsvorbereitung 
angesehen.

Im Rahmen der Entlassungsvor-
bereitung erfolgt folgendes Vorgehen: 
Die JVA meldet dem so genannten Ent-
lassungsvorbereitungs-Pool (EVB-Pool) 
die Personen, die voraussichtlich in 6 
Monaten entlassen werden. Der Pool 
setzt sich aus Vertretern von 3 Trägern 
der Freien Straffälligenhilfe zusammen 
und wird von einer Mitarbeiterin der 
Freien Straffälligenhilfe geleitet. Im 
Erstgespräch erfolgt die Entscheidung 
des Klienten, ob er teilnehmen will. Für 
den Datentransfer muss eine entspre-
chende Einverständniserklärung unter-
schreiben werden. Erst dann werden 
die Bedarfe an Hilfen (Unterkunft, Fi-
nanzen u.a.) abgeklärt und, abhängig 
vom Bedarf, entsprechende Schritte 
unternommen.

Abgeklärt wird die entsprechende Hil-
febedarfsgruppe:

Hilfen zur Überwindung besonderer  -
sozialer Schwierigkeiten 
Hilfen aufgrund bestehender psy- -
chischer und/oder physischer Auf-
fälligkeiten
Hilfen zur Unterstützung der sozialen  -
und insbesondere auch beruflichen 
sowie erste Schritte zur Bearbeitung 
eingeleitet.

Die Integrationsplanung wird einge-
leitet. Justizvollzug und externe Fach-
kräfte (Entlassungsvorbereitung, Be-
rufshilfe) erarbeiten eine gemeinsame, 
am Einzelfall orientierte Strategie. Diese 
fokussiert auf eine Zeitspanne von 6 
Monaten vor Haftentlassung bis ca 6-12 
Monate nach Haftentlassung. Für die 
Planung sind die individuellen Hilfebe-
darfe zu ermitteln und zu berücksichti-
gen. Zugleich bildet der Integrations-
plan die Basis für die Zusammenarbeit 
aller beteiligten Akteure und dient der 
Überprüfung der benannten Ziele. Der 
Vorteil dieser Organisationsform ist viel-
fältig: Es kommt zu einer Verbesserung 
der Kommunikation zwischen den be-
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teiligten Fachdiensten in der JVA, den 
Inhaftierten und den externen Fachkräf-
ten. Zwischen den Diensten kommt es 
zu einer gegenseitigen Unterstützung 
bei der Aufgabenerfüllung. Die Hilfean-
gebote können durch Datenabgleich 
und Informationsaustausch besser ab-
gestimmt werden, durch den Abbau von 
Schnittstellenproblematiken werden 
Reibungsverluste zwischen den Dien-
sten/Akteuren minimiert. Es bestehen 
frühzeitige Interventionsmöglichkeiten 
und eine effektive Vorbereitungszeit. 

Die berufliche Dimension wird par-
allel seitens des von einem Träger der 
Freien Straffälligenhilfe organisierten 
Projektes Berufshilfe mittels Profiling 
erfasst. Vermittlungsfähigkeit, Vor-
handensein notwendiger Unterlagen, 
Bewerbungs mappe, usw. werden erho-
ben und bewertet. Soweit möglich, wird 
bereits noch in der Haft versucht, die 
Person ‚draußen’ in Arbeit und Beschäf-
tigung zu bringen. Ist dies nicht mög-
lich, werden erste Schritte für die Zeit 
nach Entlassung getroffen (Abklärung 
von Leistungsansprüchen: Alg I, Alg II; 
personenebezogene arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen in Kooperation mit 
BA/ARGE). Diese Phase ist insofern von 
zentraler Bedeutung, da hier der erste 
Kontakt zwischen Berater und Klient 
hergestellt wird. Als effektiv für einen 
fortwährenden Kontakt nach Haft hat 
sich erwiesen, wenn der erste Kontakt 
bereits in der Haft erfolgt (ansonsten 
melden sich die potentiellen Klienten 
meist nicht mehr). 

Die Aufgabenstellung der Berufshilfe 
im Einzelnen:

Information und Beratung über so- -
zialintegrative Maßnahmen (Schuld-
nerberatungen, Drogenberatung)
Beratung und Motivation zu Maß- -
nahmen aller Art und zur Arbeit 
schlechthin
Sozialberatungen (z.B. Alg I, Alg II;  -
Beratung über Antragsverfahren, An-
tragsberatung über EU-Rente, Reha-
Maßnahmen etc.)
Informationen über Qualifizierungs- -

maßnahmen, die Vermittlungs-
hemmnisse helfen abzubauen, die 
aber nicht von der ARGE, in Bremen 
die BAgIS, zugewiesen / durchge-
führt werden (schulischer wie be-
ruflicher Art)
Im Beratungsverlauf Hinführung zu  -
einer realistischen Einschätzung der 
persönlichen Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt
Hilfe bei der Erstellung von Bewer- -
bungsunterlagen (Bewerbungs-
schreiben, Lebensläufe etc.)
Kooperation mit BAgIS-Mitarbeitern  -
(fachliche Absprachen über Maßnah-
men, Informationsaustausch über 
gemeinsame Vorgehensweisen ge-
genüber den Kunden)
Bei Inhaftierten potentiellen Alg-2  -
Beziehern erfolgt in der Haft eine 
Vorsteuerung und Orientierung in 
Absprache mit dem Querschnitts-
beauftragten der BAgIS als SGB II 
- Leistungsträger. Beratungstermine 
bei der BAgIS vor der Entlassung ent-
fallen und entlasten den entspre-
chenden Bereich bei der BAgIS

Die Arbeit der Berufshilfe zielt auf eine 
Förderung der sozialen Integration 
durch Empowerment. Sie initiiert ent-
sprechende Strategien und Maßnah-
men zur Erhöhung der Autonomie, der 
Selbstbestimmung und der Eigenver-
antwortung. Dazu zählen:

Angebote der sozialpädagogischen  -
Betreuung während der Qualifizie-
rungs- und Beschäftigungsmaß-
nahmen
Tagesstrukturierende Maßnahmen -
Sozialtraining -
Arbeitstraining -

Zum Vorgehen der Berufshilfe gehört es, 
gemessen an den vorliegenden und zu 
erwartenden Fähigkeiten des Klienten 
nach dem ‚Prinzip der kleinen Schritte’ 
Lösungswege zu suchen und diese zu 
beschreiten. Neben der Vermittlung auf 
den ersten Arbeitsmarkt bestehen Ver-
mittlungsmöglichkeiten in Rahmen von 
Tätigkeiten des Träger vereines, interne 
Beschäftigungsmaßnahmen sowie in 

Angebote der im Netzwerk beteiligten 
Kooperationspartner. 

Im Rahmen des Übergangsmanage-
ment kommt der Berufshilfe in Bremen 
die zentrale Management-Funktion zu. 
Sie ermittelt, in Kooperation mit der 
Entlassungsvorbereitung in der JVA, die 
Bedarfe und, ist der Klient entlassen, die 
Hilfeangebote außerhalb. Ihr zentraler 
Fokus bleibt dabei die Orientierung auf 
die Integration auf dem Arbeitsmarkt. 
Der Abbau weiterer Problemlagen und 
Vermittlungshemmnisse wird durch die 
Vermittlung an weitere Hilfesysteme in 
Gang gebracht. Zugleich ist sie zentrale 
Vermittlungsinstitution zwischen den 
Arbeitsmarktakteuren und der Klientel. 
Auch die Nachbetreuung gehört zu ih-
rem Aufgabengebieten.

Mit dem Ausbau des Kompetenz-
Centrums ist ein Ort3 der Nachbetreu-
ung geschaffen worden. Hier erfolgt 
eine sozialpädagogische Begleitung 
sowie nach Bedarf zusätzlich eine Un-
terstützung der Klienten in ihrer beruf-
lichen Perspektive (z.B. Training in on-
line-Recherche auf dem Arbeitsmarkt; 
Vermittlung in weitere Hilfesysteme 
u.a.). Im KompetenzCentrum werden 
sowohl Beschäftigungs maßnahmen 
organisiert als auch und vor allem eine 
räumliche Konzentration aller am Pro-
zess der Wiedereingliederung betei-
ligten Institutionen und soziale Dien-
ste realisiert. Beachtet werden dabei 
zentrale Dimensionen: Bearbeitung der 
unterschiedlichen Problemlagen, Aus-
gangspositionen und Möglichkeiten 
der Klienten, eine vernetzte Arbeits-
weise sowie  ein einzelfallorientiertes 
Vorgehen. 

Neben der Schaffung von Beschäfti-
gungsmöglichkeiten wird zugleich eine 
mit dem Auf- und weiteren Ausbau des 
KompetenzCentrums neue For m der 
Betreuungsorganisation aufgebaut. Es 
entsteht ein Dienstleistungszentrum, in 
dem alle für den Wiedereingliederungs-
prozess zentralen Institutionen in Form 
von dauernder Anwesenheit oder über 
Sprechstundenzeiten vor Ort direkt er-
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reichbar sind (BA, BAgIS, Bewährungs-
hilfe, Freie Straffälligenhilfe, Berufshilfe, 
Schuldenberatung, Drogenberatung 
usw. ebenso wie Beschäftigungsträger 
mit Angeboten). 

Zugleich ist dergestalt die Entwick-
lung eines Netzwerkmanagements zur 
Förderung der Eingliederung in die Ge-
sellschaft ermöglicht. Eine effektive Ver-
netzungsarbeit mit weiteren Akteuren 
(Fördermittelgeber, BA, BAgIS, Hand-
werkskammer, Innungen, Arbeitgeber, 
Zeitarbeitsorganisationen, Bildungsträ-
ger u.v.m. im Bereich der beruflichen 
Wiedereingliederung sowie der Freien 
Straffälligenhilfe, Sozialdienste, Woh-
nungsgesellschaften, Gesundheitsamt, 
Vereinen, Kirchen u.v.m. für die soziale 
Integration und die Bewältigung von 
Problemlagen) wird angestrebt. Die 
bereits in Bremen bestehenden erfolg-
reichen Kooperationen, insbesondere 
mit der Agentur für Arbeit und der BA-
gIS, gilt es weiter auszubauen und neue 
Partner hinzu zu gewinnen. 

Durch die Bündelung der für 
den Straffälligenbereich und die 
Wiedereingliede rung der Haftentlas-
senen relevanten Dienste im Kompe-
tenzCentrum kann auf der sozialen und 
juristischen Seite eine effektive, schnelle 
und zielgerichtete Unterstützung der 

Klienten erfolgen. Zugleich ist eine 
hohe Einbindung der Klienten in das 
Geschehen gegeben. Im Bemühen, die 
Ex-Gefangenen möglichst schnell einer 
beschäfti gungs orientierten Tagesstruk-
turierung durch die Bereitstellung von 
Beschäftigung nach Möglichkeit direkt 
nach der Haft zuzuführen, kann das so 
genannte Entlassungsloch minimiert 
und ein unstrukturierter Übergang in 
Freiheit mit einer hoher Wahrscheinlich-
keit des Scheiterns abgefedert werden. 
Dieser Eingliederungskorridor, begin-
nend nach individuellem Bedarf mit 
Beratung und Betreuung, Stabilisierung 
und erster Beschäftigung in ‚In-Jobs’ 
und damit gemeinschafsdienlichen Ar-
beiten bis hin zur weiteren Vermittlung 
in Arbeit soll umgesetzt werden. Durch 
die vor Ort vertretenen Dienste soll in 
Kooperation mit diesen ebenso eine 
Beratung und Vermittlung in Ausbil-
dung, Beschäftigung und Arbeit erfol-
gen. Unterschiedliche Angebote gilt es 
vorzuhalten, sowohl Beschäftigung und 
Qualifizierung als gerade auch nied-
rigschwellige Angebote (insbesondere 
Maßnahmen der Tagesstrukturierung). 
Die Umsetzung ermöglicht weiterhin 
den Aufbau eines Monitorings und die 
Evaluation des Erfolges. 

Geschaffen werden ebenso Beschäf-
tigungs-, Arbeits- und Qualifizierungs-

plätze für die Zielgruppe der Haftent-
lassenen. Organisiert und angeboten 
werden zur Zeit Möglichkeiten der Be-
schäftigung auf Basis gemeinschafts-
dienlicher Arbeiten auf unterschied-
lichem Niveau (Gärtnerei, Garten- und 
Landschaftsbau, Renovierungsarbeiten, 
Rückbaumaßnahmen, Grafitti-Entfer-
nung im öffentlichen Raum), als In-Job 
sowie als sozialversicherungs pflichtige 
Stelle (In-Job in der Mehraufwands-Va-
riante). Gerade das niedrigschwellige 
Beschäftigungsangebot ist für einen 
Großteil der Klientel der Straffälligen 
besonderes geeignet. Tagesstruktu-
rierung und die Herstellung von Be-
schäftigungsfähigkeit sind die zentralen 
Aufgaben. 

Die Erfahrungen im Bereich des 
KompetenzCentrums im Projektver-
bund Chance II zeigten ein hohes Maß 
von Engagement der TeilnehmerInnen 
in den Arbeiten. Aber es zeigte zugleich 
auch die Schwierigkeiten, die Teilneh-
mer dauerhaft in den Maßnahmen zu 
halten (aufgrund der Problemlagen, 
auffälliges Sozialverhalten, Drogenkon-
sum). Durch ein differenziertes, durch 
unterschiedliche Anforderungsniveaus 
sich auszeichnende Beschäftigungsan-
gebote konnten die TeilnehmerInnen 
ihren Möglichkeiten nach gut einge-
setzt werden. Seitens des Maßnahme-
leiters wurden unterschiedliche alltag-
spraktische Maßnahmen der weiteren 
Betreuung gestaltet, um die Teilneh-
merInnen in den Maßnahmen zu halten. 
Dergestalt konnte, trotz der räumlichen 
Nähe zur JVA, der Ort für die Teilneh-
merInnen attraktiv gemacht werden. 
Dies trägt zu einer guten Haltequote 
und einer erfolgreichen Arbeit bei. 

Schluss

Festzuhalten ist, dass Bremen mit der 
Implementierung des KompetenzCen-
trums als zentrale Managementstelle al-
ler für den Straffälligenbereich erforder-
lichen gebündelten Fachkompetenzen 
einen Vorbildcharakter für die berufsori-
entierte Integration und damit Vermei-
dung von Langzeitarbeitslosigkeit bei 
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Straffälligen hat. Mit der Umsetzung 
der Strategie ist ebenso eine Senkung 
der Rückfallgefahr zu erwarten. 

In der Gesamtperspektive bildet 
das KompetenzCentrum ein zentrales 
Element: Es ermöglicht die arbeits-
marktorientierte Organisation des 
Übergangsmanagements. Es sichert 
und gewährleistet die Verbindung der 
sozialen Betreuung durch die Dienstlei-
ster mit Maßnahmen der Beschäftigung. 
Das Angebot ist grundsätzlich weiter 
ausbaubar, d.h. es können ggf. weitere 
Maßnahmen angedockt werden, sei 
es zur Ausweitung der Perspektiven 
(z.B. Verbleibsforschung, Arbeiten im 
Jugendbereich, Angehörigenarbeit), sei 
es zur zahlenmäßigen Ausweitung der 
Beschäftigungsangebote. 

Mit dem KompetenzCentrum be-
schreitet Bremen weiter den Weg einer 
systematischen Wiedereingliederungs-
politik, in der es den Wechsel von der 
Vollzugsplanung in eine Integrations-
planung umzusetzen gilt. Getragen wird 
die Strategie durch die drei Elemente:

Systematische Verbindung von Ent- -
lassungsvorbereitung und nachvoll-
zuglicher Tätigkeit
Entwicklung entsprechender Ange- -
botsstrukturen und Organisations-
formen
Systematische Kooperation aller be- -
teiligter Dienste und Institutionen

Für die Umsetzung dieser Strategie ist 
mit dem KompetenzCentrum ein geeig-
neter Ort geschaffen worden. 
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Der Übergang aus dem Strafvollzug 
in die Freiheit verdient besonde-

re Beachtung. An dieser Schnittstelle 
zwischen Haft und Wiedereingliede-
rung werden zentrale Weichen für den 
weiteren Verlauf krimineller Karrieren 
gestellt. So wissen wir beispielsweise 
aus Studien zum Jugendvollzug, dass 
knapp 44% aller Rückfälle und 41% al-
ler neuen Inhaftierungen, die im Laufe 
eines Kontrollzeitraums von vier Jahren 
nach Haftentlassung registriert wurden, 
auf das erste halbe Jahr der Nachent-
lassungszeit entfallen. Und außerdem 
wissen wir, dass eine möglichst nahtlose 
berufliche Wiedereingliederung nach 
der Haft ganz wesentlich zu einer Re-
duzierung der Rückfallrisiken beitra-
gen kann. Diese Zusammenhänge zu 
erläutern und die Konsequenzen zu 
beschreiben, die daraus im Strafvoll-
zug des Landes Nordrhein-Westfalen 
gezogen worden sind, ist Gegenstand 
der folgenden Ausführungen.

Berufliche Qualifizierung, arbeits-
marktorientierte Entlassungsvorberei-
tung und beschäftigungsbegleitende 
Nachsorge stellen die drei zentralen 
Säulen der nordrhein-westfälischen 
Strategie zur beruflichen Wiederein-
gliederung von Strafgefangenen und 
Haftentlassenen dar, deren Hauptziele 
sich mit folgenden Schlagworten be-
nennen lassen: 

Beschäftigungsfähigkeit (junger) Ge- -
fangener steigern,
Zugänge zum Arbeitsmarkt nach der  -
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Haft erleichtern,
Beschäftigungssituation Haftentlas- -
sener stabilisieren,
(und damit) Rückfallrisiken verrin- -
gern bzw.
einen Beitrag zur Verbesserung der  -
öffentlichen Sicherheit leisten.

1. Säule: 
Qualifizierung im Strafvollzug

Haftentlassene gehören unzweifelhaft 
zu den Problemgruppen des Arbeits-
marktes. Sie dauerhaft beruflich zu in-
tegrieren und auf diese Weise auch die 
individuellen Legalbewährungschan-
cen zu erhöhen, stellt eine besondere 
Herausforderung dar. Die ehemaligen 
Gefangenen standen dem Arbeitsmarkt 
für die Dauer der Strafverbüßung über-
wiegend nicht zur Verfügung, und sie 
waren auch vor der Inhaftierung zu 
großen Teilen nicht beruflich integriert. 
Allein deshalb gelten sie als besonders 
schwer vermittelbar, und zudem er-
schwert die Tatsache einer Inhaftierung 
und der damit zwangsläufig verbun-
dene Makel einer Ausgliederung aus 
der Gesellschaft die Chancen auf einen 
Arbeits- oder Ausbildungsplatz nach 
der Entlassung erheblich.

Dennoch: In Ergänzung des in § 
2 StVollzG formulierten Vollzugsziels, 
demzufolge Gefangene im Vollzug der 
Freiheitsstrafe fähig werden sollen, 
künftig in sozialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu führen, re-
gelt § 37 desselben Gesetzes: „Arbeit, 
arbeitstherapeutische Beschäftigung, 
Ausbildung und Weiterbildung im Straf-
vollzug dienen insbesondere dem Ziel, 
Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit 
nach der Entlassung zu vermitteln, zu 
erhalten oder zu fördern.“ Auch der Ent-
wurf des neuen Jugendstrafvollzugsge-
setzes für Nordrhein-Westfalen misst der 
schulischen und beruflichen Aus- und 
Weiterbildung besondere Bedeutung 
bei. Mit einer griffigen Formulierung 
lässt sich daraus die Aufgabe „Soziale 
(Re-)Integration durch berufliche (Re-)
Sozialisierung“ ableiten, der sowohl der 
oftmals als „Behandlungsvollzug“ apo-

strophierte Erwachsenenstrafvollzug als 
auch der traditionell eher „Erziehungs-
vollzug“ genannte Jugendstrafvollzug 
verpflichtet ist. Zu Recht, wie einige 
Daten zum Bildungs- und Qualifizie-
rungsstand der Inhaftierten zeigen.

Bildungsniveau

Gerade bei Jugendstrafgefangenen 
müssen wir immer wieder ein äußerst 
defizitäres Bildungsniveau feststellen. 
So verfügen etwa zwei Drittel der Ge-
fangenen zum Zeitpunkt der Inhaftie-
rung über keinen Schulabschluss und 
knapp 90% können keine berufliche 
Qualifikation vorweisen. In nahezu lo-
gischer Konsequenz waren denn auch 
ca. 70% der Gefangenen vor Antritt ihrer 
Strafe beschäftigungslos bzw. galten 
überwiegend als Langzeitarbeitslose. 
Die Qualifizierungsdaten haben sich 
im übrigen seit Jahrzehnten so gut 
wie gar nicht verändert. Studien des 
Kriminologischen Dienstes NRW, der 
das Bildungsniveau der Inhaftierten in 
den vergangenen Jahren in mehreren 
Studien untersucht hat, zeigen, dass 
der Anteil von Gefangenen mit einem 
Schulabschluss und/oder einer abge-
schlossenen Berufsausbildung auch in 
den 1980er und 1990er Jahren nicht 
nennenswert größer oder kleiner war. 
Eine Änderung ist lediglich bei den Ar-
beitslosenquoten zu verzeichnen. War 
Anfang der achtziger Jahre des letzten 
Jahrhunderts „nur“ jeder zweite Gefan-
gene vor der Inhaftierung arbeitslos, so 
ist diese Quote inzwischen um gut 20 
Prozentpunkte gestiegen.  

Nun liegt es auf der Hand, dass 
Maßnahmen zur Verbesserung des 
Bildungsniveaus der Gefangenen als 
ein probates Mittel zu ihrer beruflichen 
Wiedereingliederung erscheinen, auch 
wenn man nicht der (allzu) simplen 
These anhängt, dass Arbeitslosigkeit 
Kriminalität kausal verursache. Schließ-
lich ist es unbestreitbar, dass eine Ver-
besserung der Berufsqualifikation die 
Zugangschancen zum Arbeitsmarkt 
– nicht nur bei ehemals Inhaftierten –  
verbessert. Eine Steigerung der Beschäf-

tigungs- und Vermittlungsfähigkeit 
der Gefangenen und ihre berufliche 
Reintegration ist insofern zunächst 
einmal eine klassisch sozialpolitische, 
vielleicht sogar arbeitsmarktpolitische 
Aufgabe, wenn man bedenkt, dass al-
lein aus den Justizvollzugsanstalten 
des Landes NRW pro Jahr ca. 16.000 
bis 18.000 Gefangene in die Freiheit 
entlassen werden und dort größtenteils 
entweder Arbeit suchen oder „Stütze“ 
beantragen werden.

Aber da das Risiko erneuter Straf-
fälligkeit für Gefangene ohne Schulab-
schluss und/oder ohne berufliche Qua-
lifikation ausweislich der Ergebnisse 
eines Streifzuges durch die einschlägige 
kriminologische Literatur überdurch-
schnittlich groß ist, sind entsprechende 
Fördermaßnahmen im Strafvollzug 
auch aus vollzugs- und kriminalpoli-
tischer Perspektive unverzichtbar. Von 
den Maßnahmen der schulischen und 
beruflichen Bildung im Strafvollzug 
wird folglich erwartet, dass sich die 
Kompensation entsprechender Qua-
lifikationsmängel, insbesondere bei 
jungen Gefangenen, auch positiv auf 
die späteren Legalbewährungschancen 
auswirkt bzw. zu einer Senkung des 
Rückfallrisikos der Inhaftierten beitra-
gen. Gelingt dies auch? Wir können das 
am Beispiel der beruflichen Förderung 
überprüfen.

Berufliche Förderung

Der Strafvollzug in NRW bietet seit 
Jahren ein sehr breites Angebot an 
beruflichen Qualifizierungsmaß-
nahmen. Dazu gehören Grund-, Ori-
entierungs- und Qualifizierungskurse 
ebenso wie Spezialisierungslehrgänge 
in Kurzzeitmaßnahmen (6 bis 8 Monate) 
und Langzeitausbildungen von bis zu 
42-monatiger Dauer in anerkannten 
Lehrberufen. Das Angebot orientiert 
sich an den Bedürfnissen des Arbeits-
marktes. Ausbildungsordnungen des 
Handwerks und der Industrie bilden 
die maßgeblichen Grundlagen. Damit 
ist sichergestellt, dass neben Teilnah-
mebescheinigungen sowohl Qualifizie-

Titel



Titel FS 2/2009  • 77

rungszertifikate als auch Gesellen- oder 
Facharbeiterbriefe erworben werden 
können, die von Handwerkskammern, 
lizensierten Bildungsträgern, Innungen, 
Genossenschaften etc. ausgestellt wer-
den. Besonders hervorzuheben ist da-
bei, dass aus dem Abschlusszeugnis 
über eine ausbildende oder weiterbil-
dende Maßnahme die Gefangenschaft 
eines Teilnehmers nicht erkennbar sein 
darf.

Im Jahr 2006 standen nach aktuellen 
Statistiken des Justizministeriums NRW 
insgesamt 1.289 Ausbildungs-, Qua-
lifizierungs- und Umschulungsplätze 
zur Verfügung. Insgesamt haben im 
Laufe des Jahres 3.735 Strafgefangene 
an einer beruflichen Ausbildung oder 
Weiterbildung teilgenommen. Lässt 
man jene 1.072 Gefangenen einmal 
außer acht, die ihre Qualifizierungsmaß-
nahmen nicht im Jahr 2006 beendeten, 
sondern auch im Folgejahr im Vollzug 
fortsetzten, so können für insgesamt 
2.663 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
Aussagen über Erfolg oder Misserfolg 
der Maßnahmen gemacht werden: 
58% erreichten das angestrebte Aus-
bildungsziel. Nur knapp 3% haben die 
jeweiligen Prüfungen nicht bestanden, 
und die Übrigen sind aus sonstigen 
Gründen ohne Abschluss ausgeschie-
den. Zu diesen Gründen zählen neben 
Erkrankungen, Entweichungen oder 
der Nichtrückkehr aus Hafturlauben 
bzw. Strafunterbrechungen vor allem 
ein freiwilliger Verzicht auf die weitere 
Teilnahme, disziplinarische Gründe 
oder vorzeitige Entlassungen.

Nicht nur, aber vor allem für die 
Letztgenannten – immerhin 11,6% der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer – liegt 
es natürlich auf der Hand, nach Wegen 
zu suchen, die eine Ausbildungskonti-
nuität auch über die Entlassung hinaus 
sicherstellen können, um zu erreichen, 
dass die im Vollzug begonnenen Be-
mühungen nicht ergebnislos bleiben 
müssen – ein ganz wesentliches Erfor-
dernis für ein erfolgreiches „Übergangs-
management“!

Rückfallrisiken

Nun sind die im Vollzug erworbenen 
Qualifikationen nicht in jedem Fall 
schon „gültige Eintrittskarten“ für den 
Arbeitsmarkt, doch zeigen die berufs-
fördernden Maßnahmen angesichts des 
geringen Vorbildungsniveaus der Ge-
fangenen und der nur begrenzt verfüg-
baren Zeit im Vollzug offenkundig recht 
gute Effekte im Hinblick auf die ange-
strebte Steigerung der Beschäftigungs-
fähigkeit. Der Strafvollzug muss hier 
den Vergleich mit Ausbildungseinrich-
tungen, die „draußen“ mit „schwierigen 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes“ 
zu tun haben, nicht scheuen. Während 
nun aber jede x-beliebige Ausbildungs-
einrichtung allein das Erreichen des 
formalen Ausbildungszieles – sprich die 
Vermittlung der angestrebten Qualifika-
tion – unwidersprochen als Beleg wirk-
samer Ausbildungsarbeit verbuchen 
kann, wird der Strafvollzug immer auch 
an einem zusätzlichen Erfolgs- oder 
Wirkungskriterium gemessen: Die be-
rufsfördernden Maßnahmen sollen den 
Rückfall, die erneute Straffälligkeit nach 
der Haft, vermeiden helfen.

Der Nachweis entsprechender Wir-
kungen ist allerdings schwierig. Aus-
weislich der Ergebnisse einer weiteren 
Studie aus dem Kriminologischen Dienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen trägt 
die (erfolgreiche) Teilnahme an voll-
zuglichen Berufsbildungsmaßnahmen 
zwar grundsätzlich dazu bei, das Rück-
fallrisiko der Haftentlassenen zu senken, 
doch sind dabei eine Reihe maßnahme- 
und teilnehmerspezifischer Differenzie-
rungen zu beachten, die hier allenfalls 
angerissen werden können. So zeigt 
sich an dem vergleichsweise harten 
Kriterium der „Rückkehr in den Straf-
vollzug“, dass die Rückfallwahrschein-
lichkeit sinkt, je qualifizierter ein im 
Vollzug erworbener Abschluss ausfällt. 
Von den Maßnahmeteilnehmern, die 
keinerlei berufliche Qualifikation erwer-
ben konnten, wurden 74,5% im Laufe 
von vier Jahren nach der Entlassung 
wegen einer neuerlichen Straftat wieder 
inhaftiert. Unter den Absolventen von 

berufsqualifizierenden Lehrgängen, de-
ren Abschluss als „berufliche Teilquali-
fikation“ gewertet werden kann, sinkt 
diese Quote auf 47%. Und von jenen 
Gefangenen, die im Vollzug einen Ge-
sellen- oder Facharbeiterbrief erwerben 
konnten, kamen später lediglich 36,2% 
erneut in Haft.

Dieses positive Bild wird allerdings 
relativiert, wenn man den Faktor „Arbeit 
nach der Entlassung“, der seinerseits na-
türlich maßgeblich durch die erworbene 
Berufsqualifikation beeinflusst wird, als 
intervenierende Erklärungsvariable in 
die Analyse einführt. Dabei zeigt sich 
Folgendes:

Von den Maßnahmeteilnehmern, 1. 
die im Vollzug keine berufliche Qua-
lifikation erwarben und die nach 
der Entlassung arbeitslos blieben, 
wurden sogar 90% rückfällig und 
erneut inhaftiert.
Allerdings: Selbst Gefangene, die 2. 
mit Erfolg an einer berufsfördernden 
Maßnahme teilgenommen hatten, 
später aber dennoch keine Arbeit 
fanden, wiesen eine fast genauso 
große „Wiederkehrerquote“ von 
80% auf.
Eine erfolgreiche berufliche Qua-3. 
lifizierung und eine ausbildungs-
gemäße Beschäftigung nach der 
Entlassung erhöhen jedoch offen-
sichtlich die Legalbewährungschan-
cen: Für Gefangene, auf die beide 
„Positivfaktoren“ zutrafen, wurde 
die geringste Rückfallquote mit le-
diglich 32,8% gemessen!

Mit anderen Worten: Berufliche Förde-
rungsmaßnahmen sind enorm wichtig, 
um den Gefangenen nach der Entlas-
sung einen Zugang zum Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen, und wenn dies gelingt, 
können wir in der Tat von eindrucks-
vollen Effekten auf die Rückfallvermei-
dung sprechen. Aber: Die rückfallmin-
dernden Effekte „verpuffen“, wenn die 
berufliche Förderung nicht in eine kon-
krete, möglichst maßnahmegemäße  
Beschäftigung (oder Folgeausbildung) 
nach der Entlassung mündet.
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Die im Strafvollzug angebotene Be-
rufsförderung ist folglich ohne Zweifel 
eine oftmals notwendige Voraussetzung 
für die erfolgreiche soziale Wiederein-
gliederung, aber nicht schon eine hin-
reichende Bedingung zur Vermeidung 
weiterer Straffälligkeit. Ohne berufliche 
Förderung steigt das Rückfallrisiko der 
formal Bildungsbedürftigen deutlich 
an, aber selbst erfolgreich durchge-
führte Berufsbildungsmaßnahmen 
garantieren allein noch keine verbes-
serten Legalbewährungschancen. Ergo: 
Zur Verbesserung der Legalbewäh-
rungschancen bzw. zur Reduzierung 
der Rückfallrisiken muss die berufliche 
Förderung im Strafvollzug möglichst 
schon während der Haft um ergänzende 
Maßnahmen zur Vermittlung der Ge-
fangenen in Arbeit und/oder (weitere) 
Ausbildung nach der Entlassung er-
gänzt werden.

2. Säule: 
Vermittlung in der
 arbeitsmarktorientierten 
Entlassungsvorbereitung

Diese Schlussfolgerung weist auf die 
zweite Säule unserer Strategie zur be-
ruflichen Wiedereingliederung (ehema-
liger) Gefangener hin: die Schaffung 
einer arbeitsmarktorientierten Entlas-
sungsvorbereitung, die den Inhaftierten 
systematische Vermittlungsleistungen 
anbietet und die in Nordrhein-Westfa-
len im Rahmen eines Modellprojektes 
namens MABiS („Marktorientierte Aus-
bildungs- und Beschäftigungsintegrati-
on für Strafentlassene“) entwickelt und 
erprobt wurde.

Im Zentrum dieses Modellprojektes, 
das von 1998 bis 2000 mit einer Förde-
rung aus der EU-Gemeinschaftsinitia-
tive BESCHÄFTIGUNG (Aktionsbereich 
INTEGRA) in allen Jugendvollzugsan-
stalten des Landes durchgeführt wurde, 
standen fünf Kernaufgaben: 

Systematische Berufswegeplanung  -
für Gefangene
Arbeitsplatzvermittlung in der Ent- -
lassungsvorbereitung

Vermittlung von (Folge-) Ausbil- -
dungsplätzen
Gründung lokaler Förderkreise mit  -
relevanten Arbeitsmarktakteuren
Erfassung von Beschäftigungspro- -
jekten in NRW

Zugänge zum Arbeitsmarkt

Beschränken wir uns hier einmal allein 
auf die Vermittlungseffekte, die – soviel 
sei vorweg gesagt – in der Modellpro-
jektphase die Erwartungen deutlich 
übertroffen haben: Insgesamt sind im 
Laufe der zweijährigen Projektarbeit 
1.560 junge Gefangene  kontaktiert und 
nach ihrer Bereitschaft zur Teilnahme 
an MABiS befragt worden. 1.249 da-
von haben an einer Eingangsberatung 
teilgenommen, in deren Konsequenz 
935 Gefangene eine formale Teilnah-
mevereinbarung unterzeichneten, die 
unter anderem die rechtliche Grundlage 
zur Weitergabe der personenbezogenen 
Daten im Rahmen der praktischen Ar-
beit und für die wissenschaftliche Be-
gleitforschung bot.

Für etliche Teilnehmer erwies sich 
schon die dann folgende Berufswege-
planung und -beratung als ein ausrei-
chendes Leistungsangebot, doch für 
den Großteil (n = 838 Gefangene) wur-
den anschließend darauf abgestimmte 
Leistungen zur individuellen Vermitt-
lung in Arbeits- oder Ausbildungsplätze 
erbracht. Verglichen mit der bei Projekt-
beginn erhofften Vermittlungsquote 
von 30%, die im Lichte der schwierigen 
Arbeitsmarktlage für die Zielgruppe 
zunächst angestrebt worden war, ha-
ben diese Vermittlungsbemühungen 
zu unerwartet hohen Erfolgsquoten 
geführt. Lediglich einem guten Drittel 
(36,4%) der Teilnehmer war keinerlei 
Vermittlungserfolg beschieden. Ein 
gemäß der Erfolgskriterien der (dama-
ligen) Arbeitsämter „aussichtsreicher 
Vermittlungsvorschlag“ konnte 14,3% 
der Teilnehmer gemacht werden. Für 
weitere 14,9% wurde eine mündliche 
und insofern „vorbehaltliche Stellenzu-
sage“ registriert, und 34,4% konnten 
noch während der Haft einen Arbeits- 

oder Ausbildungsvertrag im Sinne 
eines „definitiven Vermittlungserfolgs“ 
unterschreiben, so dass folglich in der 
Summe (bei Addition der vorbehalt-
lichen und definitiven Stellenzusagen) 
eine etwa 50prozentige Erfolgsquote 
erreicht wurde.

Dabei lagen die Vermittlungsquo-
ten bei Haftentlassenen aus Jugend- 
und Freiheitsstrafe in etwa gleich auf, 
wobei sich bei Jugendlichen aber er-
wartungsgemäß ein höherer Anteil an 
Vermittlungen in Ausbildung (31,2% 
aller Vermittlungen) abzeichnete, wäh-
rend Erwachsene überwiegend (88,1% 
der Vermittlungen) in Arbeit vermittelt 
wurden. Darüber hinaus fällt besonders 
positiv auf, dass die Vermittlung in den 
sogenannten „Zweiten Arbeitsmarkt“ 
nicht – wie zuvor vermutet - überwog: 
Von den vermittelten Jugendlichen 
wurde ein knappes Drittel in subventi-
onierten Beschäftigungsprogrammen 
oder –projekten und ein weiteres (gutes) 
Drittel in regulären Arbeitsplätzen un-
tergebracht. Von den vermittelten Ge-
fangenen des Erwachsenenvollzuges 
fanden sogar 82,4% eine Beschäftigung 
auf dem ersten Arbeitsmarkt.

Die Vermittlungsbemühungen für 
Haftentlassene müssen also nicht auf 
„Nischenlösungen“ in öffentlich ge-
förderten Arbeitsprojekten oder Be-
schäftigungsprogrammen reduziert 
werden. Eine entsprechende beruf-
liche Qualifikation vorausgesetzt, be-
stehen durchaus gute Vermittlungs-
chancen für Haftentlassene vor allem 
in jenen Arbeitsmarktsegmenten, die 
trotz der hohen Arbeitslosigkeit über 
einen Mangel an Fachkräften klagen, 
und insbesondere in dem wachsen-
den Zeitarbeitssektor, der zu einem 
nicht unerheblichen Teil für die wieder 
ansteigenden Beschäftigungszahlen 
in Deutschland verantwortlich zeich-
nete. Umfragen, die wir im Rahmen 
eines Folgeprojektes in den Jahren 
2006 und 2007 bei bundesweit 531 
Personaldienstleistern durchgeführt 
haben, zeigen ganz deutlich, dass dies 
vor allem im gewerblich-technischen 
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Bereich, insbesondere bei Metall- und 
Elektroberufen gilt, aber unter anderem 
auch im Helferbereich, und dass das 
Qualifizierungsangebot des nordrhein-
westfälischen Strafvollzuges vor diesem 
Hintergrund zu Recht als arbeitsmarkt-
nah bezeichnet werden kann. 

Und noch ein ermutigendes Ergebnis 
wurde bei diesen „Arbeitsmarktsurveys“ 
deutlich. Nur 11% von 149 diesbezüglich 
befragten Zeitarbeitsunternehmen hat-
ten mit eingestellten Haftentlassenen 
schlechtere Erfahrungen gemacht als 
mit anderen Mitarbeiter/innen. 77% 
sahen keinerlei Unterschiede, und 
ebenfalls 11% bewerteten die Haftent-
lassenen sogar positiver. So ist es denn 
auch kein Wunder, dass Zeitarbeitsun-
ternehmen, die bereits Erfahrungen 
mit Haftentlassenen gemacht haben, 
sich zu fast drei Vierteln bereit zeigten, 
zukünftig erneut ehemalige Gefange-
ne einzustellen, während Firmen ohne 
entsprechende Erfahrungen „nur“ zur 
Hälfte eine entsprechende Bereitschaft 
angaben. Aber auch dies dürfte Anlass 
und Ermutigung genug sein, die aktive 
Werbung um Zusammenarbeit mit Ar-
beitgebern als unerlässliche und durch-
aus Erfolg versprechende Aufgabe eines 
wirksamen Übergangsmanagements 
zu betrachten.

Zusammenarbeit mit Arbeits-
marktakteuren

Natürlich ist der Vermittlungserfolg 
– nicht nur bei Zeitarbeitsunterneh-
men – in erster Linie von der Güte der 
beruflichen Qualifizierung bzw. der 
erreichten Qualifikation abhängig. Bei 
Gefangenen ohne erfolgreiche Berufs-
qualifizierung im Vollzug fielen die Ver-
mittlungsquoten in der Gesamtschau 
mit dennoch beachtlichen 45% durch-
gängig unterdurchschnittlich aus, wäh-
rend die Absolventen der Maßnahmen 
eindeutig besser vermittelbar waren. 
Besondere Beachtung verdient da-
bei die Vermittlungsquote von etwa 
67% bei Haftentlassenen, die es im 
Vollzug bis zur erfolgreich abgelegten 
Zwischenprüfung einer voll qualifizie-

renden Lehrausbildung gebracht hat-
ten – ein schlagendes Argument dafür, 
langfristige Ausbildungen im Vollzug 
auch dann in Angriff zu nehmen, wenn 
die voraussichtliche Haftdauer nicht 
ausreicht, sie während der Haft mit einer 
Abschlussprüfung zu beenden. 

Voraussetzung dafür ist allerdings 
eine über den Zeitpunkt der Entlassung 
hinausreichende Berufswegeplanung, 
die auf der Basis guter Kenntnisse ex-
terner Qualifizierungsangebote Mög-
lichkeiten zur Fortsetzung der im Voll-
zug begonnenen Ausbildung nach der 
Entlassung schafft. Das Übergangsma-
nagement darf sich folglich nicht allein 
auf die Arbeit mit den Gefangenen „hin-
ter den Mauern“ beschränken, sondern 
muss darüber hinaus auch eine aktive 
Arbeitsmarktbeobachtung, möglichst 
sogar eine aktive „Stellenakquise“ im 
direkten Kontakt mit Arbeitgebern und 
den weiteren „Akteuren des Arbeits-
marktes“ betreiben.

Vor allem die Kooperation mit den 
Arbeitsagenturen, die während der Pro-
jektlaufzeit noch als „Arbeitsämter“ fir-
mierten ist hier von ganz entscheidender 
Bedeutung, sind sie doch zusammen mit 
Sozial- und Wohnungsämtern oft erste 
Anlaufstelle für ehemalige Gefangene. 
Eine intensive Zusammenarbeit mit den 
dort originär zuständigen Beratungs- 
und Vermittlungskräften führte eben-
falls zu weit überdurchschnittlichen Ver-
mittlungsquoten (66%), was natürlich 
auch den beteiligten Ämtern nutzt. Sie 
können ihre haftentlassenen „Kunden“ 
weit erfolgreicher „bedienen“, wenn 
eine systematische Anknüpfung der 
Leistungsangebote an die vollzugliche 
Vorarbeit möglich ist. Ein entsprechend 
abgestimmtes Übergangsmanagement 
kann hier nicht nur überflüssige Dop-
pelarbeit vermeiden helfen, sondern 
auch die Chance eröffnen, die Effek-
tivität kriminalpolitischer und sozial- 
oder arbeitsmarktpolitisch motivierter 
Interventionen zu steigern, was letztlich 
im Interesse aller Beteiligten liegt. Dies 
kommt auch darin zum Ausdruck, dass 
sich die nordrhein-westfälische Regi-

onaldirektion der Bundesagentur für 
Arbeit bereit erklärte, die Weiterent-
wicklung der modellhaft angelegten 
Projekte zur beruflichen Wiedereinglie-
derung ehemaliger Strafgefangener zu 
unterstützen, und dass als ein Ergebnis 
der darauf folgenden Zusammenarbeit 
unter anderem eine Geschäftsanwei-
sung erlassen wurde, in der die Reso-
zialisierung explizit auch als Aufgabe 
der Arbeitsagenturen und ARGEn be-
trachtet wird.

Konzeptionelle Folgen

Die hier im Kern dargelegten Ergeb-
nisse und Schlussfolgerungen des Mo-
dellprojekts MABiS waren auch für den 
damaligen Justizminister des Landes 
NRW derart überzeugend, dass er be-
schloss, die Arbeit auch nach Ablauf 
der Förderung durch den Europä-
ischen Sozialfonds im Rahmen eines 
Sonderprogramms mit Landesmitteln 
fortzusetzen und sogar auf 11 Justiz-
vollzugsanstalten auszudehnen. Dazu 
gehören neben den fünf Jugendstraf-
anstalten alle vier Anstalten des Frauen-
strafvollzuges und die beiden Anstalten 
für erwachsene männliche Gefangene 
gehören, die als zentrale Einrichtungen 
der beruflichen Bildung fungieren. 
Die damit geschaffene „2. Säule“ der 
nordrhein-westfälischen Strategie zur 
beruflichen Wiedereingliederung be-
steht auch weiterhin fort. Bis Ende 2005 
haben mehr als 4.500 Gefangene dieses 
Angebot genutzt, wobei teilweise so-
gar Vermittlungsquoten von über 50% 
erreicht werden konnten, was in der 
Summe bis dahin zu 2.058 erfolgreichen 
Vermittlungen führte. 

Als Zwischenergebnis lässt sich also 
folgendes festhalten:

Die  - Vermittlungsangebote einer ar-
beitsmarktorientierten Entlassungs-
vorbereitung haben bessere Ergeb-
nisse erzielt als erwartet.
Die  - Vermittlungsquoten variieren (er-
wartungsgemäß) mit dem Ergebnis 
der beruflichen Förderung im Voll-
zug.
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Die  - Vermittlungsbemühungen müssen 
nicht auf „Beschäftigungsprojekte“ 
konzentriert werden - Haftentlassene 
haben durchaus Chancen auf dem 
„1. Arbeitsmarkt“.
Die  - Vermittlungserfolge können durch 
die Zusammenarbeit mit den Agen-
turen für Arbeit gesteigert werden 
– zum Nutzen aller Beteiligten!

Oder anders ausgedrückt: Ohne koope-
rative Vermittlungsbemühungen, die 
bewusst und systematisch vollzugsex-
terne Träger in die Arbeit einbeziehen, 
können die Berufsförderungsmaß-
nahmen des Strafvollzuges weder ihre 
integrativen noch die präventiven Wir-
kungspotenziale ausschöpfen – aber 
ohne qualifizierte Ausbildungsgänge 
in den Vollzugsanstalten sind auch den 
Vermittlungsbemühungen innerhalb 
und außerhalb des Vollzuges deutlich 
enge(re) Grenzen gesetzt.

Allerdings, so wird der kritische Geist 
jetzt zu Recht einwenden, ist eine Ver-
mittlung in Arbeit oder Ausbildung oder 
Arbeit nach der Haft noch nicht zwin-
gend mit einer dauerhaften beruflichen 
Reintegration gleichzusetzen. Wie also 
steht es um die Nachhaltigkeit der Qua-
lifizierungs- und Vermittlungseffekte? 
Haben die Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsverhältnisse hinreichend lan-
ge Bestand? Und wie kann eventuell 
drohenden Beschäftigungsabbrüchen 
wirksam vorgebeugt werden? Ohne ein 
funktionierendes Übergangsmanage-
ment, das auch den weiteren Verlauf 
der beruflichen und/oder kriminellen 
Karriere in der „Nachentlassungszeit“ in 
den Blick nimmt, wird diese Frage nicht 
beantwortet werden können – was üb-
rigens auch für alle anderen „Behand-
lungs- und Erziehungsmaßnahmen“ 
des Strafvollzuges gilt.

3. Säule: 
Nachsorge im Anschluss 
an die Haftentlassung

Dies haben auch die „Macher“ von MA-
BiS so gesehen und nach der Etablie-
rung der arbeitsmarktorientierten Ent-

lassungsvorbereitung im Vollzug nach 
Möglichkeiten gesucht, der Wiederein-
gliederungsstrategie eine dritte Säule 
hinzuzufügen: die beschäftigungsbe-
gleitende Nachsorge außerhalb des 
Strafvollzuges.

Dazu wurde das MABiS-Programm 
erneut mit Förderung der Europä-
ischen Union, dieses Mal im Rahmen 
der Gemeinschaftsinitiative EQUAL, 
um ein neues Modellprojekt ergänzt, 
das schlicht auf den Namen MABiS.NeT 
getauft wurde, wobei das Kürzel NeT für 
die Bemühungen zum Aufbau eines lan-
desweiten Netzwerkes  stand, das auf 
der Basis der vollzuglichen Qualifizie-
rungs- und Vermittlungsbemühungen 
ergänzende Hilfen zur beruflichen Wie-
dereingliederung ehemaliger Gefange-
ner entwickeln und erproben sollte.

Vernetzung

MABiS.NeT sollte die berufliche Qualifi-
zierung und die arbeitsmarktorientierte 
Entlassungsvorbereitung im Strafvoll-
zug durch vernetzte Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen ergänzen, 
um die Vermittlungseffektivität weiter 
zu steigern, aber vor allem, um Ausbil-
dungs- und Beschäftigungsabbrüchen 
nach einer erfolgreichen Vermittlung 
wirksam vorbeugen zu können. Zu 
schaffen waren dabei: 

N - achsorgenetze für Haftentlassene 
und Arbeitgeber zur Stabilisierung von  
Beschäftigungsverhältnissen und 
zum „Monitoring“ der Reintegrati-
onswirkungen,
e - dv-gestützte Vermittlungsnetze für 
ein besseres  „Matching“ von Bewer-
ber- und Angebotsdatenbanken,
T - ransferorientierte Informations-
netze zur Förderung „kooperativer 
Konkurrenz“ der Nachsorgeträger 
und der Beteiligung von Arbeits-
marktakteuren.

Übergangsmanagement wird hier als 
eine komplexe Vernetzungsarbeit ver-
standen, die natürlich nicht von einem 
Projektträger allein geleistet werden 

kann. Zur Umsetzung der Projektidee 
wurde denn auch eine Entwicklungs-
partnerschaft gegründet, in der 13 ope-
rative Partner, 12 strategische Partner, 
11 Justizvollzugsanstalten und weitere 
assoziierte Partner unter der Federfüh-
rung des Kriminologischen Dienstes 
NRW auf der Grundlage einer förmlichen 
Kooperationsvereinbarung zusammen-
arbeiteten2 – und zwar wiederum so 
erfolgreich, dass auch am Ende dieses 
Modellprojektes eine „Mainstreaming“-
Entscheidung des Justizministeriums 
zur Fortsetzung der neu entwickelten 
Reintegrationsmaßnahmen mit einer 
Finanzierung aus dem Landeshaushalt 
stand3.

Im Einzelnen bot die Entwicklungs-
partnerschaft in insgesamt sieben quer 
über das Land Nordrhein-Westfalen an-
gesiedelten Nachsorgeeinrichtungen 
sowie in der Düsseldorfer „Zentrale“ 
folgende Leistungen an:

Fortsetzung der Vermittlungsbemü- -
hungen, soweit erforderlich
Beschäftigungsbegleitende Unter- -
stützung für vermittelte Haftentlas-
sene 
Erneute Vermittlung bei Beschäfti- -
gungsabbrüchen
Internetgestützte Bewerbungs- und  -
Angebotsprofile
Individuelle Problemanalyse und  -
Fallmanagement
Organisatorische Vernetzung von  -
Nachsorgestellen
Überregionale Wiedereingliede- -
rungsforen zur Netzwerkerweite-
rung

Leider muss ich mich im Rahmen dieser 
Ausführungen auch mit Blick auf diese 
„3. Säule“ unserer Strategie auf die Be-
schreibung von zentralen Ergebnissen 
der Arbeit beschränken – namentlich 
auf das „Vermittlungs- und Stabilisie-
rungsgeschäft“. Hier gab es zunächst 
einen eher ernüchternden Befund: Die 
standardisiert dokumentierten Nach-
sorgeverläufe lassen nämlich erkennen, 
dass die beschäftigungsbegleitenden 
Unterstützungsleistungen seltener in 
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Anspruch genommen wurden als es bei 
der Erstellung des MABiS.NeT-Konzeptes 
vermutet wurde. Es wurde deutlich, dass 
sich (gerade) Haftentlassene, die bereits 
über die arbeitsmarktorientierte Entlas-
sungsvorbereitung des Strafvollzuges 
in Arbeit oder Ausbildung vermittelt 
werden konnten, entweder gar nicht 
oder häufiger als erwartet erst dann an 
eine Nachsorgestelle wandten, wenn 
ihre Beschäftigungsverhältnisse wieder 
„zerbrochen“ waren, nicht aber schon, 
um gefährdete Beschäftigungsverhält-
nisse frühzeitig zu „retten“ – ein Beleg 
dafür, dass ein erfolgversprechendes 
Übergangsmanagement nie allein auf 
eine „Kommstruktur“ setzen darf, son-
dern immer auch „aufsuchende Ele-
mente“ beinhalten muss.

Kooperative Konkurrenz

Insgesamt gab es in der Folge (weiteren) 
Vermittlungsbedarf bei etwa85 % der 
Nachsorgeklienten (N = 1.084). Beschäf-
tigungsbegleitende Hilfen, die im Inte-
resse der Sicherung vollzuglicher Qua-
lifizierungs- und Vermittlungserfolge 
plangemäß vor allem dem Abbruch von 
bereits vermittelten Ausbildungs- und 
Beschäftigungsverhältnissen vorbeu-
gen sollten, waren hingegen nur für ein 
gutes Drittel, in manchen Nachsorge-
stellen aber immerhin für etwa die Hälf-
te der Teilnehmenden zu leisten. Aller-
dings wurden diese Leistungen zudem 
mit ambivalentem Ergebnis erbracht: 
Positiv ist, dass sich die Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsverhältnisse in 68% 
dieser Fälle im Laufe des grundsätzlich 
auf 6 Monate angelegten Nachsorge-
zeitraumes als stabil erwiesen haben. 
Lediglich bei einem knappen Drittel 
der Teilnehmer/innen (31,9%) drohte 
ein Ausbildungs- oder Beschäftigungs-
abbruch, der dann – und hier finden wir 
den Wermutstropfen – allerdings nur 
bei 28,6% der Betroffenen verhindert 
werden konnte. 

Damit konnte die beschäftigungs-
orientierte Nachsorge zwar durchaus 
stabilisierende, im „Ernstfall“ jedoch al-
lenfalls begrenzte Wirkungen zeitigen. 

Da die beschäftigungsbegleitenden 
Hilfen zudem tendenziell nur nachran-
gig von der Zielgruppe genutzt wur-
den, bestätigen auch diese Daten, dass 
eine nachhaltige Berufsintegration von 
(ehemaligen) Gefangenen offenkundig 
weniger von Angeboten zur Vermei-
dung von Beschäftigungsabbrüchen 
erwartet werden kann, sondern noch 
stärker auf Bemühungen zur (erneuten) 
Arbeits- und Ausbildungsvermittlung 
nach gescheiterten Beschäftigungsver-
hältnissen setzen muss. 

Während der Bedarf an solchen Ver-
mittlungsbemühungen in allen betei-
ligten Nachsorgestellen ähnlich hoch 
ausfiel, variierten die Erfolgsquoten der 
Vermittlungstätigkeit erheblich. Bei ei-
ner durchschnittlichen Vermittlungs-
quote von 43,6% schwankten sie im-
merhin zwischen 28% und 63%. Gewiss 
spielten hier regional unterschiedliche 
Arbeitsmarktbedingungen eine Rolle, 
aber ebenso die mehr oder weniger 
ausgeprägten Vernetzungsaktivitäten 
der beteiligten Träger.

Diese waren zwar grundsätzlich frei 
in der Wahl ihrer Nachsorgekonzepte, 
hatten sich aber gleichwohl vertrag-
lich zur Kooperation untereinander ver-
pflichtet und wurden darüber hinaus 
unter einen gewissen Konkurrenzdruck 
gesetzt, indem sie regelmäßig mit den 
vergleichenden Zwischenergebnissen 
der Projektevaluation konfrontiert wur-
den. Mit diesem paradox anmutenden 
Prinzip der „kooperativen Konkurrenz“ 
wurde in MABiS.NeT absolutes Neuland 
betreten, das sich ausweislich der Er-
gebnisse aber sehr ausgezahlt hat. Zum 
einen konnten weniger erfolgverspre-
chende Nachsorgekonzepte vergleichs-
weise schnell identifiziert und korrigiert 
werden, und zum anderen wurden die 
Vermittlungs- und Stabilisierungsquo-
ten insgesamt kontinuierlich verbes-
sert, indem auf der Grundlage von „best 
practice“-Beispielen wechselseitiges 
Lernen ermöglicht wurde. 

So schnitten Träger, die in ihrer 
Nachsorgetätigkeit zunächst allein auf 
eher traditionelle Modelle sozialarbei-
terischer oder –pädagogischer Einzel-
fallbetreuung aus einer, nämlich der 
eigenen, Hand setzten, in wesentlichen 
Ergebnisindikatoren deutlich schlechter 
ab als Nachsorgestellen, die sich im In-
teresse einer erfolgreichen Vermittlung 
und Stabilisierung ihrer Klienten inten-
siver auch um den Aufbau lokaler oder 
gar (über)regionaler Kooperationsver-
einbarungen mit relevanten Akteuren, 
wie etwa Arbeitsagenturen, Arbeitge-
bern, Sozialbehörden, Bewährungshil-
fedienststellen und anderen Trägern der 
Straffälligenhilfe bemühten.

Besonders bestätigte sich dies er-
neut bei der bereits angesprochenen 
Zusammenarbeit mit den Arbeitsagen-
turen. Die berichteten Vermittlungser-
folge sollen und können natürlich nicht 
allein den MABiS.NeT-Nachsorgestellen 
„gutgeschrieben“ werden. Ein Teil der 
Vermittlungen – nämlich 48,3% - war 
eine unmittelbare Folge der kontinuier-
lich verbesserten Zusammenarbeit mit 
den örtlich zuständigen Agenturen für 
Arbeit. Dabei ist das Ergebnis nicht etwa 
auf „Doppelarbeit“ zurückzuführen. Der 
Aufbau der Nachsorgestellen und die 
Tätigkeit ihrer Mitarbeiter/innen hat 
vielmehr faktisch zu einer Entlastung 
der professionellen Arbeitsvermittler 
geführt. Sie konnten ihren Tätigkeits-
aufwand für diese besondere Problem-
gruppe des Arbeitsmarktes während 
der Projektlaufzeit zugunsten anderer 
Arbeitsloser sogar reduzieren und trotz-
dem zunehmend bessere Vermittlungs-
ergebnisse registrieren. 

Zudem konnten noch einmal fast 
ebenso viele erfolgreiche Vermitt-
lungen (46,5%) allein auf das Konto der 
MABiS.NeT-Nachsorgestellen verbucht 
werden. Dadurch wurden ergänzende 
Vermittlungseffekte bewirkt, die zu ei-
ner weiteren Entlastung der Agenturen 
für Arbeit beigetragen haben, ohne dass 
dort selbst Unterstützungsleistungen 
erforderlich wurden. Umgekehrt sind 
die Vermittlungen in Arbeit oder Aus-
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bildung aber nur in 21 Fällen ohne 
Beteiligung der MABiS.NeT-Nachsorge 
zustande gekommen.

Berücksichtigt man ferner, dass 
mehr als die Hälfte (52,3%) der Kli-
enten einen wie auch immer gearteten 
Leistungsanspruch gegenüber der Ar-
beitsverwaltung hatten, wobei hier nur 
die damals geltenden Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, 
nicht aber Sozialhilfeberechtigungen 
eingerechnet waren, die heute teilweise 
zu Leistungsansprüchen nach Maßga-
be der Hartz IV-Gesetzgebung führen 
dürften, so wird zudem deutlich, dass 
über die erfolgreiche Vermittlung von 
(ehemaligen) Gefangenen in Arbeit 
oder Ausbildung in nicht unerheb-
lichem Maß Einsparungsmöglichkeiten 
(auch) für die Bundesagentur für Arbeit 
realisiert werden können. Durch die 
erfolgreiche Intensivierung der Zusam-
menarbeit zwischen Justiz- und Arbeits-
marktakteuren in MABiS.NeT sind also 
in geradezu klassischer Weise Synergien 
entstanden, die weder die Nachsorge-
stellen noch die Arbeitsagenturen allein 
hätten erzielen können.

Case Management

Derartige „win-win-Situationen“ lassen 
sich auch für die originär sozialarbeite-
rische Bearbeitung individueller Ver-
mittlungshemmnisse und Reintegrati-
onsprobleme berichten, die den Alltag 
der Nachsorgearbeit prägten und die 
in einem explizit auf Kooperation und 
Vernetzung ausgerichteten Übergangs-
management zwangsläufig im Sinne 
eines modernen „Case-Management“-
Ansatzes angegangen werden müssen. 
Die typischerweise multiplen Problem-
lagen ehemaliger Strafgefangener er-
fordern geradezu ein vernetztes Fallma-
nagement, das sowohl aus fachlicher als 
auch aus ökonomischer Sicht danach 
trachtet, in größtmöglichem Umfang 
unterstützende Hilfen von fachkom-
petenten Dritten einzuholen, wenn die 
Nachsorgestelle selbst nicht über die 
erforderlichen fachlichen, finanziellen 
und personellen Ressourcen verfügt, 

die für eine erfolgreiche Problembear-
beitung erforderlich wären. Und dies ist 
angesichts der Art und des Ausmaßes 
dieser Problemlagen eher die Regel als 
die Ausnahme.

Anhand unserer Verlaufsdokumen-
tation von insgesamt 808 ehemaligen 
Gefangenen, die unmittelbar nach der 
Haftentlassung als arbeitslos gemeldet 
waren, zeigten sich typische Problem-
konstellationen, die das Arbeitslosig-
keitsproblem oftmals begleiten und 
erschweren, wenn nicht sogar (mit) 
verursachen und bei denen die Berater 
folglich Handlungs- bzw. Hilfe- oder Un-
terstützungsbedarf zu Protokoll gaben. 
In der Rangfolge ihres Auftretens sind 
dies vor allem (in Klammern jeweils der 
Anteil der Klienten mit entsprechenden 
Problemen) beschäftigungsrelevante 
Qualifizierungsdefizite (49,6%), finan-
zielle Probleme (37,9%) und berufbe-
zogene Orientierungsschwierigkeiten 
(36,0%) sowie Wohnungs- und Sucht-
probleme (29,3% bzw. 29,0%), aber 
auch Probleme mit Ämtern und Be-
hörden (24,4%). Bei etwa einem Fünftel 
(18,3%) wurden psychische Probleme 
registriert, während eine mangelnde 
Kenntnis der deutschen Sprache (14,2%) 
sowie familiäre Schwierigkeiten (12,6%) 
und körperliche Beeinträchtigungen 
(11,9%) vergleichsweise seltener akten-
kundig wurden. Bei fast jedem zehn-
ten Klienten waren zudem „Sonstige 
Probleme“ dokumentiert, und in der 
Bewertung der Nachsorgeteams galten 
lediglich 18% der Klienten als „problem-
frei“ – wenn man einmal von dem für alle 
gleichermaßen vorliegenden Problem 
der Arbeitslosigkeit absieht.

Ein bis zwei der genannten „Zu-
satzprobleme“ fanden sich bei knapp 
31%; drei oder vier Probleme ebenfalls 
bei 30% und mehr als vier dieser Pro-
bleme bei 21%. Insofern mussten bei 
dem Großteil der Klienten tatsächlich 
multiple Problemkonstellationen fest-
gestellt werden, die aber in durchaus 
anerkennenswerter Weise zumindest 
teilweise bewältigt wurden. Dabei sind 
die Probleme mit Ämtern und Behör-

den sowie die Wohnungsprobleme 
offenkundig am ehesten lösbar. Eine 
positiv bewertete Problembearbeitung 
ergab sich hier bei jeweils um die 60% 
der betreffenden Fälle. Auch die fami-
liären und finanziellen Probleme sowie 
die beruflichen Orientierungsschwie-
rigkeiten erscheinen mit „Problemlö-
sungsquoten“ von 41 bis 46% noch 
relativ Erfolg versprechend bearbeitbar, 
während sich die übrigen Problemlagen 
doch als erheblich resistenter erwiesen 
(mangelnde Kenntnis der deutschen 
Sprache 17%; körperliche Einschrän-
kungen, Qualifizierungsdefizite, psy-
chische und Suchtprobleme zwischen 
17% und 29%).

Besonders aufschlussreich wird die 
Analyse der Problemlösungen aber 
bei ergänzender Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Problembewäl-
tigungsstrategien in den Nachsorge-
teams, insbesondere hinsichtlich einer 
Vermittlung externer Hilfen im Rahmen 
des vernetzen „Case-Management“. So 
konnten beispielsweise die Suchtpro-
bleme „nur“ in jedem fünften Fall allein 
durch Hilfen der Nachsorgestelle positiv 
beeinflusst werden, aber zu 46%, wenn 
spezialisierte Drogenberater beteiligt 
wurden. Bei Wohnungsproblemen 
zeigt sich ein ähnliches Verhältnis: Sie 
konnten zu 37% ohne, aber zu 77% 
mit Beteiligung anderer Sozialdienste 
gelöst werden. Bei beruflichen Ori-
entierungsproblemen ergibt sich ein 
Verhältnis von 33% zu 61% und bei 
beruflichen Qualifizierungsproblemen 
von 18% zu 44%. Schließlich konnten 
finanzielle Probleme bei 74% der Be-
troffenen (teilweise) gelöst werden, 
wenn ergänzende Hilfen, etwa durch 
eine Schuldnerberatung, vermittelt 
wurden, während dies nur bei jedem 
vierten Klienten (27,5%) gelang, wenn 
die MABiS.NeT-Nachsorge auf die fach-
liche Unterstützung Dritter verzichtete. 
Bei den weniger häufig auftretenden 
Problemlagen ergeben sich in der Ten-
denz ähnliche Befunde.

Die berufliche Wiedereingliede-
rung von (ehemaligen) Gefangenen 
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ist folglich keine Aufgabe, die ein 
Träger allein bewältigen könnte, we-
der im Strafvollzug noch außerhalb. 
Die problemlösenden Wirkungen der 
Nachsorge sind vornehmlich als Folge 
einer guten Zusammenarbeit mehre-
rer Akteure und nicht als Ausdruck der 
alleinigen „Problemlösungskraft“ der 
Nachsorgestellen zu begreifen. Inso-
fern versteht es sich von selbst, dass 
das erforderliche „Übergangsmanage-
ment“ als eine organisationsübergrei-
fende Vernetzungsaufgabe betrachtet 
werden muss. Dabei geht es nicht um 
die Schaffung neuer Organisationen 
zur Gewährleistung durchgehender Be-
treuung, sondern um die problemorien-
tierte Entwicklung von Schnittstellen, 
die es den sozialen Diensten außerhalb 
der Vollzugsanstalten ermöglicht, naht-
los an die Qualifizierungs- und Wieder-
eingliederungsmaßnahmen anzuknüp-
fen, die im Vollzug durchgeführt, aber 
dort so manches Mal schon aus zeit-
lichen Gründen nicht beendet werden 
konnten. Die Übergänge aus der Haft in 
tragfähige Beschäftigungsverhältnisse 
erfolgreich zu gestalten, ist vor allem ein 
Koordinationsproblem, dessen Lösung 
in weit stärkerem Maße ein intelligentes 
Informationsmanagement als zusätz-
liche Finanzmittel erfordert. 

Erfolgsbedingungen

Fassen wir zusammen: Der idealtypische 
Ablauf eines Übergangsmanagements 
zur beruflichen Wiedereingliederung 
(ehemaliger) Gefangener beinhaltet:

im Bedarfsfall zunächst die Absolvie- -
rung oder zumindest die Aufnahme 
einer beruflichen Qualifizierungs-
maßnahme im Strafvollzug,
sodann eine Berufswege- oder Wie- -
derereingliederungsplanung, die mit 
den Berufsförderungsmaßnahmen 
im Strafvollzug beginnt, aber über 
den Zeitpunkt der Entlassung „hi-
nausdenkt“,
des weiteren Vermittlungsleistungen  -
und Bewerbungsunterstützung für 
Inhaftierte, vorzugsweise die Teil-
nehmer/innen der Berufsförderungs-

maßnahmen, in der Entlassungsvor-
bereitung
sowie eine systematische „Über- -
gabe“ der Gefangenen (und ihrer 
wiedereingliederungsrelevanten 
Qualifizierungs-/Bedarfsprofile) an 
externe Nachsorgeeinrichtungen, 
die vertraglich zur Kooperation mit 
dem Strafvollzug verpflichtet sind 
und schließlich die Erbringung von  -
weiteren, oftmals auch erneuten 
Vermittlungsleistungen bzw. von 
stabilisierenden Wiedereingliede-
rungshilfen in Zusammenarbeit mit 
externen Fachdiensten, möglichst für 
die Dauer der ersten 6 Monate nach 
der Entlassung.

Nach den Erfahrungen unserer „3-Säu-
len-Strategie“ sind im wesentlichen 10 
Voraussetzungen zu nennen, die die 
Realisierung dieses idealtypischen 
Verlaufes und der damit angestrebten 
Effekte einer wirksamen Arbeitsmarkt-
integration und Rückfallreduzierung be-
günstigen. Förderlich sind demnach:

Berufsorientierte Lernangebote im 1. 
Strafvollzug, die allgemeinbildende 
Maßnahmen mit beruflichen Orien-
tierungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen verknüpfen
Arbeitsmarktnahe Qualifizierungs-2. 
module, die die Bedürfnisse der In-
haftierten ebenso berücksichtigen 
wie die Erfordernisse (regionaler) 
Arbeitsmärkte
Arbeitsmarktorientierte Entlas-3. 
sungsvorbereitungen zur Vermitt-
lung der beruflich Geförderten in 
maßnahmegemäße Beschäftigung 
oder Folgeausbildungen
Systematische Akquise anschluss-4. 
fähiger Arbeits-/Ausbildungsplät-
ze direkt bei Arbeitgebern, auch 
Zeitarbeitsunternehmen, und Bil-
dungsträgern
Ein vollzugsübergreifendes Infor-5. 
mationsmanagement, das die in-
dividuelle Vollzugsplanung mit der 
weiteren Reintegrationsplanung 
verbindet
Beschäftigungsorientierte Nach-6. 
sorgeleistungen für Haftentlas-

sene und Arbeitgeber, die die 
Qualifizierungs- und Vermittlungs-
bemühungen des Strafvollzuges 
sichern
Problemorientierte Vernetzungen 7. 
von Justiz- und Arbeitsmarktak-
teuren zur Vermeidung von Dop-
pelarbeit und zur Schaffung von 
„win-win“-Situationen
Kooperative Konkurrenz zwischen 8. 
den „Entlassungsvorbereitern“ und 
„Nachsorgern“ zur Ermittlung und 
weiteren Verbesserung von „good 
practice“ 
Empirische Erfolgskontrollen an-9. 
hand vergleichbarer Leistungs-
kennziffern zur kontinuierlichen 
Qualitätssicherung und Effektivi-
tätssteigerung
Ein neues Rollenverständnis der 10. 
„Übergangsmanager“, das über-
kommene Konzepte „ganzheitlicher 
Einzelfallhilfe aus einer Hand“ durch 
ein organisationsübergreifendes 
„Case-Management“ ersetzt.

Die letztgenannte Bedingung verlangt 
allerdings ein deutlich erweitertes Ver-
ständnis des „Vermittlungsbegriffes“ als 
Kern der zu leistenden (Sozial)Arbeit. 
Im Sinne einer „Verknüpfungsaufgabe“ 
beinhaltet diese nämlich nicht „nur“ die 
Vermittlung von (ehemaligen) Gefange-
nen in Arbeit und (Folge-)Ausbildung 
(„Placement“), sondern darüber hinaus 
auch die Vermittlung von stabilisie-
renden Hilfen an (ehemalige) Gefan-
gene und Arbeitgeber („Brokerage“), die 
Vermittlung zwischen Haftentlassenen 
und Anstellungsträgern bei drohendem 
Beschäftigungsverlust („Mediation“) 
und schließlich die Vermittlung von 
wechselseitigen Kooperationskontak-
ten zwischen Justiz- und Arbeitsmarkt-
akteuren („Networking“).

Fazit

Unter diesen Bedingungen bleibt 
das beschriebene „Übergangsma-
nagement“ keine sozialromantische 
Utopie, sondern ist ein notwendiges, 
gleichwohl ständig zu verbesserndes 
Element einer „3-Säulen-Strategie“ zur 
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beruflichen Wiedereingliederung von 
(ehemaligen) Gefangenen, die 

die Reintegrationschancen der Ge- -
fangenen wirksam erhöht,
die Effektivität der Qualifizierungs- -
maßnahmen des Strafvollzuges 
nachhaltig verbessert,
die Dienststellen der Bundesagentur  -
für Arbeit einbindet und gleichzeitig 
entlastet,
die Arbeitgeber zur Zusammenarbeit  -
motiviert und bei der Einstellung und 
Beschäftigung von Haftentlassenen 
bedarfsgerecht unterstützt,
die sogar dazu beitragen kann, den  -
Fachkräftemangel in spezifischen 
Arbeitsmarktsegmenten zu verrin-
gern und
die – last but not least – der öffent- -
lichen Sicherheit durch Senkung 
des Rückfallrisikos der Inhaftierten 
nützt.

1
Erweiterte Fassung eines Vortrages, den der 
Verfasser im Rahmen der 17. Fachtagung zur 
Straffälligenhilfe des Schleswig-Holsteinischen 
Verbandes für Soziale Strafrechtspflege e. V. am 
12. November 2007 in Kiel gehalten hat.
2
Dazu zählten neben Ministerien und Mittelbehör-
den, gewerkschafts- und wirtschaftsnahe, kirch-
liche und andere Bildungsträger, überregional 
und lokal tätige Einrichtungen der Straffälligen-
hilfe, das Landesarbeitsamt bzw. die Regionaldi-
rektion NRW der Bundesagentur für Arbeit und 
örtliche Arbeitsämter, Forschungseinrichtungen 
sowie Unternehmen, Handwerksvereinigungen 
und ein Arbeitgeberverband.
3
Der entsprechende Runderlass des Justizmini-
steriums wurde am 28.2.2006 im Ministerialblatt 
veröffentlicht. Weitere Informationen zu dem 
Modellprojekt sind unter www.mabis-net.de zu 
finden.

Wolfgang Wirth

Leiter des kriminologischen Dienstes des Landes NRW

wolfgang.wirth@krimd-nrw.de

Protektive Faktoren

Man kann aber die Frage  „Warum wer-
den die Menschen rückfällig?“ auch 
umgekehrt stellen: wieso werden die 
anderen 30 – 60% (je nach Untersu-
chung, s.o.) nicht rückfällig, was ermög-
lichte diesen Entlassenen, einen Weg 
zurück in die Gesellschaft zu finden? 
Diese Fragestellung hat einen neuen 
Fokus: sehen wir nicht gebannt auf die 
Risikofaktoren sondern schauen wir 
einmal auf die Faktoren, die bei jenen 
wirkten, die es geschafft haben. Lernen 
wir von den KlientInnenschicksalen, 
die erfolgreich verliefen! Welche Fak-
toren sind es, die ihnen zum Erfolg 
verhalfen? Können wir sie auch bei 
allen anderen – zumindest teilweise 
– herstellen? 

Es ginge zu weit, all die protektiven 
Faktoren aufzuzählen, die gefunden 
wurden (eine Übersicht gibt etwa: Lösel 
und Bender 2000), ich erlaube mir hier 
eine Reduktion und Zusammenfassung 
auf die drei aus der Sicht der Entlas-
senenhilfe wichtigsten Faktorengrup-
pen, in Klammer stehen Stichwörter 
für die darunter zusammengefassten 
Faktoren:

Stabile Persönlichkeit1. 
(Frustrationstoleranz, Impulskon-
trolle, intrinsische Motivation, rea-
listische Selbsteinschätzung, Empa-
thiefähigkeit, Motive anderer nicht 
aggressiv deuten, … )
Belastbare Beziehungen im 2. 
sozialen Umfeld
(Familie oder Freunde, Vertraute, 
Gesprächspartner in Krisen, be-
stätigende Kontakte zu Peers mit 
Selbstwertgewinn für erwünschtes 
Verhalten, integriert sein in die 
Nachbarschaft oder Hausgemein-
schaft)
Eine sinnvolle Beschäftigung3. 
(Job, Kurse, Schulungen, Arbeits-
training)

Die ersten Wochen nach der Entlas-
sung aus der Haft sind für die In-

tegrationsaussichten eine kritische Zeit. 
Je nach Methode der Untersuchung 
(beobachteter Zeitraum, verwendeter 
Rückfallsbegriff) werden 40 bis 70 % 
der Haftentlassenen rückfällig, etwa 40 
– 50% kommen wieder in Haft. Daraus 
ist unmittelbar ein Handlungsbedarf ab-
zuleiten, die Verbesserung der Integra-
tionschancen dieser Menschen und die 
Senkung der Wahrscheinlichkeit eines 
Rückfalles ist ein wichtiger Beitrag zur 
Kriminalprävention, der durchaus im 
Rahmen des Möglichen liegt. 

Die Haft – meist erst nach einigen 
Vorstrafen eingesetzt – trifft oft Men-
schen, die ohnehin schon geringere 
Chancen auf gute berufliche Integration 
hatten. Neben den stigmatisierenden 
und desozialisierenden Wirkungen hat 
sie auch positive Effekte: nicht selten 
bietet sie eine erste dauerhafte Be-
schäftigung für den Jugendlichen oder 
jungen Erwachsenen, sie bietet manch-
mal Chancen wie etwa Stabilisierung, 
Halt, Kontakte zu SozialarbeiterInnen 
und JustizwachebeamtInnen, manch-
mal sogar eine Ausbildung – aber sie 
entwöhnt vom Alltag. Sofort nach der 
Entlassung sind diese Menschen plötz-
lich wieder selbst verantwortlich für 
die Strukturierung ihres Alltags. Dazu 
kommt, dass alle sozialen Beziehungen, 
die in Haft aufgebaut wurden, mit der 
Entlassung abbrechen. Aus organisato-
rischen Gründen gilt dies auch für die 
Beziehungen zu den in der Haft tätigen 
Hilfssystemen wie dem Sozialen Dienst 
oder dem Psychologischen Dienst, de-
ren Zuständigkeit mit der Entlassung 
endet.

Dieser harte Übergang ist eine 
schwierige Herausforderung. Das wäre 
er auch für stabilere Personen. Für Men-
schen die in sich selbst wenig Stabilität 
finden, ist er eine Überforderung.

Entlassungsbegleitung in Österreich
Klaus Priechenfried

Titel/International
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Das EQUAL-Projekt „Schritt für Schritt“ 
hat mit den KlientInnen, bei denen nach 
einer ersten Erhebung ein Bedarf nach 
einer Unterstützung im Bereich die-
ser Faktoren sichtbar wurde eine neue 
durchgehende Form der Betreuung, die 
Entlassungsbegleitung, erprobt.

Durchgehende Betreuung 
über den Entlassungszeit-
punkt hinweg

Die oberste Maxime ist dabei, eine 
durchgehende Betreuung zu ermög-
lichen, das heißt, den KlientInnen eine 
Kontaktperson zu bieten, die schon 
rechtzeitig vor der Entlassung mit Ih-
nen zu arbeiten beginnt und auch nach 
der Entlassung noch zur Verfügung 
steht. Weiters wollen wir die Personen 
in allen Bereichen fördern, die ihnen 
später beim Finden und Erhalten eines 
Arbeitsplatzes behilflich sein können: 
persönliche Weiterentwicklung, Grund-
bildung in den Bereichen die für fast alle 
Beschäf ti gun gen heute notwendig sind 
und Arbeitstraining um an die Arbeits-
haltungen und –bedingungen wieder 
Anschluss zu finden. 

Dabei ist es besonders wichtig mit 
den Maßnahmen über den Zeitpunkt 
der Entlassung hinweg eine stabile 
Umwelt zu bieten, sodass der Kli-
ent in den ersten Tagen und Wochen 

nach der Entlassung an Orte und zu 
Menschen geht, die er bereits von 
Ausgängen kennt. Gerade in kritischen 
Situationen wenden sich Menschen 
umso eher an Hilfesysteme, je mehr sie 
schon wissen was sie dort erwartet. Eine 
Visitenkarte oder ein Folder mit Adresse 
und Telefonnummer reichen da nicht 
aus, solche Angebote werden meist erst 
nach einigem Zögern angenommen. 
Dabei geht wichtige Zeit verloren und in 
Krisen ist Zeit gleichbedeutend mit dem 
Verlust von Handlungsoptionen. 
Die über den Zeitpunkt der Entlassung 
hinweg geplanten Maßnahmen (und 
erst recht natürlich die im Vollzug selbst) 
sind in enger Kooperation mit den Voll-
zugsverantwortlichenzu entwicklen. 
Bildungsangebote im Bereich der Basis 
oder Grundbildung finden sowohl in 
der Anstalt als auch außerhalb statt. Sie 
bieten das Grundwerkzeug an heute 
notwendiger Kulturtechnik, zu der zB 
auch Grundbegriffe des Umgangs mit 
dem Computer gehören. 

Das Arbeitstraining bietet die Mög-
lichkeit etwas Sinnvolles zu tun und 
kollegialen Kontakt wie an einem „ech-
ten“ Arbeitsplatz aufzubauen. Diese Tä-
tigkeit bindet die KlientInnen in dieser 
kritischen Phase an ein Hilfesystem, das 
sie auf Ausgang schon kennen gelernt 
haben.

Fazit

Über 500 Menschen haben wir nun 
schon begleitet. Die Betreuung be-
gann im Mittelwert 4 Monate vor der 
Entlassung und endete sechs Monate 
nach der Entlassung. Drei Viertel der 
KlientInnen, die wir betreut haben sind 
in der kritischen Zeit nach der Entlas-
sung in unserem Betreuungsangebot 
geblieben. Nur sehr wenige wurden in-
nerhalb der Zeit rückfällig, die wir über-
schauen können. Da Rückfallsstudien 
einen längeren Beobachtungszeitraum 
erfordern, kann diesbezüglich noch 
keine abschließende Angabe gemacht 
werden. Die Begleitforschung, durch-
geführt vom Institut für Rechts- und 
Kriminalsoziologie, ermittelte, dass am 
Ende der Betreuung 

20% eine reguläre Arbeit hatten -
12 % in Kursen oder anderen Trai- -
ningsmaßnahmen waren
3% eine Pension hatten -
3% aus gesundheitlichen Gründen  -
nicht arbeitsfähig waren
bei 92% die Wohnsituation geklärt  -
war
12% an Schuldnerberatungseinrich- -
tungen vermittelt worden waren
11% an Drogenberatungseinrich- -
tungen vermittelt worden waren
67% an weiterführende Betreuung- -
sangebote vermittelt worden sind

Da wir ja die besonders Gefährdeten 
ausgewählt haben, sind diese Daten 
als Erfolg zu sehen, ein Erfolg der Zu-
sammenarbeit der Professionen über 
die Grenzen der Institutionen hinweg. 
Sie sprechen für die Übernahme der 
Entlassungsbegleitung für diese Ziel-
gruppe in den Regelbetrieb der Haft-
entlassenenhilfe.

Zusammenfassung

KlientInnen, die in Bezug auf die drei 1. 
genannten Gruppen von protek-
tiven Faktoren (stabile Perönlichkeit; 
belastbare soziale Beziehungen; 
sinnvolle Beschäftigung) nicht gut 
gerüstet sind, brauchen Hilfe um die 
Krise, die mit der Entlassung verbun-
den ist, zu überwinden
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schwere bis schwere Delikte wie etwa 
die gefährliche/schwere Körperverlet-
zung (+ 61,7%), zu denen seit 1997 ein 
deutlicher Anstieg zu verzeichnen ist. 
Aber insgesamt betrachtet zeigt sich 
ein deutlicher Rückgang solcher Delikte, 
bei denen der Täter ein hohes Risiko 
hat, zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
zu werden. 

Für diese erfreuliche Entwicklung 
gibt es mehrere Gründe. So spielt die 
Tatsache eine gewichtige Rolle, dass der 
früher sehr starke Zustrom von Asylbe-
werbern, Flüchtlingen und Spätaussied-
lern weitgehend zum Erliegen gekom-
men ist. Ferner ist zu beachten, dass 
dank einer sich ständig verbessernden 
Polizei das Risiko der Tataufdeckung 
für Straftäter noch nie so hoch war wie 
heute. Das fördert die Abschreckung.  
Aber von zentraler Bedeutung ist nun 
einmal die Tatsache, dass der Bevöl-
kerungsanteil der männlichen 14- bis 
30-Jährigen, die in allen Gesellschaften 
für einen hohen Anteil der schweren 
Straftaten verantwortlich sind, bei uns 
Jahr für Jahr sinkt – zwischen 1995 und 
2008 beispielsweise von 10,8 Prozent 
auf 9,5 Prozent. Die ganz überwiegend 
harmlosen Senioren (60 +) dagegen 
werden immer mehr. Ihr Bevölkerungs-
anteil stieg in den letzten 13 Jahren von 
20,7 auf 25,3 Prozent. Die Folgen, die 
diese Entwicklung für die Strafanstalten 
hat, lassen sich bereits seit Jahren an 
der Strafvollzugsstatistik ablesen. Zwi-
schen dem 31.3.2003 und dem 31.3. 
2008 ist die Zahl der Strafgefangenen 
in Deutschland von 82.660 auf 76.531 
zurückgegangen. Diese Abnahme um 
7,4 Prozent stellt dabei erst den An-
fang des neuen Trends dar. Die Untersu-
chungshaftstatistik zeigt das deutlich. 
Sie dokumentiert Jahr für Jahr wohin 
die Reise des Strafvollzuges geht, weil 
sie im Hinblick auf gefängnisrelevante 

50 Milliarden Euro wird die Bundesre-
gierung im zweiten Konjunkturpaket 
zur Ankurbelung der Wirtschaft zur 
Verfügung stellen. Hiervon sollen 13 
Milliarden die Bauindustrie stabilisieren. 
Man denkt an die Renovierung und den 
Neubau von Schulen, von Universitäten, 
Straßen, und öffentlichen Gebäuden. 
Am 19. Februar hat sich nun jedoch 
der Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands zu Wort gemeldet. Sein 
Vorsitzender, Anton Bachl, fordert, die 
Mittel aus dem Konjunkturpaket auch 
für die Sanierung und den Neubau von 
Justizvollzugsanstalten freizugeben. 
Zur Begründung verweist er darauf, dass 
in den meisten Ländern angesichts der 
hohen Mehrfachbelegung von Zellen 
ein enormer Haftplatzbedarf bestehe 
und dass zudem viele Anstalten be-
trächtliche bauliche Mängel aufwei-
sen würden. „Wer den Spruch „Freiheit 
braucht Sicherheit“ ernst meint, kann 
ihn jetzt mit Leben erfüllen“, meint Herr 
Bachl und er krönt seinen Aufruf mit 
der These „Besser kann man die innere 
Sicherheit nicht stärken“.

Die von Herrn Bachl angespro-
chenen Vollzugsprobleme sollen hier 
gar nicht bestritten werden. Aber eines 
hat er offenbar völlig übersehen: den 
demografischen Wandel. Die Vergrei-
sung der Republik fördert die innere 
Sicherheit in den nächsten 10 bis 20 
Jahren mehr als jeder andere Faktor. 
Dies zeigt bereits der Rückblick auf die 
12 Jahre von 1997 bis 2007. In dieser Zeit 
hat nach der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik beispielsweise die Zahl der voll-
endeten Fälle von Mord und Totschlag 
um 49,6 Prozent abgenommen und 
die der Raubdelikte mit Schusswaffen 
um 34,9. Der Wohnungseinbruch ist 
um 51,7 Prozent zurückgegangen und 
der Autodiebstahl gar um 80,4 Prozent. 
Natürlich gibt es immer noch mittel-

Das Konjunkturpaket der Bundesregierung – 
eine Chance für den Ausbau des Strafvollzuges?
Christian Pfeiffer

International//Kommentar

Bildung und Arbeitsplätze im Voll-2. 
zug sind wichtig um die Zeit in Haft 
zu nutzen für die Zukunft. Sie helfen 
aber nicht zur erfolgreichen Bear-
beitung der Entlassungskrise. Daher 
können wir uns mit Maßnahmen 
die nur im Vollzug stattfinden nicht 
zufrieden geben.
Zur Bearbeitung der Krise in den 3. 
Wochen unmittelbar nach der Ent-
lassung ist es notwendig, dass die 
KlientInnen die Hilfsangebote ken-
nen, und „kennen“ heißt: sie müs-
sen schon in diesen Einrichtungen 
gewesen sein und dort auch schon 
mit jemand gesprochen haben. Eine 
Visitkarte und ein Folder genügt 
nicht!
Die notwendigen Maßnahmen müs-4. 
sen auf die je individuelle Situation 
der KlientInnen angepasst werden. 
Für den gesamten Wiedereinglie-
derungsplan muss eine konstante 
Ansprechperson für die Klientin zur 
Verfügung stehen.

Diese Erfahrungen stimmen auch mit 
denen anderer Organisationen im eu-
ropäischen Ausland überein, mit denen 
während der Erprobung in Österreich 
ein reger Gedanken- und Ideenaus-
tausch gepflegt wurde. 

Literatur:
Lösel, Friedrich; Bender, Doris (2000): Protektive 
Faktoren gegen Delinquenzentwicklung, in: Jehle, 
Jörg-Martin (Hg.): Täterbehandlung und neue 
Sanktionsformen, S. 117-153, Neue Kriminolo-
gische Schriftenreihe, Band 106, Mönchenglad-
bach: Forum Verlag Godesberg
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Delikte die jeweils aktuelle Kriminali-
tätslage widerspiegelt. Zwischen 2003 
und 2008 hat nun die Zahl der Untersu-
chungsgefangenen in Deutschland von 
16.066 um ein Viertel (25,4%) auf 11.986 
abgenommen. Die Prognose erscheint 
berechtigt, dass sich die Zahl der Straf-
gefangenen im Laufe der nächsten 10 
bis 15 Jahre entsprechend schrittweise 
entwickeln wird, sofern die Verhältnisse 
in unserem Land weitgehend stabil blei-
ben sollten. Zu dieser Frage starten wir 
am Kriminologischen Forschungsinsti-
tut Niedersachsen gerade eine größere 
Untersuchung. 

Was bedeutet das nun für den Straf-
vollzug? Die Länder werden bei norma-
lem Verlauf der Dinge in der Lage sein, 
die Mehrfachbelegung nach und nach 
abzubauen. Sie werden in den nächsten 
fünf bis zehn Jahren alte Anstalten, die 
gravierende bauliche Mängel aufwei-
sen, schließen können. Und es eröffnet 
sich ihnen eine große Chance: Bei ei-
ner zunächst gleichbleibenden Anzahl 
von Strafvollzugsbediensteten, von An-
staltspsychologen und von Fachperso-
nal in den Arbeitsbetrieben könnten die 
Länder die Qualität des Strafvollzuges 
schrittweise erhöhen. Hierfür sollte sich 
Herr Bachl einsetzen und nicht für seine 
absurde Forderung, mit Neubauten die 
Kapazität des Strafvollzuges zu erhö-
hen. 

Prof. Dr. Christian Pfeiffer
Direktor 
Kriminologisches Forschungsinstitut 
Niedersachsen e.V.
c.pfeiffer@kfn.uni-hannover.de

Kommentar/ Freie Straffälligenhilfe

Entwicklungstendenzen zu erfassen 
bzw. um dem Prozesscharakter der Ver-
änderungen gerecht zu werden, wurde 
dabei nicht nur die aktuelle Situation 
erhoben, sondern auch die Entwicklung 
seit der Jahrtausendwende retrospektiv 
mitberücksichtigt.2

Anvisiert war eine Vollerhebung 
aller Einrichtungen der Freien Straf-
fälligenhilfe in Deutschland. Hierunter 
wurden alle selbstständigen Einrich-
tungen, Initiativen, Gruppen etc. ge-
fasst, die sich selbst als Freie Straffäl-
ligenhilfe definieren und/oder deren 
Klientel überwiegend im Kontext von 
Straffälligkeit (z.B. im Rahmen einer 
Inhaftierung, Haftentlassung, Straffäl-
ligenberatung) betreut werden. Für die 
Ermittlung der Stichprobe wählten wir 
ein mehrstufiges Verfahren. Die Basis 
bildeten die Adressenverzeichnisse 
der Straffälligenhilfe-Verbände (BAG-
Straffälligenhilfe, Landesverbände etc.) 
und der Wohlfahrtsverbände. Abgegli-
chen und ergänzt  wurden diese Daten-
bestände durch das leider nicht mehr 
ganz aktuelle, aber allein schon von 
seinem Umgang einmalige „Adressbuch 
Soziale Arbeit und Strafrecht“.3 Weitere 
Einrichtungen konnten mit Nachre-
cherchen via Telefon und Internet und 
unter Nutzung der Feldkenntnisse der 
Akteure der lokalen Feldstudien ermit-
telt werden. 

Nach Streichung der Einrichtungen, 
die nicht mehr existent sind oder keine 
Straffälligenhilfe (mehr) durchführen, 
umfasste die bereinigte Stichprobe 
542 Einrichtungen der Freien Straffälli-
genhilfe in ganz Deutschland. Von 178 
Straffälligenhilfeeinrichtungen wurde 
der Fragebogen aus welchen Gründen 
auch immer nicht zurückgesandt. 358 
Einrichtungen haben uns verwertbare 
Fragebögen zurückgesandt, was einer 
Aus schöpfungs quote von 64% ent-
spricht. 

Strafverschärfungen und Strategien 
des Risikomanagements von Kri-

minalität dominieren in den letzten 
Jahren die kriminalpolitische Agenda. 
Damit wird auch die zentrale Aufgabe 
der Freien Straffälligenhilfe – die Reinte-
gration straffälliger Menschen – in Frage 
gestellt. Die neuen Steuerungsmodelle 
in den öffentlichen Verwaltungen erhö-
hen den Professionalisierungsdruck und 
durch den Sparzwang der öffentlichen 
Haushalte sind auch die Einrichtungen 
der Freien Straffälligenhilfe in den Sog 
der „Ökonomisierung“ geraten. Die 
anvisierten bzw. tatsächlich durchge-
führten Privatisierungen der staatlichen 
Straffälligenhilfe stellen darüber hinaus 
bisher geltende Arbeitsteilungen und 
Zuständigkeiten in der Straffälligen-
hilfe in Frage.1 In der Folge dieser Ent-
wicklungen sind Veränderungen des 
Leistungs- und Aufgabenprofils, der 
Kooperationsformen, der Ressourcen-
ausstattung und des Selbstverständ-
nisses der Freien Straffälligenhilfe zu 
erwarten. 

Diese Veränderungen zu erfassen 
und zu analysieren ist das Ziel eines von 
der DFG geförderten Forschungspro-
jektes „Straffälligenhilfe unter Verände-
rungsdruck“, das seit 2006 am Institut für 
Kriminologie der Universität Tübingen 
durchgeführt wird. Umgesetzt wird das 
Vorhaben auf der Basis eines zweigeteil-
ten Untersuchungsdesigns: Der erste 
Teil der Untersuchung besteht aus fünf 
Fallstudien, mit denen die typischen 
Konstellationen der Freien Straffälligen-
hilfe in Deutschland qualitativ erfasst 
wurden. Untersucht wurden die lokalen 
Netzwerke der Straffälligenhilfe in Stutt-
gart, Bielefeld, Würzburg, Neuruppin 
und Rheinbach. Den zweiten Teil der 
Untersuchung bildet eine quantitative 
repräsentative Befragung von Einrich-
tungen der Freien Straffälligenhilfe in 
ganz Deutschland. Um längerfristige 

Freie Straffälligenhilfe unter Veränderungsdruck – 
Ergebnisse einer repräsentativen Befragung 
Wolfgang Stelly, Jürgen Thomas
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Vielgestaltigkeit der 
Freien Straffälligenhilfe

80% (N=286) der befragten Einrich-
tungen befinden sich in den alten Bun-
desländern und 20% (N=72) in den neu-
en Bundesländern. Die Einrichtungen in 
den neuen Bundesländern sind - wenig 
überraschend - alle erst seit 1989 in der 
Freien Straffälligenhilfe aktiv (gegenü-
ber einem Viertel in den alten Bundes-
ländern). In den alten Bundesländern 
liegt die Hauptgründungszeit zwischen 
1970 und 1990. In diesem Zeitraum wur-
de rund die Hälfte aller Einrichtungen 
der Freien Straffälligenhilfe ins Leben 
gerufen. Nur 5% der Einrichtungen in 
den alten Bundesländern hat eine Tradi-
tion, die in die Zeit vor 1946 reicht.

Bei der großen Mehrheit der Einrich-
tungen (80%) ist der Träger ein gemein-
nütziger eingetragener Verein. In 8% der 
Fälle handelt es sich um Körperschaften 
(z. B. Zweckverbände, Kirchengemein-
den), in 7% um gemeinnützige GmbHs 
und in 5% um Stiftungen, Aktiengesell-
schaften oder Initiativen.

Einem der großen Wohlfahrtsver-
bände gehören 80% der befragten Ein-
richtungen an (35% dem Paritätischen 
Wohlfahrtsverband, 23% der Diakonie, 
17% dem Caritasverband und 5% der 
AWO). Ca. 25% der Einrichtungen sind 
in einem Landesverband der Straf-
fälligenhilfe  (z. B. Landesverband für 
soziale Strafrechtspflege Baden, Lan-
deszusammenschluss für Strafrechts-
pflege Hessen etc.) organisiert. Die 
meisten der befragten Einrichtungen 
haben neben anderen Hilfsangeboten 
spezielle Angebote für Straffällige oder 
Haftentlassene. Nur in 10% der Fälle 
werden die straffälligen Klienten im 
Rahmen allgemeiner Sozialleistungen 
mitbetreut. 30% aller befragten Ein-
richtungen sind ausschließlich in der 
Straffälligenhilfe aktiv, d. h. ihre Klientel 
besteht ausschließlich aus straffälligen, 
inhaftierten, aus der Haft entlassenen 
Menschen oder deren Angehörigen. Die 
Mehrheit der befragten Einrichtungen 
betreut sowohl Männer als auch Frauen 
(80%). 

333 der 358 befragten Einrich-
tungen (93%) stellen außerhalb von 
Vollzugsanstalten Hilfen für Straffällige 
und Haftentlassene zur Verfügung. 243 
der 358 befragten Einrichtungen (68%) 
sind (auch) innerhalb der Gefängnisse 
aktiv. Hinsichtlich des angebotenen 
Hilfen für inhaftierte Personen wurden 
am häufigsten klassische Tätigkeitsbe-
reiche der Straffälligenhilfe genannt: 
53% der Einrichtungen sind im Bereich 
der Entlassungsvorbereitung/Nachsor-
ge bei Inhaftierten aktiv, 51% bieten 
„allgemeine Beratung von Inhaftierten“ 
an und 30% organisieren die „Beglei-
tung von Urlauben und Ausgängen“. 
Auch die Hilfsangebote außerhalb von 
Gefängnissen werden quantitativ von 
einem klassischen Tätigkeitsbereich der 
Straffälligenhilfe angeführt, der „allge-
meine Beratung von Straffälligen/Haft-
entlassenen“ (66%). An zweiter Stelle 
steht ein neueres Betätigungsfeld der 
Straffälligenhilfe: 49% der befragten 
Einrichtungen organisieren „gemein-
nützige Arbeit zur Vermeidung von Er-
satzfreiheitsstrafen“. Als weitere Nen- 
nungen von Hilfsangeboten für Straf-
fällige und Haftentlassene folgen mit 
41% „Vermittlung von Wohnungen“, mit 
38% „Schuldenberatung“, mit 36% „Be-
treutes Wohnen“ und mit 33% „Soziale 
Trainingskurse“.

Hauptamtliches und
ehrenamtliches Engagement

Insgesamt sind im Jahr 2008 in den 
358 befragten Einrichtungen der Freien 
Straffälligenhilfe etwa 1500 Teil- und 
Vollzeitbeschäftigte, 200 geringfügig 
Beschäftigte und 350 Honorarkräfte 
und 3075 Ehrenamtliche tätig.

12% der Einrichtungen werden 
allein durch ehrenamtliches Engage-
ment getragen (in weiteren 5% der Fälle 
werden Ehrenamtliche durch gering-
fügig Beschäftigte oder Honorarkräfte 
unterstützt).  Schwerpunkte der rein 
ehrenamtlichen Straffälligenhilfe lie-
gen in der Beratung und Betreuung 
von Gefangenen und in Freizeit- und 
Gesprächsgruppen in den Gefängnis-
sen. Wir finden unter den allein ehren-

amtlich getragenen Einrichtungen aber 
auch das gesamte Tätigkeitsspektrum 
der Freien Straffälligenhilfe wieder. 

Der weitaus größere Teil der be-
fragten Einrichtungen (83%) arbeitete 
im Jahr 2008 mit Vollzeit- und Teilzeit-
kräften. Es handelt sich dabei häufig 
um kleinere Einrichtungen mit einem/r 
(20%) oder zwei in Teil- oder Vollzeit 
Beschäftigten (21%). Nur etwa 10% der 
Einrichtungen arbeiten mit mehr als 10 
Voll- und Teilzeitbeschäftigten. Bei ca. 
der Hälfte der hauptamtlich getragenen 
Einrichtungen sind Ehrenamtliche im 
Einsatz. Einsatzschwerpunkte Ehren-
amtlicher finden sich hierbei in den 
Freizeit- und Gesprächsgruppen, der 
Einzelbetreuung von Gefangenen und 
Straffälligen und in der Mitarbeit in den 
Vorständen der Trägervereine. 

Uneinheitliche 
Finanzierungsformen

Auf die Frage nach den drei wichtig-
sten Finanzierungsquellen des Straf-
fälligenhilfeangebots nannte etwa die 
Hälfte der Einrichtungen „Geldbußen“. 
An zweiter und dritter Stelle folgen 
„Gelder des Landesjustizministeriums“  
(37%) und „Eigenmittel“ (37%).

Die Finanzierung ist jedoch nach 
Art des Hilfsangebots sehr unterschied-
lich. Wird die Haftberatung und die 
„Gemeinnützige Arbeit“ vor allem aus 
Eigenmitteln, Geldern der Landesjustiz-
ministerien und Geldbußen finanziert, 
so werden Angebote des betreuten 
Wohnens durch die Sozialämter, die 
überörtlichen Sozialhilfeträger und die 
Jugendämter finanziert. Bei der Schul-
denberatung sind die wichtigsten Fi-
nanzierungsquellen Eigenmittel, Geld-
bußen und das Sozialamt. Bei sozialen 
Trainingskursen, die insbesondere bei 
Jugendlichen und Heranwachsenden 
zum Einsatz kommen, erfolgt die Finan-
zierung vor allem über das Jugendamt 
oder Geldbußen.
Deutliche Unterschiede in den Finanzie-
rungsquellen der Freien Straffälligen-
hilfe gibt es zwischen den einzelnen 
Bundesländern. Sind beispielsweise in 
Baden-Württemberg bei 75% der Ein-
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richtungen „Geldbußen“ eine der drei 
wichtigsten Ressourcen, so ist dies in 
Brandenburg oder Mecklenburg-
Vorpommern nur bei jeweils 17% der 
Einrichtungen der Fall. Gelder des Ju-
stizministeriums werden von 57% der 
Bremer Einrichtungen als wichtige Fi-
nanzquelle genannt, jedoch nur von 8% 
in Rheinland-Pfalz. Spenden spielen in 
den Einrichtungen des Saarlandes eine 
wichtige Rolle (57%), jedoch nicht in 
Sachsen-Anhalt (0%). Eigenmittel wer-
den von jeder zweiten Einrichtung in 
Nordrhein-Westfalen als eine der drei 
wichtigsten Ressourcen genannt, aber 
nur von jeder zehnten Straffälligen-
hilfeeinrichtung in Hamburg. In den 
Bundesländern Brandenburg (44%) und 
Sachsen-Anhalt (38%) haben EU-Gelder 
größere Bedeutung, während sie in den 
meisten anderen Bundesländern für die 
Gesamtfinanzierung der Freien Straf-
fälligenhilfeeinrichtungen kaum von 
Bedeutung sind.

Ausbau des Hilfsangebots

Neben der Beschreibung des Ist-Zu-
standes der Freien Straffälligenhilfe war 
es ein weiteres Ziel des Forschungs-
projektes, Entwicklungstrends in der 
Straffälligenhilfe abzubilden. Zentral 
ist hierbei die Frage, ob sich die Zurück-
drängung des Resozialisierungsgedan-
kens einerseits und die allgemeinen 
Kürzungen im Sozialbereich anderer-
seits auch in einem Rückgang des Hilfs-
angebots der Freien Straffälligenhilfe 
niederschlagen.

Befragt nach möglichen Verände-
rungen des Hilfsangebotes gaben ca. 
1/3 der Einrichtungen an, dass es keine 
Veränderungen des Angebots seit 2000 
gegeben habe. Knapp die Hälfte der 
Einrichtungen gab an, dass es in einigen 
Bereichen einen Ausbau, in anderen ei-
nen Abbau des Hilfsangebots gegeben 
hatte. Nur in Einzelfällen war es in den 
letzten Jahren ausschließlich zu einer 
Reduktion des Angebots gekommen. 
Demgegenüber berichten etwa 20% der 
befragten Einrichtungen ausschließlich 
von einem Ausbau ihres Hilfsangebots. 
Das Bild der Freien Straffälligenhilfe als 

„Wachstumsbranche“ wird auch durch 
die genauere Betrachtung der einzel-
nen Tätigkeitsbereiche bestätigt: 69 
Einrichtungen berichten von einen 
Ausbau der Entlassungsvorbereitung/
Nachsorge und 42 Einrichtungen von 
einem Ausbau der Haftberatung. Dem 
stehen 19 Einrichtungen gegenüber, bei 
denen es zum Abbau der Entlassungs-
vorbereitung/Nachsorge kam und 21 
Einrichtungen, in denen die allgemeine 
Haftberatung reduziert oder gestrichen 
wurde. Außerhalb der Haftanstalten 
ist Wachstum insbesondere in den Be-
reichen Gemeinnützige Arbeit (79 Ein-
richtungen), Anti-Gewalt-Training (66 
Einrichtungen), Soziale Trainingskurse 
(53 Einrichtungen), Betreutes Wohnen 
(52 Einrichtungen), Allgemeine Bera-
tung (50) und Schuldenberatung (44) 
zu verzeichnen. Eine Reduktion gab es 
beispielsweise bei 21 Einrichtungen im 
Bereich „allgemeiner Beratung“, bei 12  
im Bereich „soziale Trainingskurse“ und 
Schuldenberatung, und in 11 Einrich-
tungen beim Angebot „gemeinnützige 
Arbeit“.  

Angesichts dieser Zahlen dürfte es 
auch nicht verwundern, dass nur 19% 
der befragten 358 Einrichtungen anga-
ben, dass es in Folge eingeschränkter 
oder gestrichener Finanzierungen zu 
einem Abbau bzw. der Streichung eines 
Hilfsangebotes kam. Als Hauptgründe 
für den Ausbau des Hilfsangebots wur-
den eine „veränderte Bedarfsnachfrage 
der Justiz“ (35%) und „veränderte Pro-
blemlagen“  (34%) genannt.

Viele Einrichtungen der Freien Straf-
fälligenhilfe haben in den letzten Jahren 
ihr Aufgabenspektrum deutlich verbrei-
tert. Zu einem Ausbau kam es dabei 
nicht nur in den in klassischen Betäti-
gungsfeldern wie der Haft- und Entlas-
senenberatung, der Schuldnerberatung 
oder dem betreuten Wohnen, sondern 
auch in neueren Aufgabenbereichen 
wie der Vermeidung von Ersatzfreiheits-
strafen durch gemeinnützige Arbeit, 
dem Anti-Gewalt-Training, den ambu-
lanten Therapien für Sexualstraftäter, 
dem Täter-Opfer-Ausgleich, in Projekten 
zur Intervention bei häuslicher Gewalt 
oder der Opferbegleitung. Fasst man 

diese neueren Tätigkeitsbereiche der 
Straffälligenhilfe zusammen, so sind es 
über drei Viertel Einrichtungen, die min-
destens eines dieser Angebote in ihrer 
Tätigkeitspalette aufführen. Die These, 
dass durch die Übernahme von neueren 
Tätigkeitsbereichen, die mit Kontroll- 
und Berichtspflichten verbunden sind, 
sich das Selbstverständnis der Freien 
Straffälligenhilfe verändert, konnten wir 
mit den Daten nicht untermauern. Für 
Unterschiede im Selbstverständnis (z. 
B. „Dienstleister der Justiz“ oder „Anwalt 
der Straffälligen“ etc.) scheinen weniger 
die aktuellen Tätigkeitsprofile der Ein-
richtungen als vielmehr der Spezialisie-
rungsgrad und die Verbandstraditionen 
von Bedeutung zu sein. 

Anstieg der 
Mitarbeiter/innenzahl

Insgesamt betrachtet verzeichnen die 
Einrichtungen der Freien Straffälligen-
hilfe bei der Anzahl der hauptamtlichen 
Mitarbeiter/innen seit der Jahrtausend-
wende ein Wachstum. Wie in anderen 
Wirtschaftsbereichen auch, so ist das 
Wachstum bei den Teilzeitkräften (von 
durchschnittlich 1,7 pro Einrichtung im 
Jahr 2000 auf 2,3 im Jahr 2008) stärker 
ausgeprägt als bei den Vollzeitbeschäf-
tigten (von 2,8 auf 2,9 Vollzeitbeschäf-
tigte pro Einrichtung). Ungeachtet des 
Zuwachses bei der Gesamtstichprobe 
gibt es deutliche Unterschiede in der 
Beschäftigtenentwicklung zwischen 
den Einrichtungen: Bei einem Drittel 
der Einrichtungen lag die Zahl der 
Voll- und Teilzeitbeschäftigten 2008 
höher als im Jahr 2000, bei einem Vier-
tel der Einrichtungen sank in diesem 
Zeitraum die Anzahl der Mitarbeiter/
innen und bei etwa 40% der Einrich-
tungen gab es keine Veränderungen 
der Stellenzahl. Deutlich angestiegen 
ist im Vergleichszeitraum die Anzahl der 
Ehrenamtlichen: Die durchschnittliche 
Anzahl stieg seit 2000 um ein Drittel von 
12 auf 16 ehrenamtlich Mitarbeitende 
pro Einrichtung.
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Zunahme des Kostendrucks

Ähnlich heterogen, doch insgesamt we-
niger positiv verlief die Entwicklung der 
Finanzen. Nur bei 10% der befragten 
Einrichtungen gab es in den letzten 
Jahren finanzielle Zuwächse und kei-
nerlei Kürzungen von Geldern. Demge-
genüber gaben 42% der Einrichtungen 
an, dass sie sich mit Kürzungen in ein-
zelnen Bereichen auseinandersetzen 
mussten, ohne dass diese Kürzungen 
durch Zuwächse in anderen Bereichen 
kompensiert werden konnten. Bei den 
restlichen Einrichtungen gab es we-
der Kürzungen noch Zuwächse (10%) 
oder ambivalente Entwicklungen, d. h. 
Kürzungen in einem und Zuwächse in 
einem anderen Bereich (38%). 

Aufgeschlüsselt nach den einzelnen 
Finanzierungsquellen berichten 26% 
der Einrichtungen von einem Rückgang 
bei den Geldbußen, 22% von Kürzungen 
bei den Zahlungen der Landes-Justizmi-
nisterien und 12% von geringeren Ein-
nahmen durch Spenden. Die Betroffen-
heit von den Kürzungen dürfte jedoch in 
den Einrichtungen sehr unterschiedlich 
ausfallen, da hierfür nicht  nur die Höhe 
der Kürzungen von Bedeutung ist, son-
dern auch die Relevanz der einzelnen 
Finanzierungsquellen für die Gesamtfi-
nanzen der Einrichtungen. Und gerade 
bei letztgenannter gibt es wie gezeigt 
deutliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern.

Einen Kostendruck seitens der Ko-
stenträger verspürt die Mehrheit der 
befragten Einrichtungen (66%). Beacht-
lich ist der Anteil der Einrichtungen, 
die auf den Kostendruck mit einer Ver-
schlechterung der Arbeitskonditionen 
der Mitarbeiter/innen reagierte. Etwa 
¾ der Befragten konstatieren, dass es 
zu einer Leistungsverdichtung bei den 
Mitarbeiter/innen gekommen sei. Fast 
die Hälfte der befragten Einrichtungen 
mit hauptamtlichen Beschäftigten be-
stätigt das Statement: „Neu eingestellte 
Mitarbeiter/innen werden unter TVÖD 
bezahlt“. Von einer Verdrängung un-
befristeter Arbeitsverträge durch be-
fristete Arbeitsverträge berichten 42% 
der Einrichtungen. Weniger real scheint 

demgegenüber die Befürchtung zu 
sein, dass aus finanziellen Gründen 
hauptamtliche durch ehrenamtliche 
Mitarbeiter/innen ersetzt werden. Eine 
solche Entwicklung wird nur von 12% 
der Befragten wahrgenommen.

Zusammenfassung

Ungeachtet der Diskussionen um den 
Rückzug des Sozialstaates und der Zu-
rückdrängung des Resozialisierungs-
gedankens kam es in den zurücklie-
genden Jahren zu einem Ausbau des 
Hilfsangebots der Freien Straffälligen-
hilfe in Deutschland. Die Erweiterung 
des Hilfsangebots schlägt sich auch 
in einem Anstieg der hauptamtlichen 
und ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen 
nieder. Dieses Bild der Freien Straffälli-
genhilfe als „Wachstumssektor“, steht 
in Kontrast mit der von vielen Akteuren 
wahrgenommenen Verschlechterung 
der Betreuungssituation. Dies mag er-
stens damit zusammenhängen, dass 
es in einzelnen Regionen bei einzelnen 
Hilfsformen im Unterschied zum all-
gemeinen Trend zu einem Abbau von 
Maßnahmen gekommen ist. Zweitens 
spüren die meisten Einrichtungen seit 
Jahren einen gestiegenen Kostendruck 
in Form von Kürzungen oder - noch 
häufiger zu beobachten - in Form 
steigender Kosten bei stagnierenden 
Geldzuweisungen. Der Ausbau des Tä-
tigkeitsspektrums bei vielen Akteuren 
der Freien Straffälligenhilfe ist eine 
Möglichkeit auf diese Kürzungen zu 
reagieren. Mit neuen Tätigkeitsfeldern 
werden neue Geldquellen aufgetan 
und mehr Finanzierungssicherheit (z. 
B. durch Aufteilung der Verwaltungs-
kosten) erreicht. Eine andere Reaktion 
auf den Kostendruck ist die Leistungs-
verdichtung und die Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen der in 
der Straffälligenhilfe Beschäftigten. 
Drittens relativiert sich das Wachstum 
des Hilfsangebots deutlich, wenn man 
die Entwicklung der Klientenzahlen 
betrachtet. Die Zahl der Strafgefange-
nen und Bewährungsprobanden, das 
Hauptklientel der Freien Straffälligen-
hilfe, hat nicht nur Ende der 90er Jahre 

stark zugenommen, sondern ist auch 
seit der Jahrtausendwende nochmals 
um ca. 15% angewachsen.4  

1
Vgl. hierzu THOMAS, J./STELLY, W./KERNER, H.-J.: 
Freie Straffälligenhilfe unter Veränderungsdruck. 
Bestandsaufnahme und Forschungsfragen. In: 
Neue Praxis 1/2006, S. 80-98. 2006.
2 
Eine genaue Beschreibung des Untersuchungs-
designs und den Fragebogen findet sich unter 
http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de/projekte/
straffaelligenhilfe/index.html
3
BAG-S/DBH (Hrsg).: Adressbuch Soziale Arbeit 
und Strafrecht, Bonn 1995.
4
vgl. STELLY, W. / THOMAS, J.: Veränderungsdruck 
durch Privatisierung: Entwicklungstendenzen 
in der Freien Straffälligenhilfe, in: Dessecker, A. 
(Hrsg.): Privatisierung in der Strafrechtspflege 
(Kriminologie und Praxis, Schriftenreihe der Krimi-
nologischen Zentralstelle e.V., Bd. 56), Wiesbaden 
2008, S. 99.
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Ziel dieses Beitrags ist, eine Art Synthese 
zwischen kriminologischer und Verwal-
tungsperspektive zu schaffen, Begriff-
lichkeiten zu klären und einige Lösungs-
ansätze zur Messung der Wirksamkeit 
des Strafvollzugs aufzuzeigen. 

 
1. Zur Notwendigeit, die Wirk-
samkeit des Strafvollzuges zu
untersuchen

Die Freiheitsstrafe ist nicht zweckfrei, 
sie ist nicht aus sich heraus gerechtfer-
tigt. Weil sie nicht zweckfrei, sondern 
mit Zielen verbunden ist, erhebt sich 
notwendigerweise die Frage, ob sie die 
Zwecke auch erfüllt, ob also die Ziele, 
die mit der Freiheitsstrafe verbunden 
sind, auch erreicht werden (z.B. Jehle, 
1999).

Mit der Verurteilung zu einer Frei-
heitsstrafe und der Inhaftierung greift 
der Staat in die grundlegenden Rech-
te der Inhaftierten ein. Allein deshalb 
muss er begründen, warum er das darf. 
Nun hat Strafe zwar auch einen vergel-
tenden, Schuld ausgleichenden Zweck. 
Allerdings verfolgt das Strafgesetzbuch 
mit Strafe auch präventive Ziele, und die 
(Jugend-) Strafvollzugsgesetze, die es 
mittlerweile gibt, verfolgen explizit aus-
schließlich präventive Ziele. Der Staat 
hat also angesichts der Schwere des 
Eingriffs die Pflicht zu zeigen, dass die 
Zwecke dieses Eingriffs erfüllt werden. 

Ein gewichtiges Argument in die-
sem Zusammenhang sind auch die 
erheblichen finanziellen Mittel, die für 
den Justizvollzug aufgewendet wer-
den. Allein in Niedersachsen werden 
jährlich ca. 200 Millionen Euro dafür 
ausgegeben. Diese Mittel bringen die 
Bürger mit ihren Steuern auf, und der 
Staat ist hier in der Pflicht, Rechenschaft 
darüber abzulegen, dass die Ziele, die 
mit dem Justizvollzug verbunden sind, 
auch erreicht werden, das Geld also 

Fragen nach der Wirksamkeit des 
Strafvollzugs und den Methoden 

zur Ermittlung der Wirksamkeit werden 
in der Kriminologie schon seit langem 
gestellt. Jehle (1999) führt die Anfänge 
– von einigen Ausnahmen abgesehen – 
auf Franz v. Liszt zurück, der im späten 
19. Jahrhundert die spezialpräventive 
Wirkung strafrechtlicher Sanktionen 
hinterfragte. Trotzdem ist ein gravie-
render Mangel an qualitativ guten 
Studien zur Wirkung des Strafvollzugs 
oder einzelner vollzuglicher Maßnah-
men in Deutschland zu konstatieren, 
auch wenn es einige Ausnahmen gibt 
(z.B. Greve & Hosser, 2002; Ohlemacher 
et al., 2001; Ortmann, 2002). Diese Fest-
stellung gilt freilich auch für andere Be-
reiche der Kriminalprävention (Coester, 
Bannenberg & Rössner, 2007).

Seit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes vom 31.5.2006 zum 
Jugendstrafvollzug nimmt man die in 
der Kriminologie schon länger promi-
nente Forderung nach wissensbasierter 
Kriminalpolitik (vgl. z.B. die Beiträge in 
Lösel, Bender & Jehle, 2007) auch in der 
„Vollzugslandschaft“ ernster. Es gibt also 
auch in den Landesjustizverwaltungen 
und der Vollzugspraxis ein ernsthaftes 
Interesse an Konzepten und Metho-
den zur Klärung dessen, was vollzug-
liche Wirksamkeit ist und mit welchen 
Methoden und Datenquellen man sie 
messen sollte. Erst kürzlich haben z.B. 
Obergfell-Fuchs und Wulf (2008) in die-
ser Zeitschrift die Auffassung vertreten, 
dass sich der Strafvollzug nicht an Rück-
fallhäufigkeiten messen lassen darf. 

Durch das gestiegene Interesse der 
Vollzugspraxis und der Aufsichtsbe-
hörden wird die Debatte um Aspekte 
bereichert, die z.B. Verwaltungswissen-
schaften einbringen. Stichworte in die-
sem Zusammenhang lauten: moderne 
Verwaltungssteuerung, betriebswirt-
schaftliche Instrumente, Controlling. 

sinnvoll investiert ist. 
Es gibt Interessenverbände und 

auch Kriminologen, die a priori bezwei-
feln, dass der Strafvollzug positive Kon-
sequenzen für den Inhaftierten haben 
kann; für diesen Personenkreis ist eine 
Gefängnisstrafe an sich schlecht und 
gewissermaßen natürlicherweise mit 
negativen Wirkungen verbunden. 

Allerdings ist die Frage nach der 
Wirksamkeit des Vollzuges keine, die 
man einfach so beantworten kann oder 
auf die es gar eine normative Antwort 
gibt. Die Frage nach der Wirksamkeit des 
Strafvollzuges ist eine empirische Frage. 
Man muss Daten erheben und auswer-
ten, um sie beantworten zu können. 

Das Bundesverfassungsgericht weist 
in seinem Urteil zum Jugendvollzug 
vom 31. Mai 2006 (– 2 BvR 1673/04 –2 
BvR 2402/04) darauf hin, dass die Ausge-
staltung des Vollzuges auf Annahmen 
und Prognosen über die Wirksamkeit 
unterschiedlicher Vollzugsgestaltungen 
und Behandlungsmaßnahmen beruhen 
muss. Zwar gilt das Urteil zunächst für 
den Jugendbereich, aber es wäre in-
konsequent, wenn man die Forderung 
nicht auch auf den Strafvollzug bei Er-
wachsenen ausdehnen würde. 

In den letzten Jahren hat sich mit der 
Einführung des Controllings einiges in 
Bezug auf die Erfassung der Leistungen 
des Vollzuges getan. In Niedersachsen, 
aber auch in anderen Bundesländern, 
gibt es ausdifferenzierte Systeme von 
Kennzahlen, die in den verschiedenen 
Aspekten des Justizvollzugs seine 
Leistungen abbilden können. Auch 
wenn Kennzahlen eine unmittelbare Re-
levanz für die Steuerung des Justizvoll-
zuges haben können, so sind sie jedoch 
kaum mehr als bloße, recht grobe Indi-
katoren des Systems. Diese Kennzahlen 
liefern zwar schon viel mehr Wissen über 
den Strafvollzug und seine Maßnahmen 
als man lange Zeit zur Verfügung hatte. 
Allerdings können Kennzahlen aus dem 
Controlling zentrale und wichtige Fra-
gen zur Wirksamkeit des Strafvollzuges 
nicht beantworten – weshalb es mehr 
geben muss als Controlling. 

Zur Evaluation des Strafvollzugs:
Was ist eigentlich ein „wirksamer“ Strafvollzug – 
und wie kann man das feststellen?

Stefan Suhling

Forschung und Entwicklung
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2. Was ist die „Wirksamkeit 
des Strafvollzugs“?

Der Psychologieprofessor und Evalua-
tionsforscher Willi Hager aus Göttingen 
definiert den Begriff der Wirksamkeit 
folgendermaßen: 
„Eine Interventionsmaßnahme kann 
dann als effektiv oder wirksam beur-
teilt werden, wenn sie nachweislich 
entweder 

als hinreichend intensiv bewertete  -
Veränderungen auf ihre […] Ziele 
hin erzeugt oder
wenn sie sich ihren […] Zielen hinrei- -
chend annähert bzw. wenn sie – im 
Idealfall – diese erreicht (Ausmaß der 
Zielerreichung)“ 
(Hager, 2000b, S. 155; Veränderungen 
im Format durch St.S.)

Wirksamkeit handelt also davon, in wel-
chem Maße Ziele erreicht werden. Es 
geht um das Ausmaß der Erreichung 
beabsichtigter Wirkungen von Maßnah-
men, Programmen usw. Die Verbüßung 
einer Freiheitsstrafe ist in dieser Hinsicht 
eine Interventionsmaßnahme. Im Fol-
genden werden drei Arten der vollzug-
lichen Wirksamkeit unterschieden, die 
sich auf drei Arten von Zielen bezieht: 
Wirkungsziele, Leistungsziele und Maß-
nahmeziele (vgl. Abbildung 1). 

Wirkungsziele

Im Bereich des Strafvollzuges bestim-
men die relevanten Gesetze die Voll-
zugsziele. Üblicherweise werden in 
den Gesetzen (1.) die Befähigung der 
Gefangenen zu einer Lebensführung in 
sozialer Verantwortung ohne Straftaten 
und (2.) der Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten genannt. Man 
mag es für wichtig erachten, ob das 
„Schutzziel“ gleich-, nach- oder vorran-
gig zum „Resozialisierungsziel“ steht, 
aber für das Anliegen dieses Textes ist 
es das nicht. Man wird bei der Evaluati-
on des Strafvollzugs keinen der beiden 
Aspekt außer Acht lassen dürfen.

Der Strafvollzug ist demnach dann 
wirksam, wenn es ihm gelingt, Gefan-

gene während der Inhaftierung von 
Straftaten abzuhalten und wenn der 
Vollzug den Gefangenen in die Lage ver-
setzt, sich nach der Entlassung sozial zu 
integrieren und keine Straftaten mehr 
zu begehen. Weil die Vollzugsziele im 
gesellschaftlichen Bereich liegen, las-
sen sie sich in der Verwaltungssprache 
auch als Wirkungsziele bezeichnen 
(KGSt-Materialien 1/2007; Linssen und 
Meyer, 2007, nennen diese Art von Zie-
len „Präventionsziele“). 

Wenn es dem Vollzug gelingt, Straf-
taten des Inhaftierten während des 
Vollzuges zu verhindern und wenn der 
Gefangene sich nach der Entlassung 
sozial integriert, also z.B. eine Woh-
nung und eine Arbeitsstelle hat, über 
tragfähige Sozialkontakte verfügt usw. 
und wenn er keine weiteren Straftaten 
begeht, liegt offensichtlich eine hohe 
Wirkungsqualität des Vollzuges vor; 
der Vollzug ist dann wirksam in Bezug 
auf seine Wirkungsziele. 

Leistungsziele

Der Vollzug versucht, eine hohe Wir-
kungsqualität zu erreichen, indem er 
bestimmte Leistungen erbringt. Inner-
halb des Vollzuges geht es also um die 
Erreichung von Leistungszielen. Zum 
einen ist der Vollzug um eine sichere Un-

terbringung bemüht (Leistungsziel 1), 
zum anderen ist er darum bemüht, den 
Gefangenen auf verschiedenen Ebenen 
dazu zu befähigen, ein straffreies, sozial 
integriertes Leben nach der Haft zu 
führen (Leistungsziel 2). 

Diese Leistungsziele lassen sich 
verschiedenartig operationalisieren. 
Zur Befähigung, ein straffreies, sozial 
integriertes Leben nach der Haft zu 
führen, könnte man z.B. die Herstel-
lung von Arbeitsmarktfähigkeit, die 
Klärung der finanziellen Situation, die 
Sicherung einer Unterkunft, die Auf-
arbeitung der Straftat usw. rechnen. 
Gelingen dem Vollzug diese Dinge, so 
liegt eine hohe Leistungsqualität vor; 
der Vollzug ist wirksam im Hinblick auf 
seine Leistungsziele. Während sich das 
Wirkungsziel „soziale Integration und 
keine weiteren Straftaten“ also auf die 
Zeit nach dem Vollzug bezieht, geht 
es beim Leistungsziel der Befähigung 
dazu um die Zeit während des Voll-
zuges. Beim Wirkungsziel „Schutz der 
Allgemeinheit“ liegt die Sache anders; 
hier ist das Leistungsziel der sicheren 
Unterbringung offensichtlich identisch 
mit dem Wirkungsziel, unter anderem, 
weil auch die Mitgefangenen zur Allge-
meinheit zählen. 

Die Leistungsziele beziehen sich auf 
den Vollzug als Ganzes, nicht auf ein-
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zelne Maßnahmen. Für die Erreichung 
der Leistungsziele ist der Vollzug allein 
verantwortlich; bei den Wirkungszielen 
„soziale Integration“ und „Rückfallfrei-
heit“ wirken auch noch andere Faktoren, 
z.B. die Arbeit der Bewährungshilfe, 
oder auch andere externe Faktoren, 
die nichts mit justiziellen Leistungen 
zu tun haben (wie z.B. das Eingehen 
einer tragfähigen Partnerschaft, die den 
ehemaligen Inhaftierten von weiteren 
Straftaten abhält; vgl. Laub, Nagin & 
Sampson, 1998).

Maßnahmenziele

Der Vollzug versucht, eine hohe Lei-
stungsqualität zu erreichen, indem er 
einzelne Maßnahmen im weitesten 
Sinne mit den Gefangenen durchführt. 
Hierunter fallen auf der Ebene der „Re-
sozialisierungsmaßnahmen“ z.B. soziale 
und psychologische Behandlungsmaß-
nahmen, soziale Trainings, Sozialthera-
pie, Maßnahmen der Entlassungsvor-
bereitung. Diese Maßnahmen haben 
jeweils eigenständige Ziele; mit sozialen 
Trainings beabsichtigt man bspw., die 
soziale Kompetenz der Teilnehmer zu 
stärken, Suchtberatung zielt auf Sucht-
mittelkontrolle, Schuldnerberatung auf 
Schuldenreduktion usw. Daneben gibt 
es auch Maßnahmen, die die sichere 
Unterbringung bzw. den Schutz der 
Allgemeinheit fokussieren. Hier geht 
es zum Beispiel um Maßnahmen der 
Diagnostik und Prognose (z.B. im Rah-
men von Lockerungsentscheidungen), 
um Disziplinierungsmaßnahmen, um 
die Platzierung von Gefangenen in 
besonderen Abteilungen bzw. in Ein-
zel- oder gemeinschaftlicher Unterbrin-
gung, um Sicherung der Mauer usw. 
Wenn die Maßnahmenziele erreicht 
werden, liegt offensichtlich eine hohe 
Maßnahmequalität vor und der Voll-
zug ist wirksam im Hinblick auf seine 
Maßnahmeziele.

Die drei Wirksamkeitsebenen sind 
kausal im Sinne einer Wirkungskette 
miteinander verbunden und ineinan-
der verschachtelt. Die Annahme ist: 
Wenn wir bei einem Inhaftierten be-
stimmte Maßnahmen durchführen (z.B. 

ein soziales Kompetenztraining), dann 
verbessern wir seine Fähigkeiten im 
Umgang mit Konflikten mit anderen 
Menschen (Maßnahmeziel). Damit stei-
gern wir seine Befähigung zu einem so-
zial integrierten Leben ohne Straftaten 
(Leistungsziel). Damit wiederum erhö-
hen wir die Wahrscheinlichkeit, dass er 
sich tatsächlich sozial integriert und kei-
ne Straftaten mehr begeht (Wirkungs-
ziel). Diese Wirkungskette ist durch die 
dicken schwarzen Pfeile im oberen Teil 
von Abbildung 1 veranschaulicht.

 
Ergebnisqualität, Struktur-
qualität, Prozessqualität

Im Rahmen des Qualitätsmanagement, 
das einen engen Bezug zur Evaluation 
und auch zum Controlling aufweist, 
unterscheidet man üblicherweise zwi-
schen Ergebnisqualität, Strukturqualität 
und Prozessqualität. Bei Analysen zum 
Ausmaß der Erreichung von (Maßnah-
me-, Leistungs- oder Wirkungs-) Zielen 
geht es um die Ergebnisqualität. Viele 
Merkmale des Vollzuges, die keine un-
mittelbare Relevanz für die Leistungs- 
bzw. Wirkungsziele besitzen, stellen 
Merkmale der Struktur- und Prozess-
qualität dar. Strukturelle Merkmale sind 
z.B. das Vorliegen von empirisch be-
gründeten Behandlungskonzepten, die 
personelle, räumliche und finanzielle 
Ausstattung der Anstalt, das Angebot 
an Fortbildungen und Supervision für 
die Bediensteten, die Versorgung der In-
haftierten usw. Zu den Prozessmerkma-
len gehören bspw. die Gestaltung von 
Entscheidungsabläufen in der Anstalt, 
die Auswahl / Indikationsstellung von 
Gefangenen für (z.B. Ausbildungs- oder 
therapeutische) Maßnahmen und die 
plangemäße Durchführung der Maß-
nahmen. Ein nicht zu unterschätzender 
Faktor der Prozessqualität ist das soziale 
Klima in der Anstalt (vgl. z.B. Walter, 
2006a, 2006b). In Abbildung 1 kann 
man sich diese Merkmale der Struk-
tur- und Prozessqualität als den (grau 
unterlegten) Rahmen vorstellen, vor 
dem einzelne vollzugliche Maßnahmen 
stattfinden.

Strukturelle und prozessbezogene 
Merkmale stellen allerdings weder 
Wirkungs- noch Leistungs- noch Maß-
nahmeziele dar. Sie bilden vielmehr 
die Voraussetzungen dafür, dass eine 
Anstalt Wirkungs-, Leistungs- und Maß-
nahmeziele erreichen kann. Dennoch 
verdienen diese Merkmale bei einer 
Evaluation des Strafvollzuges eine hohe 
Beachtung, nicht zuletzt deshalb, weil 
sie mitunter deutlich mehr Kosten ver-
ursachen als z.B. einzelne Resozialisie-
rungsmaßnahmen. 

3. Wie kann man die Wirksam-
keit des Strafvollzug messen?

Die Unterscheidung zwischen Wir-
kungszielen, Leistungszielen und Maß-
nahmezielen ist wichtig für die Wahl der 
Wirksamkeitskriterien und Wirksam-
keitsmessungen. Vorschläge hierfür 
sind im unteren Teil von Abbildung 1 
wiedergegeben.

Das Ausmaß des Schutzes der All-
gemeinheit, die sichere Unterbringung, 
wird derzeit schon im Rahmen des Con-
trollings recht ausführlich erfasst. Man 
könnte allerdings, was die Sicherheit 
innerhalb des Justizvollzuges betrifft, 
auch einmal an Befragungen der Inhaf-
tierten zur „Inneren Sicherheit“ denken 
(vgl. dazu z.B. die Ansätze von Ireland, 
2002 oder Liebling, 2004).

Für die Überprüfung des Ausmaßes, 
in dem das Wirkungsziel der Rückfall-
freiheit erreicht wurde, holt man übli-
cherweise Auszüge aus dem Bundes-
zentralregister ein. Obergfell-Fuchs 
und Wulf (2008) kritisieren diese Praxis 
unter anderem vor dem Hintergrund, 
dass zwischen vollzuglichen Maßnah-
men und Rückfall wegen vielfältiger 
Einflüsse nach der Haftentlassung kein 
kausaler Zusammenhang bestehe. Sie 
argumentieren, dass man eine Kran-
kenhausbehandlung auch nicht daran 
messen würde, ob der Patient fünf Jahre 
später noch gesund ist und verlangen, 
dass die „heilige Kuh“ der Rückfallfor-
schung geschlachtet werde. 

Dabei übersehen sie allerdings, dass 
die meisten medizinischen Maßnah-
men auf die Beschwerdefreiheit des Pa-
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tienten zielen und deswegen auch bei 
medizinischen Studien zur Wirksamkeit 
von Behandlungen der Gesundheits-
status von Patienten – mitunter einige 
Jahre nach der Behandlung – betrach-
tet wird. Dabei wird selbstverständlich 
nicht die beschwerdefreie Gesundheit 
der Patienten erwartet, und der zusätz-
lichen Einflüsse auf die Behandlung 
ist sich jeder Mediziner bewusst. Das 
Ziel der medizinischen Behandlung ist 
gleichwohl die Beschwerdefreiheit. 

Das gleiche gilt für den Strafvoll-
zug. Er zielt auf die Rückfälligkeit der 
Inhaftierten, und deswegen ist dieses 
Kriterium direkt, unmittelbar und so 
nahe liegend wie kein anderes, wenn es 
um die Messung des entsprechenden 
Wirkungsziels geht. Freilich erwarten 
Wissenschaftler, Praktiker und Politiker 
nicht, dass alle Entlassenen ohne Rück-
fall bleiben, und sie sind auch nicht so 
naiv zu glauben, Rückfallzahlen kämen 
allein durch die Leistungen (oder nicht-
Leistungen) des Strafvollzugs zustande 
(zu einer ausführlicheren Auseinan-
dersetzung mit den Einwänden von 
Obergfell-Fuchs und Wulf siehe Suhling, 
in Vorbereitung). 

Obergfell-Fuchs und Wulf (2008) 
schlagen zur Messung der Wirksam-
keit des Vollzuges unter anderem die 
Analyse der sozialen Integration (ca. 6 
Monate) nach der Entlassung vor. Di-
ese Messung ist tatsächlich nahe lie-
gend und sinnvoll, aber gleichzeitig 
sehr aufwendig. Hier bieten sich Be-
fragungen der Bewährungshilfe oder 
der Führungsaufsicht nach Unterkunft, 
Arbeit, Sozialkontakten, Sucht usw. an. 
Bei der Arbeitsagentur oder der Ren-
tenversicherung könnte man einen Teil 
der Informationen auch erhalten. Hier 
sind allerdings nicht nur datenschutzt-
rechtliche Aspekte zu bedenken. Viele 
Gefangene werden ohne die Beistel-
lung eines Bewährungshelfers oder 
die Anordnung von Führungsaufsicht 
entlassen, und eine direkte Befragung 
der ehemaligen Gefangenen dürf-
te oft von diesen abgelehnt werden. 
Die Erfahrungen im Rahmen eigener 
Projekte und auch der großen Längs-
schnittstudie des Kriminologischen 

Forschungsinstituts Niedersachsen zu 
den Wirkungen des Jugendvollzugs 
(Greve & Hosser, 2002) zeigen, dass viele 
Inhaftierte nach der Entlassung auch 
„verloren gehen“, man sie nicht mehr 
findet. Oft ist nicht einmal in Erfahrung 
zu bringen, welche Dienststelle der Be-
währungshilfe oder Führungsaufsicht 
überhaupt zuständig ist. Da auch die 
soziale Integration von mehr abhängt 
als nur von den Leistungen des Voll-
zuges, sind Rückfallerhebungen schon 
allein deswegen attraktiv und sinnvoll, 
weil im BZR niemand „verloren gehen“ 
kann (die Tilgung von Einträgen ist ein 
Hinweis auf Rückfallfreiheit). 

Das Leistungsziel der Befähigung 
zur sozialen Integration ist ein sehr 
interessanter Fall. Hier hat der Verwal-
tungswissenschaftler Prof. Bolay (Bolay 
& Volz, 2008) vorgeschlagen, den Ent-
wicklungsfortschritt des Gefangenen 
während der Haft zu messen. Dazu soll 
am Anfang des Vollzuges der Eingangs-
status des Gefangenen im Hinblick auf 
Dinge erfasst werden, die mit der Fä-
higkeit zu einem sozial integrierten Le-
ben ohne Straftaten in Zusammenhang 
stehen. Beispiele sind die finanzielle 
Situation, der Ausbildungsstand bzw. 
die  Arbeitsmarktfähigkeit, die sozialen 
Kontakte, das Gesundheitsverhalten, 
Persönlichkeits- und Verhaltensdefizite 
und die Auseinandersetzung mit der 
Straftat. Diese Bereiche sollen indivi-
duell gewichtet werden. Am Ende der 
Haft wird dann der Ausgangsstatus auf 
gleiche Weise erfasst, so dass man fest-
stellen und quantitativ bemessen kann, 
ob der Vollzug beim Gefangenen Fort-
schritte in Bezug auf das Leistungsziel 
erreicht hat.

Das Ausmaß der Zielerreichung in-
nerhalb spezifischer Maßnahmen lässt 
sich jeweils innerhalb einer Maßnahme 
messen. Jede Maßnahme hat spezifische 
Ziele, die präzise formuliert werden 
sollten. In einer Gruppenbehandlung 
mit Gewalttätern könnten die Ziele z.B. 
lauten: Gefühle wahrnehmen können, 
Anlässe für Wut verstehen, nichtkrimi-
nelle Bewältigungsformen von Aggres-
sionen erlernen. Die Distanz jedes Teil-
nehmers zu diesen Zielzuständen ließe 

sich individuell auf ähnliche Weise wie 
der Entwicklungsfortschritt über alle 
Maßnahmen hinweg messen, nämlich 
indem zu Beginn der Maßnahme und 
am Ende der Status der Inhaftierten er-
hoben wird. Dieses Vorgehen lehnt sich 
an die sog. Zielerreichungsskalierung 
(engl. goal attainment scaling) an, die 
in Deutschland noch nicht ausreichend 
Beachtung gefunden hat (vgl. Kiresuk, 
Smith & Cardillo, 1994).

4. Wirksamkeits-
fragestellungen

Neben diesen unterschiedlichen Wirk-
samkeitsebenen (vgl. Abbildung 1) sol-
len abschließend verschiedene Wirk-
samkeitsfragestellungen eingeführt 
werden. Die am nahesten liegende, am 
häufigsten und meist als erstes gestellte 
Wirksamkeitsfrage lautet, ob der Voll-
zug (oder eine vollzugliche Maßnahme) 
überhaupt wirksam ist. Diese soll hier als 
die Frage nach der generellen Wirksam-
keit bezeichnet werden. Es geht um die 
Wirksamkeit über alle Personen, Situa-
tionen und Bedingungen hinweg (sog. 
„Haupteffekte“). Die generelle Wirksam-
keit ist sehr schwer zu bestimmen, da 
man auf der Ebene der Maßnahmeziele 
für jede einzelne Behandlungsmaß-
nahme eine geeignete Vergleichs- bzw. 
Kontrollgruppe unbehandelter Gefan-
gener benötigen würde (vgl. z.B. Hager, 
2000a; Farrington & Welsh, 2007). Wenn 
man die Wirksamkeit des Vollzuges (als 
Ganzes, gewissermaßen als Maßnahme-
paket) bestimmen will, benötigt man 
sogar eine geeignete Vergleichsgruppe 
von Straftätern, die gar nicht im Vollzug 
waren (vgl. dazu Killias & Villetaz, 2007). 
Diese Bedingungen sind sehr häufig 
aus ethischen, rechtlichen und prak-
tischen Gründen nicht zu erfüllen (z.B. 
Graebsch, 2007).

Deshalb rückt in der Evaluations-
forschung, gerade für praktische Ent-
scheidungen, immer mehr die Frage 
nach der differentiellen Wirksamkeit in 
den Vordergrund (Suhling, 2006; Wirth, 
1996, 2007). Hier wird nach moderie-
renden Bedingungen gesucht, es wird 
gefragt, bei welchen Gefangenen eine 
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Maßnahme und/oder unter welchen 
vollzuglichen oder maßnahmebezo-
genen Bedingungen sie wirksam ist. Hier 
wird beispielsweise gefragt, ob ein so-
ziales Kompetenztraining bei Personen 
mit einer langen vollzuglichen Karriere 
wirksamer ist als bei Erstbestraften, ob 
es bei Vergewaltigern besser wirkt als 
bei Kindesmissbrauchern, ob es besser 
wirkt, wenn es 10 oder 20 Sitzungen 
hat, ob es besser wirkt, wenn jemand 
parallel noch andere Maßnahmen wie 
z.B. eine Berufsausbildung macht usw. 
Ausgangspunkt ist die eigentlich auch 
sehr nahe liegende Erkenntnis, dass 
Maßnahmen nicht bei allen Personen 
gleich wirken (können). Hier sind also 
statt Vergleichen zwischen Kontroll-
gruppen Kontrastgruppenanalysen 
innerhalb der Teilnehmergruppe an-
zustellen. Voraussetzung für solche 
Analysen ist, dass über alle Teilnehmer 
ein kriminologisch informierter Daten-
bestand im Vollzug gesammelt wird. 

5. Schluss

In der Kriminologie wird das Stichwort 
der „evidence-based crime prevention“ 
(evidenzbasierte Kriminalprävention) 
immer prominenter (vgl. MacKenzie, 
2006; Welsh & Farrington, 2006). Man 
lehnt sich dabei unter anderem an 
Entwicklungen vor allem in der Me-
dizin, aber auch in der Bildungs- und 
der Psychotherapieforschung an, in der 
wissenschaftlich begründeten, durch 
Evaluationsergebnisse abgesicherten 
Maßnahmen und Vorgehensweisen 
der Vorrang gegeben werden soll. In 
Bezug auf den Strafvollzug in Deutsch-
land ist man sicher noch weit davon 
entfernt, aber es gibt viele Anzeichen 
dafür, dass mehr wissenschaftliche 
Untersuchungen zur Wirksamkeit des 
Strafvollzugs und seiner Maßnahmen 
von den Landesjustizverwaltungen ge-
fördert werden sollen. Unter anderem 
gibt es eine Arbeitsgruppe der Krimi-
nologischen Dienste der Bundesländer 
zu diesem Thema, und in absehbarer 
Zeit wird es auch ein kleines Plus bei 
der Zahl der Mitarbeiterstellen in den 
Kriminologischen Diensten geben. 
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2006 standen für zu Freiheitsstrafen 
Verurteilte statt der 15.601 Plätze des 
Vorjahres nur noch 14.950 Plätze7 zur 
Verfügung. Die Ursache hierfür dürfte 
eine Umwidmung bzw. Umverteilung 
gewesen sein, denn insgesamt nahm 
die Zahl der Zellen nicht ab. In den 
letzten Jahren, insbesondere seit 2002, 
wurden stets mehr Aufenthaltsräume 
für illegale Ausländer benötigt.8

Ursache für die Expansion der Zel-
lenkapazität war zunächst einmal die 
Zunahme der Verurteilungen zu Frei-
heitsstrafen. Wurden 1994 insgesamt 
24.014 Freiheitsstrafen verhängt, so 
waren es 2003 insgesamt 37.019.9 Eine 
weitere Ursache war die Verhängung 
immer längerer Freiheitsstrafen:

Während 1994 in erster Instanz 
10.091 Freiheitsstrafenjahre10 verhängt 
wurden, waren es im Jahre 2003 ins-
gesamt 14.465 Jahre. Die Änderung 
der Strafzumessungspraxis beruhte 
im Wesentlichen auf einer Verhärtung 
der Kriminalität, insbesondere auf einer 
Zunahme der Gewaltverbrechen. Das 
führte dazu, dass in den Niederlanden 
pro 100.000 Einwohner im Jahre 2004 
nicht mehr, wie im Jahre 1981, als das 
besonders milde niederländische Straf-
klima überall gelobt und als vorbildlich 
bezeichnet wurde, 22 Gefangene, auch 
nicht, wie noch 1993, 50 Gefangene, 
sondern 12311 Gefangene einsassen, 
und das sind mehr als in den meisten 
europäischen Ländern.     

Status quo und neue 
Prognosen   

Im April 2008 standen in den Nieder-
landen nach Aussage der Staatssekre-
tärin des Justizministeriums Albayrak 
2.000 Zellen leer, im Juli 2008 waren 

In den Niederlanden konnten jahre-
lang nicht alle verhängten Freiheits-

strafen unverzüglich, wie es das Gesetz 
vorschreibt,2 vollzogen werden, weil 
es an Zellen, beziehungsweise “Auf-
enthaltsräumen”3, wie es im nieder-
ländischen Strafvollzugsgesetz heißt, 
fehlte. Die Folge waren sog. ambulante 
Urteile und Wartelisten für den Straf-
vollzug, aber auch der Bau  neuer Straf-
vollzugsanstalten: 1960 verfügte man 
in den Niederlanden über insgesamt 
4. 896 Zellenplätze, 1990 war ihre Zahl 
auf  7.677 Plätze angestiegen und die 
Bauaktivitäten der darauf folgenden 
Jahre führten bis Ende 2005 zu etwas 
mehr als einer Verdoppelung der Zel-
lenkapazität,4 die für den Vollzug von 
Freiheitsstrafen bestimmt war. 

Obwohl man in den Niederlanden 
seit langem regelmäβig Prognosen 
bezüglich der in den kommenden Jah-
ren jeweils erforderlichen Zellenplätze 
ausarbeitet, ergaben sich doch immer 
wieder akute Engpässe, aber auch dann 
und wann ein unerwarteter Leerstand. 
1994 fehlten zum Beispiel für mehr als 
5.000 Verurteilte die erforderlichen Un-
terbringungsmöglichkeiten und so war 
man gezwungen, die zu Freiheitsentzug 
Verurteilten nach Hause zu schicken. 
Erstaunlicherweise war dieser Engpass 
bereits kurze Zeit später wieder, wenn 
auch  nur vorübergehend, überwunden. 
Im Jahre 2002 fehlten dann erneut 5.000 
Zellen.5 Die Lösung des Problems er-
folgte damals im Wesentlichen dadurch, 
dass das Parlament sich notgedrun-
gen dazu durchrang, die bisher stets 
abgelehnte Unterbringung von zwei 
Gefangenen in einer Zelle doch einzu-
führen.6 2003 waren 97,2% der Zellen 
belegt, seit 2006 ist der Belegungsgrad 
rückläufig.

es bereits 4.000 und von seiten des 
Justizministeriums verlautete, dass man 
in den kommenden Jahren tausend, 
möglicherweise einige tausend Zellen 
schlieβen will.12 Tatsächlich wurden be-
reits im Sommer 2008  einige Gefäng-
nisse geschlossen.13 

Die Pläne für die kommenden Jah-
re stützen sich auf die gegenwärtige 
Situation in den niederländischen Straf-
vollzugsanstalten und auf die Prognose 
für die Periode 2007 bis 2013.14 Die 
erfolgten Schätzungen gehen von den 
gegenwärtig geltenden kriminalpoli-
tischen Standards aus und kommen zu 
dem Ergebnis, dass die erforderliche Ka-
pazität im Bereich des Strafvollzuges in 
der Periode 2007-2013 um 11% steigen 
wird, weil zwar die Zahl der verhängten 
langen Freiheitsstrafen abnehmen wird, 
die Zahl der kurzen Freiheitsstrafen 
aber steigen dürfte und damit auch 
die Gesamtzahl der verhängten Jahre 
Freiheitsentzug zunehmen würde.15 
Trotz des Leerstandes will man an dem 
Modell der teilweisen Doppelbelegung 
festhalten, weil es sich bewährt haben 
soll. Geplant ist eine Doppelbelegung 
von bis zu etwa ca. 30% der Zellen. Auf 
diese Weise verfügt man über einen 
bisher noch nicht ausgeschöpften Ka-
pazitätsspielraum.

 
Ursachen des gegenwärtigen 
Zellenleerstandes und des für 
die kommenden Jahre 
erwarten relativ niedrigen 
Bedarfniveaus

Worauf ist die plötzlich eingetretene 
relative Leere in den niederländischen 
Strafvollzugsanstalten zurückzufüh-
ren? 

Zunächst einmal ist festzustellen, 
dass der Umfang der registrierten Kri-
minalität zwar in den letzten beiden 
erfassten Jahren 2006 und 2007 gleich 
geblieben ist und jeweils bei 1,2 Mil-
lionen16 Straftaten lag,17 die Zahl der 
Gewaltdelikte aber gewisse steigende 
Tendenzen zeigt. Der vor einigen Jahren 
registrierte leichte Abwärtstrend der 

Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg
Zellenüberschuss in den Niederlanden

Irene Sagel-Grande
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Gesamtkriminalität stagniert jeden-
falls zur Zeit. Seine Fortsetzung wird 
auch nicht in dem Bericht über den 
erwarteten Zellenbedarf der Periode 
2007-2013 prognostiziert.18 Man geht 
vielmehr für die Periode 2007-2013 
von einem leichten Anstieg19 der re-
gistrierten Straftaten aus.20 Seit 2007 ist 
übrigens nicht mehr Utrecht, sondern 
Amsterdam mit 170 Straftaten pro 1.000 
Einwohner die kriminellste Stadt der 
Niederlande.21

Die Abnahme des Zellenbedarfs be-
ruht auch nicht auf einem Rückgang der 
Aufklärungsraten.  Sie lagen nämlich in 
der Periode 2004–2008 deutlich höher 
als in den Jahren 1999–2003.

Der Grund für die neue ungewöhn-
liche Situation liegt fast ausschlieβlich in 
der geänderten Strafzumessungspraxis 
der Richter: Sie haben sich nun die seit 
vielen Jahren in der Kriminalpolitik kon-
zipierte, mit wissenschaftlicher Unter-
stützung entwickelte, vom Gesetzgeber 
mit der Einführung der Aufgabenstra-
fen (Arbeits- und/oder Lernstrafe)22 er-
möglichte und langsam in Hinblick auf  
ihren Anwendungsbereich erweiterte, 
von der Staatsanwaltschaft im Rahmen 
ihrer Strafanträge immer wieder stark 
stimulierte weiträumige Verhängung 
der Aufgabenstrafen definitiv zu eigen 
gemacht. 

Die niederländischen 
Aufgabenstrafen und ihr 
Anwendungsbereich

Das  Gesetz Aufgabenstrafen ist am 
1.2.2001 in Kraft getreten23. Es hat die 
Hauptstrafe “Gemeinnützige Arbeit”24 
durch die Aufgabenstrafe ersetzt. Der 
wesentliche Unterschied zwischen 
den beiden Sanktionen besteht darin, 
dass die Aufgabenstrafe, im Gegensatz 
zu der Gemeinnützigen Arbeit, nicht 
ausschlieβlich kurze Freiheitsstrafen er-
setzt, sondern als selbständige Strafe 
zwischen der Geldstrafe und der Ge-
fängnisstrafe konzipiert ist. Die Aufga-
benstrafe25 kennt zwei Varianten, die 
Arbeitsstrafe und die Lernstrafe, die 

auch mit einander kombiniert wer-
den können. Mit den Aufgabenstrafen 
wurden erstmals Lernstrafen in das Er-
wachsenenstrafrecht eingeführt. Das ist 
eine ganz wesentliche Ergänzung des 
Sanktionensystems, der die Erkenntnis 
zugrunde liegt, dass der Mensch über 
Prädispositionen verfügt, die ihn zum 
lebenslangen Lernen befähigen. Mit 
dieser Entscheidung hat der Gesetzge-
ber das Sanktionensystem bereichert 
und ihm ganz neue Möglichkeiten 
erschlossen. Die Zukunft wird zeigen, 
wie und in welchem Umfang die Rich-
ter diese Möglichkeiten ausschöpfen 
werden. 

Mit dem Gesetz Aufgabenstrafen 
wurde ausserdem die Möglichkeit ge-
schaffen, Aufgaben in Zusammenhang 
mit Transaktionen zu stellen. Die Auf-
gabenstrafe kann als Hauptstrafe und 
als Nebenstrafe neben einer Geldstra-
fe oder einer Freiheitsstrafe verhängt 
werden, deren nicht zur Bewährung 
ausgesetzter Teil nicht länger als 6 Mo-
nate ist. 

Für die Arbeitsvariante der Aufga-
benstrafe gilt ein Maximum von 240 
Stunden. Das Maximum der Lernstrafe 
und der Kombination Arbeitsstrafe/
Lernstrafe beträgt dagegen 480 Stun-
den. Der Anteil der Arbeitsstrafe darf 
dabei aber 240 Stunden nicht über-
schreiten.

Die Aufgabenstrafe kann grundsätz-
lich bei allen Vergehen und Verbrechen 
sowie den mit Freiheitsstrafe bedrohten 
Űbertretungen verhängt werden. Bei 
der Transaktion mit Aufgaben ist das 
Maximum der Aufgabe 120 Stunden, 
ihr Minimum liegt bei 40 Stunden bzw. 
20 Sanktionspunkten. Bei den Arbeiten 
handelt es sich in 30% der Fälle um 
Instandsetzungsarbeiten, in etwa 13% 
um Arbeiten im Haushalt, in etwa 10% 
um Gartenarbeit, in 9% um Reinigungs-
arbeit und in 8% um Arbeiten in der Kü-
che. Relativ häufig sind Kombinationen 
von Arbeiten verschiedener Art (15%). 
Dagegen sind Aufgaben im Bereich der 
Kranken- oder Altenpflege und bei der 

Tierversorgung recht selten (je etwa 
1–2%).26  

Gemäβ der an die Staatsanwälte 
gerichteten Anweisung der Obersten 
Staatsanwälte, die 2001 erlassen wurde 
und deren Laufzeit bis zum 31.12.2008 
verlängert wurde, sollen Aufgabenstra-
fen weder als Strafe nach der Begehung 
ernster Gewalt- oder Sittlichkeitsdelikte, 
noch ein zweites Mal gegenüber dem-
selben Täter noch gegenüber Tätern, 
die nicht zur Schadenersatzleistung 
bereit sind, verhängt werden. Des 
weiteren will die Anweisung, dass Auf-
gabenstrafen nicht gegenüber Tätern 
zur Anwendung gelangen, die süchtig 
sind, oder aufgrund psychischer oder 
psychiatrischer Probleme, nicht in der 
Lage sind, die ihnen zu stellenden Auf-
gaben ordnungsgemäβ auszuführen. 
Kontraindikationen liegen bei der Auf-
gabenstrafe des weiteren vor, wenn 
Straftäter nicht bereit sind, eine Auf-
gabe zu übernehmen oder es sich bei 
ihnen um illegale Ausländer handelt. 
Das Gesetz verlangt zwar nicht, dass der 
Täter bereit ist, die Aufgabe zu überneh-
men, ohne seine Bereitschaft ist aber 
erfahrungsgemäβ die Chance, dass die 
Aufgabenstrafe erfolgreich verläuft und 
effektiv wirkt, nur gering.  

   
Die Bedeutung der Aufgabenstrafen 

im Erwachsenenstrafrecht wuchs relativ 
schnell stark an. Während 1990 schon 
4.235 Arbeitsstrafen verhängt wurden, 
waren es im Jahre 2000 bereits 19.814. 
Im Jahre 2004 wurden 33.533 Arbeits-
strafen registriert und im Jahre 2006 
waren es 42.417.27 Das dürfte noch nicht 
das Ende der Entwicklung sein, denn für 
die Periode 2007-2013 wird mit einem 
weiteren Anstieg um 19% gerechnet.28 
Die Lernstrafen finden im Verhältnis 
zu den Arbeitsstrafen weniger häufig 
Anwendung: Im Jahr 2000 wurden sie 
954 mal verhängt, 2004 registrierte man 
1.60929 und 2006 insgesamt 1.876 Lern-
strafen.30 Die Tendenz ist also leicht stei-
gend. Während ein Fünftel aller Strafen 
und Maβregeln Arbeitsstrafen sind, be-
trägt der Anteil der Lernstrafen an allen 
Sanktionen bisher nur etwa 1%.



98 • FS 2/2009 International

Resonanz in den Medien 
und in der Bevölkerung

Seit der Einführung der Strafe Gemein-
nützige Arbeit und deren Ersatz durch 
die Aufgabenstrafen wird in den Medien 
regelmäβig über Fälle berichtet, in de-
nen diese Strafen verhängt werden und 
das führt dann manchmal zu heftigen 
Diskussionen in der Őffentlichkeit. So 
berichtete zum Beispiel das Fernseh-
programm Zembla im Oktober 2007 
in einer Sendung mit dem Titel “Mord, 
Totschlag, Aufgabenstrafe”, dass Ge-
richte Aufgabenstrafen auch anläβlich 
schwerer Straftaten verhängen, obwohl 
das nach dem Willen des Gesetzge-
bers nicht zulässig ist und des weiteren 
auch unter Verletzung der geltenden 
Anweisung Aufgabenstrafen gegenü-
ber Angeklagten verhängen, die bereits 
zuvor zu einer Aufgabenstrafe verur-
teilt wurden. In der Sendung wurde 
schlieβlich auch berichtet, dass die Auf-
gabenstrafe von der Bevölkerung nicht 
als “echte” Strafe anerkannt würde. In 
der Sendung kamen Opfer schwerer 
Straftaten zu Wort, die über die in ih-
rem Fall verhängten Strafen erschüt-
tert waren. Täter gaben im Fernsehen 
zu, dass die Aufgabenstrafe bei ihnen 
nichts bewirkte. Das Fernsehprogramm 
stützte sich auf Informationen, welche 
die Oberste Staatsanwaltschaft der Re-
daktion zur Verfügung gestellt hatte. 
Aufgrund der Sendung wurden dem Ju-
stizminister verschiedene Fragen über 
die Anwendung der Aufgabenstrafen 
gestellt. Der Justizminister sprach sei-
ne Besorgnis für den Fall aus, dass die 
Berichte der Wahrheit entsprechen. Er 
nahm anläβlich der Sendung Kontakt 
mit der Obersten Staatsanwaltschaft 
und der Richterschaft auf und veran-
lasste eine eingehende Űberprüfung 
der Vorgänge. Das Ergebnis dieser Un-
tersuchung lag im Sommer 2008 vor.31 In 
ihrem Rahmen wurden die Strafanträge 
und Strafzumessungsentscheidungen 
des Jahres 2006 bei schweren Verbre-
chen überprüft, und zwar bei Mord, Tot-
schlag, Vergewaltigung, anderen Sitt-
lichkeitsverbrechen und bei schwerer 
Miβhandlung sowie bei der versuchten 

Begehung dieser Straftaten. Insgesamt 
ging es um die Verurteilung von 4.700 
Tätern. In keinem der Fälle, in denen 
Mord oder Totschlag bewiesen werden 
konnte, wurde eine Aufgabenstrafe ver-
hängt. In 52% der schweren Straftaten 
verhängte der Richter eine unbedingte 
Freiheitsstrafe, in 26% der Fälle wurde 
eine Aufgabenstrafe in Verbindung mit 
einer Freiheitsstrafe, die in manchen Fäl-
len zur Bewährung ausgesetzt wurde, 
verhängt. Bei 14% der schweren Verbre-
chen endete das Strafverfahren mit der 
Verurteilung zu einer Aufgabenstrafe 
ohne Freiheitsstrafe (14%), einer Geld-
strafe oder einer anderen Strafe ohne 
Freiheitsentzug (8%). Dabei handelte 
es sich fast ausschlieβlich um “weniger 
strafwürdige Fälle”, etwa sehr junge, 
nicht vorbestrafte, besonders einsich-
tige Täter oder sehr leichte Formen der 
Tatbegehung. In anderen Fällen folgte 
der Richter den Auffassungen in sei-
ner Umgebung, dem Staatsanwalt, der 
für eine Aufgabenstrafe plädierte, der 
Bewährungshilfe, die sich für den An-
geklagten einsetzte etc. Aus der Unter-
suchung ging des weiteren hervor, dass 
die Staatsanwälte in den überprüften 
Fällen nicht immer (in 5 von 18 Fällen, 
in denen ausschlieβlich eine Aufgaben-
strafe beantragt wurde, war diese Strafe 
zu mild) alle Vorschriften richtig ange-
wandt haben. Abschlieβend kommt der 
Untersuchungsbericht zu dem Ergeb-
nis, dass die Entscheidung der Staatsan-
wälte und Richter,  eine Aufgabenstrafe 
zu beantragen, beziehungsweise zu 
verhängen, in den meisten Fällen rich-
tig war und der Gesellschaft auch die 
Gründe für diese Entscheidung erklärt 
werden können. Soweit die Schlussfol-
gerungen der Autoren A. Klijn, F. van 
Tulder, R. Beaujean, T. van der Heijden 
und G. Rodenberg, die im Auftrag der 
Obersten Staatsanwaltschaft32 und des 
Rates für die Rechtsprechung33 die Un-
tersuchung mit Unterstützung der Vor-
sitzenden der Strafrechtsabteilungen 
der Gerichte34 und einiger Sachverstän-
digen durchführten. 

Mit der Frage der gesellschaft-
lichen Akzeptanz der Aufgabenstrafen 
befasste die Untersuchung sich nicht. 
Aus verschiedenen Zeitungsberichten 
geht aber immer mal wieder hervor, 
dass die Bevölkerung die Aufgabenstra-
fen zwar nicht generell ablehnt, ihrer 
Anwendung als Strafe bei schwereren 
Verbrechen, jedoch durchaus skeptisch 
bis ablehnend gegenübersteht. 

Fazit

Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Das 
hat man in den Niederlanden, wo der 
Glaube an die “Machbarkeit” der Ge-
sellschaft besonders stark ausgeprägt 
ist, zunächst wieder einmal bewiesen. 
Dabei scheint man offensichtlich, wie 
die Reaktionen in den Medien und in 
der Bevölkerung zeigen, bis hart an die 
Grenzen des in der Bevölkerung Erträg-
lichen herangegangen zu sein. Die Fra-
ge ist, in wieweit dieser Anschein mit der 
Realität übereinstimmt. Auch im Bereich 
der schweren Verbrechenstatbestände 
gibt es im Einzelfall Begehungsformen, 
bei denen  Strafen ohne Freiheitsent-
zug zu rechtfertigen sind. Wenn man, 
wie es in den Niederlanden geschehen 
ist, den Anwendungsbereich der noch 
relativ neuen Aufgabenstrafen ziem-
lich schnell erheblich erweitert, dann 
sollte man in der Praxis ganz besonders 
behutsam sein und nicht noch über 
das hinausgehen, was an sich schon 
sehr weitreichend ist. Eine derartige 
Reform bedarf zudem der Vorbereitung 
und Begleitung durch eine intensive 
Őffentlichkeitsarbeit. Es scheint, dass 
die Bevölkerung nicht genügend auf die 
neue Strafzumessungspraxis der Richter 
vorbereitet wurde. Das Vertrauen der 
Bürger in die Rechtsprechung und ihr 
Sicherheitsempfinden wurden dadurch 
offensichtlich beeinträchtigt.  Hier gilt 
es Abhilfe zu schaffen, und zwar nicht 
etwa in erster Linie durch die Einschrän-
kung der Verhängung von Strafen ohne 
Freiheitsentzug,  sondern durch Arbeit 
an den neuen Sanktionen, denn hier 
dürfte das wahre Problem liegen. Die 
Bürger zweifeln noch generell am Straf-
charakter der Aufgabenstrafen und tun 



FS 2/2009  • 99International

das um so mehr, desto schwerer die 
Straftaten sind, die mit Aufgabenstrafen 
geahndet werden. 

Das punitive Denken ist in der Be-
völkerung keineswegs übermäβig stark 
entwickelt, harte Strafen fordern nur 
Wenige. Empirische Untersuchungen, 
wie die von Sessar zum Thema “Wie-
dergutmachung oder strafen”35 und die 
von Sessars Untersuchung angeregte 
Studie “Schadenersatz oder Strafe?”36, 
haben gezeigt, dass die Bevölkerung 
in Hinblick auf das, was beim Strafen 
angemessen und sinnvoll ist, ganz 
“gesunde” Auffassungen vertreten 
und zum Beispiel der Meinung sind, 
dass  Schadenersatz Freiheitsstrafen 
unter gewissen Umständen auch bei 
schwereren Straftaten ersetzen kann. 
Bei Aufgabenstrafen ist man da offen-
sichtlich nicht so sicher.   

Die Zweifel am Strafcharakter und 
der Effektivität der Aufgabenstrafen 
dürften nicht ganz unberechtigt sein. 
Ihre Intensität und Effektivität sollten 
deshalb verstärkt werden. Dieser Aufga-
be muss man sich stellen, will man den 
neuen Strafen den Inhalt geben, der sie 
dazu berechtigt, nicht nur kurze Frei-
heitsstrafen zu ersetzen und ihnen die 
Akzeptanz in der Bevölkerung sichert.                                                                       
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Die Ablehnung oder nur ein-1. 
geschränkte Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe im gericht-
lichen Strafvollzugsverfahren 
wegen fehlender bzw. nur einge-
schränkter Bedürftigkeit des An-
tragstellers ist mit der sofortigen 
Beschwerde nach § 127 Abs. 2 Satz 
2 ZPO, 120 Abs. 2 StVollzG an-
fechtbar. Einer Mindestbeschwer 
bedarf es nicht. Die Frist zur Einle-
gung der sofortigen Beschwerde 
beträgt nach § 127 Abs. 2 Satz 3 
ZPO einen Monat.
Bei der Bestimmung des nach  2. 
§ 115 Abs. 2 ZPO anzusetzenden 
Einkommens ist anstelle des – um 
10 % erhöhten – allgemeinen Frei-
betrages nach § 115 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 2a ZPO nur ein Freibetrag 
in Höhe des – um 10 % erhöh-
ten – Taschengeldanspruches für 
bedürftige Strafgefangene (§ 48 
HmbStVollzG, früher § 46 StVoll-
zG) oder Sicherungsverwahrte  
(§ 98 Abs. 2 HmbStVollzG, früher  
§ 133 Abs. 2 StVollzG) abzuzie-
hen.

Oberlandesgericht Hamburg, 
Beschluss vom 17.11.2008 – 
3 Vollz (Ws) 64/08

Gründe

I.

Der Beschwerdeführer, Sicherungsver-
wahrter in der Justizvollzugsanstalt 
Hamburg-Fuhlsbüttel, wendet sich ge-
gen die Festsetzung monatlicher Raten 
von 30,– Euro im Zusammenhang mit 
der Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
für die Durchführung eines Verfahrens 
nach § 109 StVollzG.

Der Beschwerdeführer beantragte Pro-
zesskostenhilfe – unter Beiordnung 
eines Rechtsanwalts – für ein von ihm 
beabsichtigtes Verfahren gemäß § 109 
StVollzG, mit dem er die Beschwerde-
gegnerin verpflichten will, ihm Vollzugs-
lockerungen zu gewähren.

Zu seinen persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnissen gab er an, eine 
monatliche Rente von 320,– Euro zu 
beziehen, davon monatlich 200,– Euro 
an Unterhalt für seine geschiedene 
Ehefrau und das eheliche Kind sowie 
65,– Euro Gerichtskosten zu bezahlen 
und für sich selbst 50,– Euro Taschen-
geld zu entnehmen. Er trug weiter vor, 
dass er seinen Anspruch auf Altersrente 
bereits 1999 an seine damalige Ehefrau 
zwecks Begleichung früherer Schulden 
abgetreten habe und legte – offenbar 
in einem anderen Verfahren – eine 
entsprechende Abtretungsurkunde 
vor. Der Aufforderung der Strafvoll-
streckungskammer, die Zahlung von 
Unterhalt an die geschiedene Ehefrau 
und das Kind Marco durch Vorlage ei-
ner Eidesstattlichen Versicherung der 
Kindsmutter glaubhaft zu machen, ist 
der Antragsteller – auch im Beschwerde-
verfahren – nicht nachgekommen.

Mit Beschluss vom 09.10.2008 bewil-
ligte die Strafvollstreckungskammer 
dem Antragstel ler Prozesskostenhilfe 
und erlegte ihm auf, dazu mit monat-
lichen Raten von 30,– Euro beizutra-
gen; der Antrag auf Beiordnung eines 
Rechtsanwalts wurde abgelehnt. Das 
Gericht erklärte die Entscheidung für 
unanfechtbar.

Gegen diesen Beschluss wendet sich der 
Antragsteller mit seiner am 15.10.2008 
beim Rechtsantragsdienst eingelegten 
„Beschwerde“. Mit seiner Beschwerde-
begründung richtet er sich allein gegen 
die Ratenfestsetzung.

II.

Die als sofortige Beschwerde auszu-
legende Beschwerde ist gemäß § 120 
Abs. 2 StVollzG i.V.m. § 127 Abs. 2 Satz 2 
Teilsatz 1 und 3 ZPO statthaft und auch 
sonst zulässig.

1. Die Frage, ob die Ablehnung oder nur 
eingeschränkte Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe im gerichtlichen Straf-
vollzugsverfahren wegen fehlender 
bzw. nur eingeschränkter Bedürftig-
keit des Antragstellers anfechtbar ist, 
ist – soweit ersichtlich – in der höchst-
richterlichen Rechtsprechung noch 
nicht entschieden. In der Literatur zu 
§ 120 StVollzG wird die Anfechtung 
einer Ablehnung des Prozesskostenhil-
feantrags teils ohne Einschränkungen 
verneint (etwa Calliess/Müller-Dietz, 11. 
Aufl., Rdn. 5 zu § 120; Kamann/ Volckart 
in: AK-StVollzG, 5. Aufl., Rdn. 17 zu § 
120; Schuler in: Schwind/Böhm/Jehle, 
4. Aufl., Rdn. 5 zu § 120), teils entspre-
chend dem Wortlaut des § 127 Abs. 
2 Satz 2 ZPO differenziert behandelt 
(Arloth, 2. Aufl., Rdn. 7 zu § 120).

a) Einigkeit besteht darin, dass die Ableh-
nung eines Prozesskostenhilfeantrags 
wegen mangelnder Erfolgsaussichten 
im gerichtlichen Strafvollzugsverfahren 
entsprechend § 127 Abs. 2 Satz 2 Teil-
satz 2 ZPO unanfechtbar ist (Calliess/
Müller-Dietz a.a.O.; Senats beschluss 
vom 24.02.2006 – 3 Vollz (Ws) 25/06 –, 
ständige Rechtsprechung). Denn das 
Rechtsbeschwerdegericht in Strafvoll-
zugssachen ist keine Tatsacheninstanz 
und hat daher auch nicht die Erfolgsaus-
sichten eines Antrags auf Gewährung 
von Prozesskostenhilfe für die erste In-
stanz zu prüfen (OLG Sachsen-Anhalt, 
Beschl. v. 09.09.2003 – 1 Ws 275/03 –, 
in: Juris; vgl. Arloth, a.a.O. m.w.N.).

§§ 1, 131 Nr. 3  
HmbStVollzG; 

120 Abs. 2 StVollzG; 
§§ 127 Abs. 2 
Satz 2 und 3, 

115 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2a ZPO

(Prozesskostenhilfe im 
gerichtlichen Verfahren)

OLG Hamburg

Rechtsprechung
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b) § 127 Abs. 2 Satz 2 Teilsatz 3 ZPO 
nimmt von der Unanfechtbarkeit des 
Teilsatzes 2 ausdrücklich den Fall aus, 
in dem das Gericht ausschließlich die 
persönlichen oder wirtschaftlichen 
Verhältnisse für die Prozesskostenhil-
fe verneint. Diese Ausnahme gilt für 
jede nur eingeschränkte Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe, also auch für 
eine solche, in der – wie vorliegend 
– Ratenzahlungen gegen den Antrag-
steller festgesetzt werden (Baumbach/
Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 67. 
Aufl., § 127 Rdn. 35; Musielak, ZPO, 6. 
Aufl., § 127 Rdn.14). Denn dann erlangt 
der Antragsteller nicht die dem Ge-
setz nach mögliche günstigste Rechts-
stellung der Ratenfreiheit (Philippi in: 
Zöller, ZPO, 27. Aufl., § 127 Rdn.14). 
Der Senat sieht keinen Anlass, diese 
im Zivilprozess ausdrücklich geschaf-
fene Überprüfungsmöglichkeit im ge-
richtlichen Strafvollzugsverfahren nicht 
anzuwenden.

c) Da der Beschwerdeführer sich mit sei-
nem Rechtsmittel ausschließlich gegen 
die Auferlegung der Pflicht zu Ratenzah-
lungen wendet, braucht die Frage, ob 
die Ablehnung der Beiordnung eines 
Rechtsanwalts im gerichtlichen Straf-
vollzugsverfahren anfechtbar ist, nicht 
entschieden zu werden.

2. Einer Mindestbeschwer bedarf es 
nicht. Insbesondere ist die Beschwer-
degrenze des § 567 Abs. 2 ZPO von 
200,– Euro, die für Kostenbeschwerden 
gilt, nicht, auch nicht entsprechend an-
wendbar (Baumbach/Lauterbach et al., 
a.a.O. Rdn. 85). Denn die Entscheidung 
über die Bewilligung von Prozessko-
stenhilfe ist keine Entscheidung über 
Kosten, sondern Ausdruck staatlicher 
Fürsorgepflicht.

3. Die sofortige Beschwerde ist auch 
rechtzeitig innerhalb der Monatsfrist 
des § 127 Abs. 2 Satz 3 ZPO eingelegt 
worden. Da die Vorschriften der ZPO 
zur Prozesskostenhilfe, auf die § 120 
Abs. 2 StVollzG verweist, die Rechts-
mittelfrist ausdrücklich verlängern, ist 
für die Anwendung kürzerer Fristen –  

etwa der Wochenfrist des § 311 Abs. 2 
StPO – kein Raum.

III.

Die sofortige Beschwerde hat in der 
Sache jedoch keinen Erfolg. Die von der 
Strafvoll streckungskammer gegen den 
Beschwerdeführer festgesetzte monat-
liche Rate von 30,– Euro weist keinen 
Fehler zum Nachteil des Beschwerde-
führers auf.

1. Zutreffend ist die Strafvollstreckungs-
kammer davon ausgegangen, dass dem 
Beschwerdeführer eine Altersrente in 
Höhe von monatlich 320,– Euro zusteht. 
Den Bezug der Altersrente und deren 
Höhe hat der Beschwerdeführer nicht 
in Abrede gestellt. Zutreffend hat die 
Strafvollstreckungskammer unter II 2 a) 
und c) des angefochtenen Beschlusses 
ausgeführt, dass der Beschwerdefüh-
rer die behauptete Abtretung seiner 
Altersrente im Jahre 1999 an seine ge-
schiedene Ehefrau und die ihr zugrunde 
liegenden, im Rahmen des § 115 ZPO 
berücksichtigungsfähigen Gründe nicht 
glaubhaft gemacht hat. Die Kammer hat 
dargelegt, dass der Beschwerdeführer 
trotz der vermeintlichen Abtretung 
auf Wunsch über seine Rente verfügen 
kann, daraus Schulden an die Justiz-
kasse bezahlt, ein Taschengeld bezieht 
und sich davon auch Gebrauchsgegen-
stände wie eine Matratze und einen 
Rasierer kaufen kann. Die Kammer hat 
auch im Einzelnen dargelegt, dass die 
Behauptung, er zahle von der Altersren-
te Unterhalt an seine geschiedene Frau 
und deren in der Ehe geborenes, aber 
nicht von ihm stammendes Kind, nicht 
glaubhaft gemacht worden ist. Der Se-
nat nimmt auf die zutreffende weitere 
Begründung des angefochtenen Be-
schlusses unter II 2 a) und c) Bezug.

Der Inhalt der Beschwerdebegrün-
dungen vom 14.10.2008 und 29.10.2008 
führt zu keiner abweichenden Beurtei-
lung. Dass die geschiedene Ehefrau von 
der JVA in der Liste der Forderungen als 
Gläubigerin mit einer Forderung von 
30.630,53 Euro geführt und dort eine 

Abtretung erwähnt wird, reicht nicht 
aus, eine ernstgemeinte Abtretung und 
tatsächliche Unterhaltszahlungen zu 
belegen. Entgegen der Ansicht des Be-
schwerdeführers ist es durchaus nicht 
fern liegend, dass der Beschwerdeführer 
bereits 1999 im Blick auf die bevorste-
hende langjährige Inhaftierung seine 
Altersrente – die einzige ihm zur Verfü-
gung stehende Einnahmequelle – nur 
pro forma an seine damalige Ehefrau 
abgetreten hat, um sich so eine Verfü-
gungsfreiheit über seine Rente in der 
Haft zu erhalten, mag er damals auch an 
ein Prozesskostenhilfeverfahren neun 
Jahre später nicht gedacht haben.

2. Die Berechnung des gemäß § 115 Abs. 
2 ZPO verbleibenden anzusetzenden 
Einkommens weist keinen Fehler zum 
Nachteil des Beschwerdeführers auf. 
Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 3 ZPO sind von 
dem Einkommen die unter Nr. 1 bis 4 
genannten Beträge abzusetzen.

a) Beträge nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 
1a ZPO (Steuern, Sozialversicherungs-
beiträge etc.) sind nicht entstanden, 
Nr. 1b ist nicht einschlägig, weil der 
Beschwerdeführer kein Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit erzielt.

b) Nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2a ZPO ist 
grundsätzlich der um 10 % erhöhte Re-
gelsatz gemäß § 28 SGB XII abzuziehen, 
das sind derzeit 386,– Euro (351,– Euro 
zzgl. 10 %). Damit soll sichergestellt 
werden, dass der notwendige Lebens-
bedarf des Antragstellers unangetastet 
bleibt.
Die Behandlung Strafgefangener und 
Sicherungsverwahrter ist streitig.

aa) Motzer (Münchener Kommentar zur 
ZPO, 3. Aufl. 2008, Rdn. 33 zu § 115 ZPO) 
vertritt die Auffassung, auch Strafgefan-
genen mit eigenem Einkommen stehe 
der sich aus § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2a ZPO 
ergebene Freibetrag in voller Höhe zur 
Verfügung, insbesondere scheide eine 
Kürzung um den Wert kostenloser Ver-
pflegung aus. Dies ergebe sich aus dem 
Wesen der Pauschalierung, die gerade 
nicht auf den Einzelfall abhebe.

Rechtsprechung
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bb) Das Landgericht hat in dem ange-
fochtenen Beschluss § 35 Abs. 2 Satz 2 
SGB XII herangezogen, nach dem be-
dürftigen Personen, die in stationären 
Einrichtungen leben, ein Barbetrag in 
Höhe von 27 % des Regelsatzes, also 
derzeit 94,77 Euro zu gewähren ist.

cc) Das OLG Karlsruhe (FamRZ 1998, 
248) hat demgegenüber bei einem 
Strafgefangenen nur einen Freibetrag 
in Höhe des Taschengeldanspruches 
für bedürftige Strafgefangene gemäß 
§ 46 StVollzG berücksichtigt.

dd) Der Senat schließt sich der vom OLG 
Karlsruhe vertretenen Auffassung an. 
Sinn und Zweck des § 115 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 2a ZPO ist es, den – um 10 % erhöhten 
– Betrag anrechnungsfrei zu belassen, 
den der Antragsteller zur Sicherung sei-
nes notwendigen Lebensunterhalts be-
nötigt und auf den er bei Bedürftigkeit 
unter Fürsorgegesichtspunkten einen 
Anspruch hat. Der Strafgefangene hat 
aber im Hinblick auf das Nachrangprin-
zip des § 2 SGB XII regelmäßig keinen 
Sozialhilfeanspruch (Arloth, a.a.O. Rdn. 
6 zu § 46 StVollzG m.w.N.), sein notwen-
diger Lebensunterhalt wird durch die 
Sach- und Taschengeldzuwendungen 
der Strafvollzugsanstalt sichergestellt. 
Für Sicherungsverwahrte, für die die 
Vorschriften über den Vollzug der Frei-
heitsstrafe entsprechend gelten (§ 95 
HmbStVollzG, früher § 134 StVollzG) 
gilt im Grundsatz Gleiches. Eine Anrech-
nung des vollen Regelsatzes würde zu 
einer unangemessenen Bevorzugung 
des inhaftierten An tragstellers führen.

ee) Nach § 98 Abs. 2 HmbStVollzG (frü-
her § 133 Abs. 2 StVollzG) in Verbindung 
mit Nr. 1.4 der Hmb. AV zu § 95 HmbSt-
VollzG vom 18.07.2008 beträgt das Ta-
schengeld für Sicherungsverwahrte 
23 % der Eckvergütung (§ 42 Abs. 2 
HmbStVollzG), das sind derzeit 51,44 
Euro. Erhöht um 10 % sind abzusetzen 
56,58 Euro.
Unterhaltsleistungen (§ 115 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 2b ZPO) hat der Beschwerdefüh-
rer – wie ausgeführt – nicht glaubhaft 
gemacht.

c) Kosten nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 
ZPO (Unterkunft und Heizung) sind dem 
Beschwerdeführer nicht entstanden.
d) Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 
ZPO sind weitere Beträge abzusetzen, 
soweit dies mit Rücksicht auf beson-
dere Belastungen angemessen ist. Die 
Kammer hat hier zutreffend die an die 
Justizkasse gezahlten Raten von 65,-
Euro berücksichtigt. Soweit die Kam-
mer weitere 90,- Euro in Anrechnung 
gebracht hat aufgrund der Schwerbe-
hinderung des Antragstellers und der 
damit möglicherweise verbundenen 
kostenaufwändigeren Ernährung sowie 
möglicher Kosten für andere Verfahren, 
hat es damit sein Bewenden. Der Be-
schwerdeführer hat gegen die Höhe 
dieses Anrechnungspostens keine Ein-
wendungen erhoben.

e) Nach alledem kommt jedenfalls eine 
Reduzierung der gemäß § 115 Abs. 2 
ZPO festgesetzten Monatsrate von 
30,–Euro nicht in Betracht.

IV.

Für das weitere Verfahren wird § 120 
Abs. 3 Nr. 1 ZPO zu beachten sein, nach 
der das Gericht die vorläufige Einstel-
lung der Zahlungen bestimmt, wenn 
abzusehen ist, dass die Zahlungen der 
Partei die Kosten decken. Unter Zugrun-
delegung eines Gegenstandswerts von 
2.000,– Euro (vgl. Senatsbeschluss vom 
29.02.2008, Bl. 201 d.A.) beträgt die Ge-
bühr für das landgerichtliche Verfahren 
gemäß § 34 Abs. 1 GKG i.V.m. Ziffer 
3810 KV GKG und Anlage 2 (zu § 34) 
73,– Euro.
Im Übrigen wird für künftige Entschei-
dungen auf § 115 Abs. 4 ZPO hingewie-
sen, nach der die Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe unterbleibt, wenn die 
Kosten der Prozessführung der Partei 
vier Monatsraten voraussichtlich nicht 
übersteigen.

Rechtsprechung

Twinning-Projekt 
in Rumänien 
Wolfgang Gottschalk

Am 1. März 2009 begann in Bukarest ein 
weiteres sog. Twinning-Projekt der EU 
auf dem Gebiet des Justizvollzugs. 

Das zunächst auf 12 Monate angelegte 
Twinning-Projekt nimmt eine neu ein-
geführte Funktion innerhalb des rumä-
nischen Justizvollzugs in den Focus: 
den sog. „delegated judge“. Dieser wird 
durch die Appelationsgerichte derzeit 
für ein Jahr an die Vollzugsanstalten 
abgeordnet und ist dort sowohl Be-
schwerde- als auch Kontrollinstanz.

Inhaltlich geht es um folgende Schwer-
punkte:

Das Projekt soll Probleme und Mög-1. 
licheiten in der Zusammenarbeit 
der „delegated judges“ mit dem 
Vollzugspersonal ermitteln (fact fin-
ding mission) und Vorschläge für die 
Verbesserung und Fortentwicklung 
dieser Zusammenarbeit erarbeiten. 
Diese sollen dann in eine Fortbil-
dungsplanung und eine Pilotfort-
bildung sowie ein gemeinsam zu 
erstellendes Handbuch einfließen.
Das Projekt soll ein Assessment 2. 
zur Personalentwicklung des Voll-
zugssystems, insbesondere des 
Nationalen Vollzugsamts (NAP), 
durchführen und hierzu konkrete 
Maßnahmen der Verbesserung ent-
wickeln. 

Wolfgang Gottschalk, 
Resident Twinning Advisor
National Administration of 
Penitentiaries (NAP)
Bukarest – Rumänien
wolfgang_gottschalk@email.de
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Bücher
Ostendorf (Hrsg.), 
Jugendstrafvollzugsrecht
Handbuch
(1. Aufl., Verlag Nomos, Baden-Baden, 
2008, 764 Seiten, geb., EUR 78,-)

Die 16 Bundesländer haben die Vorga-
be des BVerfG (E 116, 69), eine verfas-
sungsgemäße Rechtsgrundlage für den 
Vollzug von Jugendstrafe zu schaffen, 
höchst unterschiedlich umgesetzt. Das 
Handbuch verschafft in dieser unüber-
sichtlichen Gesetzeslage Klarheit und 
erleichtert die rechtliche Beurteilung 
von typischen Alltagssituationen im 
Strafvollzug. Das Werk stellt in 13 Ab-
schnitten die Ländergesetze gegen-
über und gibt Argumentationshilfen 
für eine praxisgerechte Umsetzung im 
Jugendstrafvollzug. Erläutert werden 
dabei die Grundlagen (Ostendorf ), die 
Vollzugsplanung (Ostendorf ), die Un-
terbringung und Versorgung (Kirchner),  
die schulische Maßnahmen, Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen (Sand-
mann), Freizeit, Medien und Sport 
(Fiedler/Vogel), die Religionsausübung 
(Bochmann), die Außenkontakte (Wal-
kenhorst/Roos/Bihs), die Sicherheit 
und Ordnung (Goerdeler), der unmit-
telbare Zwang (Bochmann/Ostendorf ), 
die erzieherischen Maßnahmen und 
Disziplinarmaßnahmen (Rose), die 
Rechtsmittel (Rose), Datenschutz und 
kriminologische Forschung (Weichert/
Goerdeler) sowie die Organisation 
(Kirchner). Dabei sind die Beiträge – wie 
auch bei einer so großen Zahl von Au-
toren nicht anders zu erwarten - höchst 
unterschiedlicher Natur. Sie reichen oft-
mals über den eigentlichen Bereich des 
Jugendstrafvollzugs weit hinaus und 
erläutern auch Grundsätze des Erwach-
senenstrafvollzugs. So enthält das Ka-
pitel 12 über den Datenschutz insoweit 
eine umfassende Kommentierung auch 
der §§ 179 ff StVollzG. Dies ist bei aller 
Besonderheit des Jugendstrafvollzugs 

auch nicht verwunderlich, da sicher-
lich Gemeinsamkeiten bestehen. Die 
Beiträge weisen jedoch auch insoweit 
Unterschiede in der Darstellung auf. 
Sie reichen von einer sehr stark prak-
tisch geprägten Erläuterung, die sich 
im wesentlichen auf die gesetzlichen 
Grundlagen beschränkt (z.B. Kap. 3 und 
13) bis hin zu einer wissenschaftlich 
fundierten und belegten Erläuterungen 
des Gesetzes und der jeweiligen Ausge-
staltung des Jugendstrafvollzugs (z.B. 
Kap 1, 2 und 8). 

Das Werk ist in relativ kurzer Zeit 
nach Inkrafttreten der neuen (Jugend-)
Strafvollzugsgesetze der Länder er-
schienen. Insoweit haben die Autoren 
Beachtliches in diesem Zeitraum ge-
leistet. Es handelt sich um die erste 
systematische Darstellung der neuen 
Gesetze. Dass sich dabei auch einige Un-
genauigkeiten eingeschlichen haben, 
erscheint bei der Fülle des gesetzgebe-
rischen Materials wohl unvermeidlich. 
So wird im Kapitel Vollzugsplanung bei 
den Regelungen über die Sozialthera-
pie (Kap. 2 Rdn. 23) statt der für den 
Jugendstrafvollzug einschlägigen und 
abweichenden Regelung in Art. 132 
BayStVollzG die allgemeine Regelung 
in Art. 11 BayStVollzG zitiert.  Und für 
Niedersachsen wird an gleicher Stelle 
die über § 132 NJVollzG entsprechende 
Regelung fälschlich mit § 11 NJVollzG 
benannt, wobei übersehen wird, dass 
die entsprechende Vorschrift im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens in Art. 
104 NJVollzG übernommen wurde. In 
Kapitel 11 Rdn. 12 und 13 wird über-
sehen, dass die Verweisung in § 92 I 
2 JGG im Laufe des Gesetzgebungs-
verfahrens auf den Absatz 1 in § 120 
StVollzG beschränkt wurde. Durch diese 
Beschränkung der Verweisung gelten 
nicht die Vorschriften über die Gewäh-
rung von Prozesskostenhilfe nach §§ 
114 ff. ZPO (wie es § 120 II StVollzG 
vorsieht), sondern § 120 I StVollzG iVm 
§ 140 II StPO. Intension der durch den 
Rechtsausschuss des BT vorgenom-
menen Änderung ist es, die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts nicht von der Er-
folgsaussicht, sondern von der „jugend-

mäßig“ zu beurteilenden Schwierigkeit 
der Sach- und Rechtslage abhängig zu 
machen (BT-Ds 16/6978, 6).

Dies ändert jedoch nicht daran, dass 
das Werk für jeden Praktiker des Vollzugs 
– und zwar weit über den Jugendstraf-
vollzug hinaus von großer Bedeutung 
ist. Der Band wendet sich aber auch an 
Praktiker aus der Strafjustiz insbeson-
dere  Jugendstrafrichter, Staatsanwälte, 
Strafverteidiger. Es handelt sich um ein 
Standardwerk der ersten Stunde.

Professor Dr. Frank Arloth, Augsburg

12. überregionale 
Fachtagung der 
sozialtherapeutischen 
Einrichtungen im 
Justizvollzug

Die traditionell in zweijährigem 
Rhythmus stattfindende überregio-
nale Fachtagung der sozialtherapeu-
tischen Einrichtungen im Justizvoll-
zug wird 2009 in Rheinland-Pfalz, in 
der Nibelungenstadt Worms, statt-
finden.
Die Veranstaltungen werden von 23. 
bis 25.09.2009 in den Räumen der 
Fachhochschule Worms (UNIVERSITY 
OF APPLIED SCIENCES) unter dem 
Leitthema
„Sozialtherapie – Hoffnungsträgerin 
zwischen Tradition und neuen Anfor-
derungen“ durchgeführt.
Nähere Informationen über die Ta-
gung, insbesondere die Anmelde-
modalitäten,  entnehmen Sie bitte 
unsere Homepage unter der Inter-
netadresse:
http://www.Sotha2009.de

Interessenten sind herzlich 
willkommen!

Justizvollzugsanstalt
–Sozialtherapeutische Anstalt–
67061 Ludwigshafen



104 • FS 2/2009 Impressum/Vorschau

Verlag
Herausgeber
Gesellschaft für Fortbildung der 
Strafvollzugsbediensteten e.V., Sitz: Wiesbaden

Nassauische Sparkasse Wiesbaden
BLZ 510 500 15/Kto. Nr. 100 216 140
IBAN: DE63 5105 0015 0100 2161 40
SWIFT-BIC: NASSDE55XXX
Als gemeinnützig unter Steuernummer
40 250 6302 5-XII/3 beim Finanzamt Wiesbaden 
anerkannt

Geschäftsstelle
Hessisches Ministerium der Justiz,
für Integration und Europa
Luisenstraße 13, 65185 Wiesbaden
Oberamtsrat Lutwin Weilbächer
Telefon 06 11/32 26 69

Versandgeschäftsstelle
Mittelberg 1, 71296 Heimsheim

Vorstand
Vorsitzender
Ministerialdirigent Dr. Helmut Roos
Hessisches Ministerium der Justiz,
für Integration und Europa

Stellvertretender Vorsitzender
Ministerialdirigent Gerhard Meiborg 
Ministerium der Justiz des
Landes Rheinland-Pfalz

Ministerialdirigent Ulrich Futter 
Justizministerium Baden-Württemberg

Ministerialdirigent Hermann Korndörfer a. D.
Bayerisches Staatsministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz

Ministerialdirigent a. D. Dr. h. c. Harald Preusker
Sächsisches Staatsministerium der Justiz

Redaktion
Redaktionsleitung, Lektorat
Magazin, Forschung und Entwicklung, 
Straff älligenhilfe, Korrespondenten
Prof. Dr. Bernd Maelicke
Telefon 04 31/55 11 74
berndmaelicke@aol.com

Stellvertretende Redaktionsleitung
Rechtsprechung
Prof. Dr. Frank Arloth
Telefon 0 89/5597-3600
arloth@stmjv.bayern.de

Aus den Ländern
Theorie und Praxis
Gerd Koop
Telefon 04 41/4859-100

Koop.Gerd@JVA-OI.Niedersachsen.de
Internationales
Dr. h.c. Harald Preusker
Telefon 03 51/2 69 12 01
harald.preusker@web.de

A bis Z
Stephanie Pfalzer
Telefon 0 94 21/545-401
stephanie.pfalzer@jvs-sr.bayern.de

A bis Z
Günter Schroven
Telefon 0 53 31/963 83-26
Guenter.Schroven@bi-jv.niedersachsen.de

Medien, Buchbesprechungen, Literatur
Prof. Dr. Philipp Walkenhorst
Telefon 02 21/470-2089
pwalkenhorst@hrf.uni-koeln.de

Dokumentation
Helga Moriz
helga.moriz@arcor.de

Homepage
Lennart Bublies

F o r u m
Strafvollzug

Redaktionsanschrift
Forum Strafvollzug
Prof. Dr. Bernd Maelicke
Bartelsallee 6
24105 Kiel

Layout und Satz
Reusch-Design, Verena Reusch
www.reusch-design.com
email@reusch-design.com

Anzeigen
Verena Reusch
Telefon 0 70 44 /78 40
email@reusch-design.com

Druck, Versand, Versandgeschäftsstelle
Justizvollzugsanstalt Heimsheim
Mittelberg 1, 71296 Heimsheim
Telefon 0 70 33/30 01-410
druckerei-h@jvaheimsheim.justiz.bwl.de

Druckunterlagen
Grafi ken/Schaubilder können nur dann 
veröff entlicht werden, wenn sie als Datei zur 
Verfügung gestellt werden. Datenträger 
vom PC können weiterverarbeitet werden.

Erscheinungsweise
alle 2 Monate

Mitteilungen, die sich auf den Bezug der 
Zeitschrift beziehen (Bestellungen, Abbe-
stellungen, Anschriftenänderung usw.) sind 
an die Versandgeschäftsstelle zu richten.
Mitteilungen oder Einsendungen, die sich 
auf den Inhalt der Zeitschrift beziehen, sind 
an die Redaktionsadresse zu richten.

Für unverlangt eingesandte Manuskripte wird 
keine Haftung übernommen, sie können nur 
zurückgegeben werden, wenn Rückporto bei-
gefügt ist. 

Aus technisch-organisatorischen Gründen wer-
den Korrekturen ausschließlich von der Lektorin 
gelesen. Namentlich gekennzeichnete Beiträge 
geben die Auff assung des Verfassers wieder.

Die Redaktion übernimmt für die Anzeigen
keine inhaltliche Verantwortung.

Nutzen Sie das Online-Bestell-
formular auf unserer Homepage:
www.forum-strafvollzug.de

Vorschau Heft 3/2009:
Psychisch Kranke und Ältere –  
Spezielle Behandlung für spezielle
Gefangene

Bezugspreise:
Einzelbesteller/in
Inland
Einzelbezug 6,00 EUR
Jahresabonnement 21,00 EUR

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an 
eine Versandadresse)
Inland
Jahresabonnement 13,10 EUR

Einzelbesteller/in
Ausland
Einzelbezug 6,20 EUR
Jahresabonnement 21,50 EUR

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an 
eine Versandadresse)
Ausland
Jahresabonnement 13,50 EUR

Sämtliche Preise sind incl. 7% Mehrwertsteuer sowie Versandkosten.
Die Kündigungsfrist für den Bezug der Zeitschrift beträgt drei Monate.

Eine Kündigung ist nur zum Jahresende möglich.

Einbanddecke 2007 8,00 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z     6,50 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)



Vollzugsmanagement gewinnt praktische Bedeutung in der Gesta tung und 

Steuerung der Justizvollzugsansta ten und im Zusammenwirken dieser mit 

den Fachabte lungen in den jewe ligen Aufsichtsbehörden in Deutschland 

regelmäßig die Justizministerien der Länder)  

Der folgende Regelkreis bietet einen Überblick über das  was Vo lzugsma

nagement bedeutet  Beginnend m t Element I baut zunächst jedes Element 

auf dem vo angegangenen auf  Da Vo lzugsmanagement aber auch ein nicht 

endender P ozess ist  steht jedes Element mit jedem ande en in einer Wech

selbeziehung  Aufgabe des Managements ist es  die jeweiligen Entwicklungs

schwerpunkte im Regelkreis zu de� nie en und unter hnen ein dynamisches 

Gleichgewicht herzustellen

S T R A F V O L L Z U G  V O N  A Z

V
FS 4/07  

 
Bearbe tet von  Wo fgang Gottschalk

Vollzugsmanagement (1)

I

gese zl che u

kr m no ogi che

G undlagen
X

Cont ol ing und

Fort chre bung

II
Z e e und 

Lei bi der des

Just zvo lzugs
II

Wir ung -

orient erte

Steuerung

IV

Organ sations-

Entw cklung

V

Behand ung -

management

VI

Siche hei s-

m n gement

V I

Pe sonal-

entwi klung und

führung

V II

Kooperat on mit

externen

Dien tle stern

IX

P ojekt- und

Qual tä s-

management Kommunikation 

und Interaktion

STRAFVOLLZUG VON A-Z
Kostenlose Beilage zu  Forum Strafvollzug

Mit der Sammlung Strafvollzug von A-Z wollen wir 
einen Beitrag leisten zur Erklärung von zentralen Begri� en 
des Justizvollzuges sowie der Stra� älligenhilfe.

In jeder Ausgabe werden etwa 8 Begri� e näher erläutert, zum Teil mit Hinwei-
sen zu gerichtlichen Entscheidungen oder sonstigen Vertiefungen.

Wir sprechen mit diesem Service insbesondere die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an, die sich noch in der Ausbildung be� nden. Durch das Heraus-
nehmen und Sammeln der Einlagen entsteht ein „Fachlexikon“, das fortlaufend 
ergänzt werden kann und auch für erfahrene Fachkräfte wertvoll ist.

Die Stichworte gliedern sich im Wesentlichen in drei Kategorien:
Grundbegri� e (zentrale, übergeordnete Begri� e des Strafvollzugs) -
Praxisbegri� e (Alltägliches aus der Praxis des Strafvollzugs,  -
oftmals in Übersichten oder Schemata)
Rechtsprechung (aktuelle Rechtsprechung, verständlich  -
und auf den wesentlichen 
Entscheidungsinhalt aufgearbeitet).

Ideal für Aus- und Weiterbildung

A-Z wird jedem Heft beigelegt, den Ordner 
können Sie gesondert für 6,50 EUR 
zzgl. Versand bestellen. 

Hier könnte 
auch Ihre 

Werbung stehen

Interes-
siert?

Fordern Sie unsere Mediadaten an

Übrigens ...

... wussten Sie schon, dass Sie bei uns auch Ihren 
kompletten Jahrgang binden lassen können?

Wir fertigen Ihnen für jeden Jahrgang eine 
Einbanddecke für nur 8,00 € an. 

Auf Wunsch binden wir aus Ihren Zeitschriften, 
die Sie uns gerne zusenden können, ein Buch 
zum Preis von 30,50 € inclusive Silberprägung. 

Alle Preise jeweils zuzüglich Porto und Verpackung.

Druckerei & Buchbinderei der JVA Heimsheim
Mittelberg 1
71296 Heimsheim
Telefon: 0 70 33 - 30 01 - 4 10   Fax: - 4 11
E-Mail: druckerei-h@jvaheimsheim.justiz.bwl.de

          



 
 
  

 

   Fortbildungen & 
Veranstaltungen 2009 
 

Kooperation im Jugendstrafverfahren: Wie 
die Verfahrensbeteiligten besser kooperieren 
Arbeitstagung für Richter, Staatsanwälte, Polizisten, 
Fachkräfte der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
Leipzig, 09. – 11.09.2009 (V 07/09) 
 

Vierteiliger Qualifizierungskurs für 
MitarbeiterInnen der Jugendhilfe im 
Strafverfahren / JGH 
Hannover, 14. – 16.09.2009 (V 15/09) 
 

Methoden der Anti-Gewalt-Pädagogik 
Fortbildungsseminar für Fachkräfte der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe 
Reinhausen bei Göttingen, 21. – 23.09.2009 (V 13/09) 
 

Seminar der BAG Polizei der DVJJ 
Fortbildungsseminar für Fachkräfte der Polizei, der Schulen 
und der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
Frankfurt/Main, 30.09 – 02.10.2009 (V 08/09) 
 

Methoden der Sozialen Trainingskurse 
Fortbildungsseminar für Fachkräfte der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe sowie der Bewährungshilfe 
Wernigerorde, 20. – 22.10.2009 (V 14/09) 
 

Interkulturelle Kompetenz für die Arbeit mit 
straffälligen jungen Menschen 
Fortbildungsseminar für Fachkräfte der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe und der Polizei 
Schwerte, 11. – 13.11.2009 (V 10/09) 
 

Polizei & Sozialarbeit XV 
Fortbildungsseminar für Fachkräfte der Polizei und der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe 
Hannover, 16. – 18.11.2009 (V 11/09) 
 

Routinierte Jugendgerichtshilfe: Workshop 
für erfahrene MitarbeiterInnen der 
Jugendhilfe im Strafverfahren 
Leipzig, 25. – 27.11.2009 (V 12/09) 
 

Inhouse-Seminare 
Nach individueller Vereinbarung, bspw. zu folgenden Themen 
 Mitwirkung der Jugendhilfe im Strafverfahren 
 Datenschutz in Jugendhilfe & Jugendstrafverfahren 
 Grundlagenqualifizierung: ambulante Arbeit mit 

straffälligen Jugendlichen  
 Neue Rechtsentwicklungen im Jugendstrafrecht 
 Sozialpädagogische Diagnosen 
 Mehrfach- und Intensivtäter 
 Polizeiliche Jugendarbeit 

 

Weitere Informationen & Anmeldung:  
Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen 
Lützerodestraße 9, 30161 Hannover 
Fax: 0511 – 318 06 60 | Email: tschertner@dvjj.de 
www.dvjj.de -> Veranstaltungen 

 

DVJJ-Schriftenreihe 
 

Schriftenreihe der DVJJ, Band 41 
DVJJ (Hrsg.) 

Fördern Fordern Fallen lassen  
Aktuelle Entwicklungen im Umgang mit 
Jugenddelinquenz. Dokumentation des 27. 
Deutschen Jugendgerichtstages vom 15. – 18. 
September 2007 in Freiburg 
Forum Verlag, 2008 (ISBN 978-3-936999-49-5) 
639 Seiten | 44 Euro (28,00 für DVJJ-Mitglieder)  

Schriftenreihe der DVJJ, Band 40 
Jochen Goerdeler & Philipp Walkenhorst (Hrsg.) 

Jugendstrafvollzug  
Neue Gesetze, neue Strukturen, neue Praxis? 
Forum Verlag, 2007 (ISBN 978-3-936999-37-2) 
492 Seiten | 42 Euro (25,00 für DVJJ-Mitglieder)  

Schriftenreihe der DVJJ, Band 39 
Sylvia Sommerfeld 

Vorbewährung nach § 57 JGG in 
Dogmatik und Praxis 
Forum Verlag, 2007 (ISBN 978-3-936999-32-7) 
228 Seiten, 30,00 Euro (22,50 für DVJJ-Mitglieder)  

Schriftenreihe der DVJJ, Band 38 
Jesko Baumhöfener 
Jugendstrafverteidiger 
Eine Untersuchung in Hinblick auf § 74 JGG 
Forum Verlag, 2007 (ISBN 978-3-936999-28-0) 
264 Seiten, 30,00 Euro (22,50 für DVJJ-Mitglieder) 

Schriftenreihe der DVJJ, Band 37 
DVJJ (Hrsg.) 

Verantwortung für Jugend 
Dokumentation des 26. Deutschen 
Jugendgerichtstages  
Forum Verlag, 2006 (ISBN 3-936999-24-4) 
586 Seiten, 36 Euro (20,00 für Mitglieder) 

Schriftenreihe der DVJJ, Band 36 
H. Pollähne, K. Bammann, J. Feest (Hrsg.) 

Wege aus der Gesetzlosigkeit 
Rechtslage und Regelungsbedürftigkeit des 
Jugendstrafvollzugs 
Forum Verlag, 2004 (ISBN 3-936999-04-X) 
170 Seiten, 19 Euro (14,25 für Mitglieder) 

Bestellungen schriftlich oder online:  
DVJJ | Lützerodestr. 9 | 30161 Hannover 
Fax: 0511 – 318 06 60 | literaturservice@dvjj.de 
www.dvjj.de -> Materialservice 
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